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Friedrich Schäfer

Bundesstaatliche Ordnung als politisches Prinzip

Bundesstaatliche Ordnungen findet man heute 
auf der ganzen Welt; die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika sind ein Bundesstaat, Mexi-
co, Brasilien, Indien sind Bundesstaaten. Vie-
le Entwicklungsländer können nur auf der Ba-
sis des Bundesstaates als staatliche Existenz 
gegründet werden. Jugoslawien ist ein Bun-
desstaat und dadurch gekennzeichnet, daß er 
nach den amtlichen Darstellungen 5 Nationen 
umfaßt, die sich im jugoslawischen Staat zu-
sammengeschlossen haben.

Neuerdings liest man davon, Belgien wolle 
sein Sprachenproblem dadurch lösen, daß Re-
gionalregierungen geschaffen werden sollen, 
und von England kommt die Nachricht, daß 
für Wales und Schottland nicht mehr nur je 1 
Minister bestellt, sondern eigene Parlamente 
vorgesehen werden sollen.

Die angeführten Beispiele zeigen, daß der 
Bundesstaat die Möglichkeiten gibt, großräu-
mige Staaten zu schaffen unter Wahrung na-
tionaler Selbständigkeiten, religiöser Eigen-
ständigkeiten oder sonstiger Eigenheiten, be-
sonders kultureller oder ethnischer Natur. 
Der Bundesstaat gibt die Möglichkeit, außen-
politisch geschlossen aufzutreten, Wirtschaft 
und Finanzen einheitlich zu ordnen und doch 
ein ausreichendes Maß an Selbständigkeit 
den verschiedenen Bevölkerungsgruppen zu 
geben. Selbst so lang umstrittene Probleme 
wie das von Südtirol oder das von Sardinien 
können durch Institutionen, die Teilselbstän-
digkeiten geben, einer Lösung nähergebracht 
werden.
Bundesstaaten können auf verschiedene Art 
und Weise entstehen. Meistens kommen sie 
durch einen oder mehrere Verträge zwischen 
den seither selbständigen Staaten, den zu-
künftigen Gliedstaaten, zustande. Die Verfas-
sung des neuen Staates hat diese Verträge zu 
respektieren; die Verteilung der Kompetenzen 
zwischen Gesamtstaat und Gliedstaat ist in 
er Regel im Vertrag ausgehandelt. Auch eine 
nderung der Verfassung ist nur möglich, 

"enn eine vertragliche Änderung erfolgt. Hier-
ei ann den Gliedstaaten auch weiterhin die 
ouveränität zuerkannt werden. Als Beispiel 

sei das Deutsche Reich von 1871 angeführt. 

Die Staatsgewalt lag auch weiterhin bei den 
Fürsten der einzelnen Länder, deshalb be-
stimmten Art. 6 Abs. 1 Satz 1 und Art. 5 Abs. 1 
Satz 1 der Verfassung von 1871: „Der Bundes-
rat besteht aus den Vertretern der Mitglieder 
des Bundes“. „Die Reichsgesetzgebung wird 
ausgeübt durch den Bundesrat und den 
Reichstag.“ Der Bundesrat war das maßgeben-
de Organ; kein Gesetz konnte dem Reichstag 
zugeleitet werden ohne seine Zustimmung, 
die Verabschiedung des Gesetzes erfolgte, 
nachdem es der Reichstag beschlossen hatte’, 
durch den Bundesrat; diesem oblag auch die 
Kontrolle über den Vollzug der Gesetze nach 
Art. 7. Da der preußische Ministerpräsident 
zugleich Reichskanzler war und als solcher 
den Vorsitz im Bundesrat führte, war nicht 
nur die Hegemonie Preußens gesichert, son-
dern auch die enge Zusammengehörigkeit von 
Bundesrat und Reichsregierung betont.

Die Entwicklung in Deutschland in der Zeit 
nach 1918 ging dahin, daß nach Ausscheiden 
der Fürsten, den Trägern der Souveränität, das 
deutsche Volk als eine Einheit bestehen blieb; 
von ihm, von dem alle Staatsgewalt ausgeht, 
wurde die Einheit des Reiches erhalten. Wir 
hatten hinfort nicht mehr 25 Souveräne, un-
beschadet der Stellung der Hansestädte, son-
dern nur das eine Volk, von dem alle Staats-
gewalt ausging. Die Verfassung von 1919 war 
dadurch geprägt.

Das Grundgesetz sagt ausdrücklich: „Das 
Deutsche Volk in den Ländern... hat kraft 
seiner verfassunggebenden Gewalt dieses 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
beschlossen." Die Bundesrepublik besteht also 
nicht aus dem Zusammenschluß der Länder, 
sondern die Verfassung des Gesamtstaates 
bestimmt in Art. 20, daß wir ein Bundesstaat 
sein wollen; sie regelt in einem eigenen Ab-
schnitt das Verhältnis „Der Bund und die Län-
der" und bestimmt in Art. 79 Abs. 3 die Un-
abänderlichkeit der Gliederung des Bundes in 
Länder und ihre grundsätzliche Mitwirkung 
bei der Gesetzgebung. Der Bund ist in Län-
der gegliedert, er besteht nicht aus einem Zu-
sammenschluß der Länder. Nur deshalb konn-
te Art. 29 Abs. 1 GG dem Bundesgesetzgeber



die Aufgabe auferlegen, das Bundesgebiet 
neu zu gliedern und Länder zu „schaffen", „die 
nach Größe und Leistungsfähigkeit die ihnen 
obliegenden Aufgaben wirksam erfüllen kön-
nen.“ Der Gesetzgeber muß dabei die lands-
mannschaftliche Verbundenheit, die ge-
schichtlichen und kulturellen Zusammenhän-
ge, die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit und 
das soziale Gefüge berücksichtigen. Wir ha-
ben also den Vorgang, daß ein einheitliches 
Volk sich eine Verfassung gibt und sich da-
bei — sicherlich angeregt durch seine Ge-
schichte und durch die Forderung der damali-
gen Besatzungsmächte — für den Bundesstaat 
entscheidet, — daß also neben den Organen 
des Gesamtstaates eigene Organe der Länder 
entstehen, die in keinem Uber- oder Unterord-
nungsverhältnis zum Bund stehen, sondern in 
einem gleichberechtigten Nebeneinander. Die 
Länder können sich eigene Verfassungen ge-
ben, wobei sie sich an die im Grundgesetz fest-
gelegten Grundsätze zu halten haben, ebenso 
bei dem von ihnen zu erlassenden Wahlrecht; 
sie führen selbständige Wahlen in ihren Län-
dern durch, aus denen Landesregierungen 
hervorgehen; die Zentralregierung wirkt hier-
bei nicht mit.

I. Das bundesstaatliche System nach dem 
Grundgesetz

Unsere ganze staatliche Ordnung, vor allem 
die Wahrnehmung der Staatsgewalt, steht un-
ter dem Gebot, daß sie durch besondere Orga-
ne der Gesetzgebung, der vollziehenden Ge-
walt und der Rechtsprechung ausgeübt wird, 
Art. 20 Abs. 2 GG. Dies gilt für den Bund und 
die Länder; auch diese Bestimmung ist nach 
Art. 79 Abs. 3 GG unabänderlich. Im Bundes-
staat bedarf es der verfassungsmäßigen Rege-
lung, was den Organen des Gesamtstaates 
und was denen der Länder obliegt. Die Ver-
fassung des Gesamtstaates hat dies geregelt.

1. Die Vermutung der Zuständigkeit spricht 
für die Länder, denn Art. 30 GG sagt: „Die 
Ausübung der staatlichen Befugnisse und die 
Erfüllung der staatlichen Aufgaben ist Sache 
der Länder, soweit dieses Grundgesetz keine 
andere Regelung trifft oder zuläßt." Der Ge-
samtstaat ist also nur zuständig, wenn das 
Grundgesetz es ausdrücklich sagt, es gilt der 
Grundsatz der Enumeration. Daß auch hieraus 
Meinungsunterschiede entstehen können, ist 
bekannt; es sei nur an den Streit über die 
Kompetenz „aus dem Sachzusammenhang“ er-
innert.

2. Auf dem Gebiet der Gesetzgebung sagt 
Art. 70 GG nochmals ausdrücklich: „(1) D 
Länder haben das Recht der Gesetzgebung 
soweit dieses Grundgesetz nicht dem Bunde 
Gesetzgebungsbefugnis verleiht.

(2) Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwi. 
sehen Bund und Ländern bemißt sich nach 
den Vorschriften dieses Grundgesetzes übet 
die ausschließliche und die konkurrierende 
Gesetzgebung."

Streit entstand hier wegen Art. 72 GG, also 
wegen der Frage, inwieweit der Bund von der 
konkurrierenden Gesetzgebung Gebrauch ma-
chen kann. Nach Auffassung des Bundesver-
fassungsgerichts ist diese Frage nicht justi. 
tiabel, also politisch zu entscheiden. Nach 
Auffassung von Länderseite benutzt der Bund 
diese Bestimmung, um seine Zuständigkeit 
ungerechtfertigt auszudehnen (auf die Mitwir-
kung der Länder bei der Bundesgesetzgebung 
wird später eingegangen).

3. Auf dem Gebiete der vollziehenden Gewalt 
hat das Grundgesetz sich zu einem eindeuti-
gen System bekannt: Verwaltungsangelegen-
heiten sind grundsätzlich Angelegenheit der 
Länder; dem Bund steht nur die Rechtsauf-
ungerechtfertigt auszudehnen (auf die Mitwir-
kung des Bundesrates gebunden, Art. 84 
Abs. 3 und 4 GG.

Die Länder führen ihre eigenen Gesetze aus, 
der Bund hat dabei weder eine Aufsicht noch 
irgendeine Mitwirkung.
„Die Länder führen die Bundesgesetze als ei-
gene Angelegenheit aus, soweit dieses Grund-
gesetz nichts anderes bestimmt oder zulält, 
Art. 83 GG. Das bedeutet, daß die Länder über 
den Behördenaufbau und das Verwaltungsver-
fahren selbst bestimmen. Sollen um der Ein-
heitlichkeit im Bundesgebiet willen allgemeine 
Verfahrensvorschriften oder einheitliche Vor-
schriften für die Einrichtung der Behörden er-
lassen werden, so bedeutet dies einen Eingriff 
in die Zuständigkeit der Länder, ein entspre-
chendes Bundesgesetz bedarf daher der Zu-
stimmung des Bundesrates.

Auch wenn die Länder die Bundesgesetze in 
Auftrag des Bundes ausführen, ändert sic 
gegenüber dem vorher Gesagten bzgl- de 
Einrichtung der Behörden und des Erlasses 
von allgemeinen Verwaltungsvorschri 6 
nichts. Die Bundesaufsicht erstreckt sich dan 
nicht nur auf die Gesetzmäßigkeit, sonden. 
auch auf die Zweckmäßigkeit der Aus" 
rung.



Bundeseigene Verwaltungen sind die Ausnah-
me. sie müssen deshalb in der Verfassung 
ausdrücklich aufgeführt sein, vgl. Art. 86—89 
GG.
4, Auch auf dem Gebiet der Rechtsprechung 
haben wir eine Teilung der Aufgaben zwi-
schen Bund und Ländern, Art. 92 GG: „Die 
rechtsprechende Gewalt ist den Richtern an-
vertraut; sie wird durch das Bundesverfas-
sungsgericht, durch die in diesem Grundgesetz 
vorgesehenen Bundesgerichte und durch die 
Gerichte der Länder ausgeübt."

Die Rechtsprechung obliegt also grundsätzlich 
den Gerichten der Länder. Da Gerichtsverfas-
sung, gerichtliches Verfahren, die Rechtsan-
waltschaft, das Notariat und die Rechtsbera-
tung durch Bundesgesetze geregelt sind, ist die 
Einheitlichkeit des Verfahrens im Bundesge-
biet gesichert. Die Organisationsgewalt über 
Einrichtung und Abgrenzung der Gerichte und 
ihrer Bezirke liegt bei den Ländern.

Das bundesstaatliche System wird durch das 
von der Bundesverfassung errichtete Bundes-
verfassungsgericht gesichert. Es entscheidet 
nach Art. 93 GG bei Meinungsverschiedenhei-
ten über Rechte und Pflichten des Bundes und 
der Länder, über die förmliche und sachliche 
Vereinbarkeit von Bundesrecht oder Landes-
recht mit dem Grundgesetz oder die Verein-
barkeit von Landesrecht mit sonstigem Bun-
desrecht rechtsverbindlich für Bund und Län-
der. Folgerichtig werden die Mitglieder des 
Bundesverfassungsgerichts je zur Hälfte vom 
Bundestag und vom Bundesrat gewählt, 
Art. 94 Abs. 1 GG. (Insoweit versteht das 
Grundgesetz den Bundesrat als Vertreter der 

Länder). Allein zu dem Zwecke, die Rechts-
einheit im Bundesgebiet zu sichern, hat der 
Bund auf den verschiedenen Rechtsgebieten 
durch ausdrückliche Bestimmung im GG das 
Recht und die Pflicht, Revisionsgerichte ein-
zurichten. Art. 95 Abs. 1 GG bestimmt: „Für 
die Gebiete der ordentlichen, der Verwal-
tungs-, der Finanz-, der Arbeits- und der So-
zialgerichtsbarkeit errichtet der Bund als 
oberste Gerichtshöfe den Bundesgerichtshof, 
das Bundesverwaltungsgericht, den Bundesfi-
nanzhof, das Bundesarbeitsgericht und das 
Bundessozialgericht.“

Ein Richterwahlausschuß, der paritätisch mit 
Vom Bundestag gewählten Mitgliedern und 
Landesministern besetzt ist, wählt die Richter 
dieser obersten Gerichtshöfe, Art. 95 Abs. 2 

Die bundesstaatliche Ordnung des Grundge-
setzes kennt also neben der horizontalen Tei-
lung der Ausübung der Staatsgewalt eine 
weitere, vertikale Teilung. Sie ist in ihren 
einzelnen Teilen verschieden durchgeführt; 
während Verwaltung und Rechtsprechung 
überwiegend bei den Ländern sind, liegt das 
politische Schwergewicht der Gesetzgebung 
beim Bund. Der Bund hat kein Mitwirkungs-
und kein Mitgestaltungsrecht bei den Län-
dern, hingegen wirken die Länder durch den 
Bundesrat bei der Gesetzgebung ‘und Verwal-
tung des Bundes mit, Art. 50 GG.

II. Gemeinsame Verantwortung der politi-
schen Kräfte

„Die verfassungsmäßige Ordnung in den Län-
dern muß den Grundsätzen des republikani-
schen, demokratischen und sozialen Rechts-
staates im Sinne dieses Grundgesetzes ent-
sprechen", und „der Bund gewährleistet, daß 
die verfassungsmäßige Ordnung der Länder 
den Grundrechten" und den obigen Bestim-
mungen entspricht, Art. 28 Abs. 1 und 3 GG. 
Bei Verletzung dieser Verpflichtungen könnte 
der Bund im Rahmen des Art. 37 GG ein Land 
zur Einhaltung der Bestimmungen zwingen.

Wir haben im Bund und in den Ländern die 
parlamentarische Demokratie: Wir haben ein 
freigewähltes Parlament, aus dem die Regie-
rung hervorgeht. Sie wird von der Mehrheit 
des Parlaments getragen. Bei den heutigen 
politischen Kräfteverhältnissen in der Bun-
desrepublik können wir davon ausgehen, daß 
es eine Regierung sein wird, die von einem 
SPD-Politiker oder von einem zur CDU oder 
CSU gehörenden Politiker geführt sein wird. 
Die Erfahrungen zeigen, daß das Ergebnis der 
Bundestagswahl und das der Landtagswahlen 
zu unterschiedlichen Resultaten führen kann 
und damit auch zu unterschiedlichen Regie-
rungsbildungen. Keine Landtagswahl fällt mit 
der Bundestagswahl zusammen, sie finden im 
Laufe der Wahlperioden des Bundestages 
statt. Die Themen des Wahlkampfes und der 
ganze Landtagswahlkampf werden weitge-
hend mit bundespolitischen Fragen bestritten 
— ein Zeichen dafür, wie schmal das politi-
sche Betätigungsfeld der Länder ist, wie we-
nig es den Landespolitikern gelingt, sofern sie 
überhaupt daran interessiert sind, landespoli-
tische Fragen zur Diskussion und zur Ent-
scheidung zu stellen. Trotzdem ist bei einem 
Vergleich von Bundestags- und Landtagswah-
len immer wieder festzustellen, daß der Bür-



ger sehr wohl Unterschiede macht; anders 
wären die Ergebnisse der letzten 20 Jahre 
nicht erklärbar. Landtagswahlen stehen zwar 
im Schatten der Bundespolitik, aber sie sind 
keine Zwischenentscheidungen, wenn auch 
ein gewisser Trend eine beachtliche Aussage-
kraft hat und wenn, was später darzustellen 
sein wird, der Ausgang der Landtagswahlen 
über den Bundesrat von Bedeutung werden 
kann.

Bei den politischen Kräfteverhältnissen in der 
Bundesrepublik’ hat es sich seit ihrem Beste-
hen so ergeben, daß wir teils von der CDU, 
teils von der SPD geführte Landesregierungen 
haben und daß im Verhältnis zur Bundesre-
gierung immer ein Teil der Landesregierun-
gen zum anderen politischen Lager gehörte. 
Ich sage bewußt nicht Opposition, denn eine 
Regierung kann als solche nicht in Opposi-
tion stehen, sie kann anderer Auffassung sein 
als die Bundesregierung, aber der Versuch, 
die Regierung als „oppositionell" abzustem-
peln, muß zurückgewiesen werden. Ist es 
doch die Rolle der Opposition, als Alternative 
zur Regierung zur Verfügung zu stehen; das 
ist im Verhältnis Landesregierung — Bundes-
regierung nicht der Fall, was nicht aus-
schließt, daß es Ministerpräsidenten gibt, die 
für ihre Person anstreben, das Amt des Bun-
deskanzlers oder eines Bundesministers zu 
übernehmen. Es wäre für die Bundesrepublik 
und für die bundesstaatliche Ordnung insbe-
sondere geradezu verhängnisvoll, wenn Bun-
desregierung und alle Landesregierungen zum 
gleichen politischen Lager gehören würden; 
einer der Haupteffekte des Bundesstaates 
wäre verloren. Diesen Haupteffekt sehe ich in 
folgendem:

Alle politisch relevanten Kräfte stehen des-
halb in der Verantwortung, da sie von Land 
zu Land verschieden im Parlament die Mehr-
heit erlangten und damit die Regierung stel-
len; sie sind jeweils in ihrem Bereich verant-
wortlich, verantwortlich damit aber auch für 
das Ganze. Kein Land kann Politik machen 
ohne den Bund, und der Bund bedarf der Zu-
arbeit durch die Länder. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat hierzu den Begriff der Bun-
destreue entwickelt; sie gilt zwischen Bund 
und Ländern und umgekehrt, und sie gilt auch 
zwischen den Ländern. Es gibt darüber hinaus 
spezielle Aufgabengebiete, bei denen Bund 
und Länder gemeinsame Verantwortung tra-
gen: Der Schutz der Verfassung vor ihren 
Feinden, der Kampf gegen Verbrechen kann 
nur Erfolg haben, wenn Bundes- und Landes-

regierungen das ihre tun; Umweltschutzmas. 
nahmen können nur erfolgreich eingeleitet 
und durchgeführt werden, wenn Bund und 
Länder gemeinsam handeln. Und sie tun es! 
Mag manches verbesserungsbedürftig sein: 
sie sind sich ihrer gemeinsamen Verantwor-
tung bewußt, sie koordinieren ihre Maßnah-
men. Entscheidend ist, daß sie gemeinsam 
handeln und sich gemeinsam verantwortlich 
fühlen, ohne Rücksicht darauf, welcher Partei 
sie angehören; in der Erfüllung ihrer Aufga-
ben finden sie sich zusammen. Das ist keine 
Große Koalition, sondern das ist die Wahr-
nehmung der Aufgaben, die den Staatsorga-
nen obliegen. Daß sie Ministern verschiede-
ner politischer Richtungen zufallen und diese 
dennoch gemeinsam handeln, ist eine der gro-
ßen positiven Folgen der bundesstaatlichen 
Ordnung. Das macht die Bundesrepublik in 
ihrem politischen Abwehrwillen gegen Ver-
fassungsfeinde so stark. Dies kommt in 
Art. 91 GG zum Ausdruck.

Art. 91 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 lauten:

„(1) Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für 
den Bestand oder die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung des Bundes oder eines 
Landes kann ein Land Polizeikräfte anderer 
Länder sowie Kräfte und Einrichtungen ande-
rer Verwaltungen und des Bundesgrenzschut-
zes anfordern.

(2) Ist das Land, in dem die Gefahr droht, 
nicht selbst zur Bekämpfung der Gefahr bereit 
oder in der Lage, so kann die Bundesregie-
rung die Polizei in diesem Lande und die Poli-
zeikräfte anderer Länder ihren Weisungen 
unterstellen sowie Einheiten des Bundes-
grenzschutzes einsetzen."

Die Gewährleistung der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung in Bund und Län- j 
dem ist als gemeinsame Aufgabe erkannt; die j 
Polizeikräfte können deshalb in anderen Län-
dern eingesetzt werden; der Bund kann mit 
den Polizeikräften der Länder und dem Bun-
desgrenzschutz die erforderlichen Schutzmaß-
nahmen durchführen.

Der Wettbewerb um die entscheidendste 
Machtposition im Staat, um die Bundesregie-
rung, wird für den Wähler sichtbarer. Die 
SPD war von 1949 bis 1966 im Bundestag in 
der Opposition. Sie konnte, obwohl es solche 
Bemühungen gab, nicht aus dem Staat hinaus 
gedrängt werden, da sie Landesregierungen 
führte und da sie sich von daher der Bevöl e 
rung als Regierungspartei auch für den Bun 



vorzustellen vermochte. Zur Zeit sehen wir 
die gleichen Möglichkeiten und das gleiche 
Bemühen bei der CDU: Ausgehend von den 
CDU-geführten Landesregierungen will sie 
ihre Regierungsfähigkeit für den Gesamtstaat 
darstellen. — Man wird bei der Erörterung 
von Neugliederungsmodellen darauf achten 
müssen, daß die derzeit vorhandene Chancen-
gleichheit der großen Parteien nicht verscho-
ben wird. Das Ganze würde darunter lei-
den.

III. Zusammenwirken von Bund und Ländern

Angestrebt wird, daß in allen Ländern der 
Bundesrepublik gleiche Möglichkeiten für die 
Bürger bestehen. Es gibt Länder, die ein höhe-
res Steueraufkommen haben als andere; trotz-
dem sollten die Bürger des ärmeren Landes 
auch einigermaßen gleiche Chancen besitzen. 
Zwar ist es Bundesaufgabe, die erforderlichen 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Wirtschaft 
sowie die Verteilung der Finanzen durchzu-
führen, für die Außenpolitik und für die 
EWG-Politik zu sorgen. Aber der Bund wen-
det sich an dieselben Menschen, denselben 
Unternehmer, wie es die Länder mit ihren 
Förderungsmaßnahmen z. B. tun. Dies führt 
zur Forderung, daß es Sachgebiete gibt, bei 
denen von Fall zu Fall, ja auch fortlaufend 
eine Koordinierung der Maßnahmen der Län-
der und des Bundes erforderlich ist.

Die Länder sind nicht koordiniert. Es gibt kei-
nen Länderrat, keine Institution, die für die 
Länder auf ihrem Zuständigkeitsbereich ein-
heitliche Entscheidungen treffen könnte. Die 
Länderregierungschefs kommen zusammen, die 
Kultusminister, die Finanzminister. Jeder 
bann nur so viel Zuständigkeit mitbringen, 
äh er in seinem eigenen Land hat, mehr 
nicht; alles andere sind bestenfalls Absichts-
erklärungen, sich in einer bestimmten Weise 
zu verhalten. Darüber hinaus verlangen alle 
Beschlüsse solcher Konferenzen Einstimmig-
eit es ist nicht möglich, daß eine Mehrzahl 

von Ländern die Minderheit durch einen 
Mehrheitsbeschluß zu einem Handeln zwin-

9en kann. Andererseits besteht häufig die 
stnsicht, daß ein Handeln nur dann sinnvoll 

15, wenn nach einheitlicher Konzeption oder 
a Grund gleicher gesetzlicher Bestimmun-
gsnin allen Ländern gehandelt wird. Mir ist 

c bekannt, daß es gelungen wäre, auf ei-
05, Gebiet der Länderzuständigkeit zu 

e,c lautenden Landesgesetzen zu kommen, 
er setzt mit gutem politischen Grund die 

Aktivität des Bundes ein, erkennt er doch 
ebenso die Notwendigkeit des Handelns und 
muß seinerseits das Erforderliche beitragen, 
um über die bestehenden Hindernisse hin-
wegzukommen. Dabei werden insbesondere 
die schwächeren Länder eine Bundesinitiative 
begrüßen, um überhaupt handlungsfähig zu 
sein, nicht zuletzt auch, weil der Bund in der 
Regel einen Teil der Kosten trägt. So entstan-
den in den ersten Jahren der Bundesrepublik 
eine Reihe von Vereinbarungen, genannt sei 
nur das Königsteiner Abkommen* über die 
Förderung der Forschung. Bund und Länder 
wirken zusammen und teilen sich die Kosten. 
So entstand der „Grüne Plan" mit den vom 
Bund zur Hälfte getragenen Kosten der land-
wirtschaftlichen Förderungsmaßnahmen. So 
entstand der Wissenschaftsrat, um den erfor-
derlichen Ausbau der Hochschulen nicht dem 
Zufall zu überlassen, sondern ihn sinnvoll zu 
planen und aufeinander abzustimmen. So 
entstanden „Gemeinschaftsaufgaben“, denen 
das Grundgesetz einen eigenen Abschnitt 
widmete. Es sind Aufgaben der Länder; der 
Bund wirkt mit, wenn diese Aufgaben für die 
Gesamtheit bedeutsam sind und die Mitwir-
kung des Bundes zur Verbesserung der Le-
bensverhältnisse erforderlich ist. Hierbei han-
delt es sich um

1. den Ausbau und Neubau von Hochschu-
len,
2. die Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur,
3. die Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes.

Keine dieser Aufgaben kann erfolgreich 
wahrgenommen werden, wenn dies nicht nach 
einheitlichen Gesichtspunkten in allen Län-
dern zu gleichen Zeit geschieht. Da die Schaf-
fung einheitlicher Rechtsgrundlagen in allen 
Ländern nahezu unmöglich ist, ergab sich 
zwangsweise der Weg, eine Angelegenheit 
aus der Zuständigkeit der Länder in die des 
Bundes überzuleiten. Es sind dann Mehrheits-
entscheidungen möglich; die Länder sichern 
sich dadurch, daß sie meist die Zustimmung 
des Bundesrates zu solchen Gesetzen fordern.

Nur der Bund kann ein einheitliches Instru-
mentarium zur Verfügung stellen. Mit gutem 
Grund haben die Länder der Kompetenzüber-
tragung auf den Bund auf dem Gebiet der Ab-
fallbeseitigung, der Luftreinhaltung und der 
Lärmbekämpfung zugestimmt; sie werden es 
sicherlich auch noch für das Gebiet des Was-
serhaushaltes tun. Es kommt bei der gesetzli-



eben Regelung dieser Gebiete des Umwelt-
schutzes darauf an, gleiche Maßnahmen, glei-
che Belastungen für die Wirtschaft zu schaf-
fen. Nur vereinte Maßnahmen haben Erfolg; 
keine Zufälligkeit des Standortes einer Indu-
strieanlage darf zu wettbewerbsverzerrenden 
Vorteilen führen. Es ist falsch, wenn man-
che im Zusammenhang mit solchen Kompe-
tenzverschiebungen von einem Machtzuwachs 
des Bundes zu Lasten der Länder sprechen. 
Die Initiative für die Anwendung dieser Ge-
setze und ihre Ausführung liegen allemal bei 
den Ländern. Entlastet sind die Landesparla-
mente, gestärkt werden die Landesregierun-
gen, da sie über den Bundesrat nicht nur für 
ihr Land, sondern für das ganze Bundesgebiet 
mitsprechen. Der Bund muß in solchen Fällen 
auch die politische Verantwortung für die Be-
lastung der Bürger und der Wirtschaft über-
nehmen und sie weder den Landtagen über-
lassen noch sie den Gemeindeparlamenten zu-
schieben.
Das Bedürfnis, bestimmte Maßnahmen zur 
gleichen Zeit aufeinander abgestimmt einzu-
leiten, hat zum Institut der Gemeinschaftsauf-
gaben geführt. Auch die Maßnahmen des 
Art. 104 a Abs. 4 GG müssen hier erwähnt 
werden:

„(4) Der Bund kann den Ländern Finanzhilfen 
für besonders bedeutsame Investitionen der 
Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) 
gewähren, die zur Abwehr einer Störung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts oder 
zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschafts-
kraft im Bundesgebiet oder zur Förderung des 
wirtschaftlichen Wachstums erforderlich sind. 
Das Nähere, insbesondere die Arten der zu 
fördernden Investitionen, wird durch Bundes-
gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, oder auf Grund des Bundeshaushalts-
gesetzes durch Verwaltungsvereinbarung ge-
regelt.“

Bei allen diesen Maßnahmen liegt die Vorar-
beit der Planung und der Investitionen bei 
Planungsausschüssen, die von der Bundes-
und der Länderministerialbürokratie gestellt 
werden. Letztlich sind die Planungsentwürfe 
so entwickelt und ausgewogen, daß sie den 
endgültigen Entscheidungen gleichkommen. 
Die Bundesregierung und die Landesregierun-
gen nehmen die Vorschläge in ihre Haus-
haltsplanentwürfe auf, weder der Bundestag 
noch die Landtage vermögen an dem Zustan-
degekommenen etwas zu ändern. Da die Län-
der in der Regel 50 °/o der Gesamtmittel zur 
Verfügung stellen müssen, wenn sie die rest-

lichen 50 % des Bundes erhalten wollen, sind 
sie in einem Zugzwang. Sicher können sie al. 
lehnen, ein bestimmtes Projekt durchzufüh-
ren, aber wer verzichtet schon auf Mittel des 
Bundes, die auf Abruf bereitstehen?

Wir haben also den Zustand, daß eine Ver-
mengung der Verantwortlichkeiten besteht 
daß eine Seite die andere in Zugzwang setzt 
daß damit Prioritätsverschiebungen eintreten 
die niemand verantworten will. Hinzu komm 
daß im Bund und in den Ländern mittelfrist 
ge Finanzplanungen durch die Regierungen 
aufgestellt werden. Diese sind nicht ausrei-
chend zwischen Bund und Ländern aufeinan-
der abgestimmt, aber stark genug, den Parla-
menten den Entscheidungsspielraum im Haus-
haltsplan, der ohnedies bescheiden ist, noch 
mehr zu beschneiden. Wer einen kostenwirk-
samen Vorschlag macht, muß eine Änderung 
des Finanzplanes vorlegen; welche Parlamen 
tariergruppe wäre dazu schon rein technisch 
in der Lage! Angestrebt werden müssen klare 
Verantwortlichkeiten! Sie bestehen z. Zt 
nicht auf diesen wichtigen Gebieten. Mai 
schuf daher den Konjunkturrat (§ 18 des Ge-
setzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967):

„(1) Bei der Bundesregierung wird ein Kon-
junkturrat für die öffentliche Hand gebildet 
Dem Rat gehören an:
1. die Bundesminister für Wirtschaft und der 

Finanzen,
2. je ein Vertreter eines jeden Landes,
3. vier Vertreter der Gemeinden und der Ge-

meindeverbände, die vom Bundesrat ad 
Vorschlag der kommunalen Spitzenver-
bände bestimmt werden. Den Vorsitz in 
Konjunkturrat führt der Bundesminister 
für Wirtschaft.

(2) Der Konjunkturrat berät nach einer von 
Bundesminister für Wirtschaft zu erlassender. 
Geschäftsordnung in regelmäßigen Abstän-
den:
1. alle zur Erreichung der Ziele dieses Geset-

zes erforderlichen konjunkturpolitischer 
Maßnahmen,

2. die Möglichkeiten der Deckung des Kre-
ditbedarfs der öffentlichen Haushalte.

Der Konjunkturrat ist insbesondere vor al 
Maßnahmen nach den §§ 15, 19 und 20 zu ° 
ren.
(3 ) Die Bundesbank hat das Recht, an den Be 
ratungen des Konjunkturrates teilzune 
men.“



Man schuf auch einen Finanzplanungsrat (§ 51 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 19. Au-
gust 1969):

(1) Bei der Bundesregierung wird ein Finanz-
planungsrat gebildet. Dem Finanzplanungsrat 
gehören an:
1. die Bundesminister der Finanzen und für 

Wirtschaft,
2. die für die Finanzen zuständigen Minister 

der Länder,
3. vier Vertreter der Gemeinden und Ge-

meindeverbände, die vom Bundesrat auf 
Vorschlag der kommunalen Spitzenver-
bände bestimmt werden.

Die Deutsche Bundesbank kann an den Bera-
tungen des Finanzplanungsrates teilnehmen.

(2) Der Finanzplanungsrat gibt Empfehlungen 
für eine Koordinierung der Finanzplanungen 
des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
und Gemeindeverbände. Dabei sollen eine 
einheitliche Systematik der Finanzplanungen 
aufgestellt sowie einheitliche Volks- und fi-
nanzwirtschaftliche Annahmen für die Finanz-
planungen und Schwerpunkte für eine den 
gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen ent-
sprechende Erfüllung der öffentlichen Aufga-
ben ermittelt werden. Die vom Konjunkturrat 
für die öffentliche Hand zur Erreichung der 
Ziele des Gesetzes zur Förderung der Stabili-
tät und des Wachstums der Wirtschaft für er-
forderlich gehaltenen Maßnahmen sollen be-
rücksichtigt werden.

(3) Die voraussichtlichen Einnahmen und 
Ausgaben der in § 52 genannten Einrichtun-
gen sollen in die Beratungen und Empfehlun-
gen einbezogen werden, soweit sie nicht 
schon in den Finanzplanungen des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden und Gemein-
deverbände enthalten sind.

(4) Den Vorsitz im Finanzplanungsrat führt 
der Bundesminister der Finanzen.

(5) Der Finanzplanungsrat gibt sich eine Ge-
schäftsordnung."

Weder Konjunkturrat noch Finanzplanungsrat 
önnen verbindliche Beschlüsse fassen. Be-

achtlich ist, daß in beiden die kommunalen 
pitzenverbände vertreten sind: Wenn man 

von Verwaltung und Finanzen spricht, dann 
6 dar es außer Bund und Ländern der Hinzu-
dhme der gemeindlichen Ebene, so unter-
5 hiedlich auch die Gemeinden in ihrer Größe und Finanzkraft sein mögen.

Im Mittelpunkt der Beratungen der Enquete-
Kommission Verfassungsreform, eine einheit-
liche mittelfristige Gesamtplanung von Bund 
und Ländern zu erreichen, steht das Bestre-
ben, die Einheitlichkeit der Entwicklung im 
Bundesgebiet und die Entscheidungsfreiheit 
des Bundestages und der Länderparlamente 
zu stärken.
Unüberbrückbar erscheint das politische Hin-
dernis, daß die Regierungen von Bund und 
Ländern, von verschiedenen Parteien getra-
gen, verschiedene gesellschaftspolitische Ziel-
vorstellungen haben und deshalb nach ver-
schiedenen Prioritäten vorgehen. Doch bei 
näherer Betrachtung stellt man fest, daß auf 
Grund ähnlicher Verhältnisse im Bundesge-
biet ungefähr die gleichen Fragestellungen 
entstehen, die eine Antwort verlangen. Daß 
diese Antworten und Regelungen verschieden 
ausfallen mögen, ist einer der Vorteile eines 
Bundesstaates; es kann aber auch zum Nach-
teil auf einzelnen Gebieten werden. Selbst auf 
einem Gebiet wie dem der Kulturpolitik 
konnte man seit 20 Jahren eine Ähnlichkeit 
der Entwicklung in den Ländern feststellen, 
wobei die Wettbewerbssituation zwischen 
den Ländern ihre eigene Wirkung hat.

IV. Finanzverfassung — Sicherung der Eigen-
staatlichkeit der Länder und der Funktionsfä-
higkeit des Bundes

Die Betrachtung der Finanzverfassung eines 
Bundesstaates gibt Aufschluß über die Selb-
ständigkeit und Handlungsfähigkeit der 
Gliedstaaten, über die ausgleichende Funk-
tion des Gesamtstaates, die Chancengleich-
heit für die Bundesbürger und über die Stel-
lung der Gemeinden im gesamten Staatsauf-
bau.

Auf dem Gebiet der Steuergesetzgebung hat 
der Bund praktisch die alleinige Gesetzge-
bungskompetenz, Art. 105 GG:

„(1) Der Bund hat die ausschließliche Gesetz-
gebung über die Zölle und Finanzmonopole.
(3) Bundesgesetze über Steuern, deren Auf-
kommen den Ländern oder den Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) ganz oder zum Teil zu-
fließt, bedürfen der Zustimmung des Bundes-
rates."
Die Verteilung des Steueraufkommens be-
stimmt sich nach Art. 106 GG. Danach steht 
das Aufkommen der Einkommensteuer, der 
Körperschaftsteuer und der Umsatzsteuer dem 



Bund und den Ländern gemeinsam zu, 
Art. 106 Abs. 3. Die Gemeinden erhalten einen 
Anteil an dem Aufkommen der Einkommen-
steuer, z. Z. 14 °/o, der von den Ländern an 
ihre Gemeinden auf der Grundlage der Ein-
kommensteuerleistungen ihrer Einwohner 
weiterzuleiten ist. Der Bund und die Länder 
erhalten je 43 °/o der Einkommen- und der 
Körperschaftsteuer. Von dem Länderanteil am 
Gesamtaufkommen der Gemeinschaftsteuem 
(Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteu-
er) fließt den Gemeinden und Gemeindever-
bänden insgesamt ein von der Landesgesetz-
gebung zu bestimmender Hundertsatz zu. Im 
übrigen bestimmt die Landesgesetzgebung, 
ob und inwieweit das Aufkommen der Lan-
dessteuern den Gemeinden (Gemeindever-
bänden) zufließt. — Das ist die Aufgabe 
der Länder im sog. Kommunalen Finanzaus-
gleichsgesetz. Nach Art. 106 sind Bund, Län-
dern und Gemeinden Einkünfte oder Anteile an 
Steuern nach der Verfassung fest zugewiesen. 
Um den sich wandelnden Verhältnissen und 
Belastungen Rechnung tragen zu können, ge-
hört die Umsatzsteuer zwar zu den Gemein-
schaftsteuem. Einen in der Verfassung festge-
legten Anteil gibt es aber nicht, die Anteile 
von Bund und Ländern werden durch ein Bun-
desgesetz, das der Zustimmung des Bundesra-
tes bedarf, festgesetzt. Art. 106 Abs. 3 GG be-
stimmt:

„Bei der Festsetzung ist von folgenden 
Grundsätzen auszugehen:

1. Im Rahmen der laufenden Einnahmen ha-
ben der Bund und die Länder gleichmäßig 
Anspruch auf Deckung ihrer notwendigen 
Ausgaben. Dabei ist der Umfang der Aus-
gaben unter Berücksichtigung einer mehr-
jährigen Finanzplanung zu ermitteln.

2. Die Deckungsbedürfnisse des Bundes und 
der Länder sind so aufeinander abzustim-
men, daß ein billiger Ausgleich erzielt, 
eine Überbelastung der Steuerpflichtigen 
vermieden und die Einheitlichkeit der Le-
bensverhältnisse im Bundesgebiet gewahrt 
wird.'

Abs. 4 lautet:
„Die Anteile von Bund und Ländern an der 
Umsatzsteuer sind neu festzusetzen, wenn 
sich das Verhältnis zwischen den Einnahmen 
und Ausgaben des Bundes und der Länder 
wesentlich anders entwickelt. Werden den 
Ländern durch Bundesgesetz zusätzliche Aus-
gaben auferlegt oder Einnahmen entzogen, so 

kann die Mehrbelastung durch Bundesgesetz 
das der Zustimmung des Bundesrates bedarf 
auch mit Finanzzuweisungen des Bundes aus-
geglichen werden, wenn sie auf einen kurzen 
Zeitraum begrenzt ist. In dem Gesetz sind die 
Grundsätze für die Bemessung dieser Finan. 
Zuweisungen und für ihre Verteilung auf die 
Länder zu bestimmen.“

Die Verhandlungen zwischen Bundesregie-
rung und Ländern über die Neufestsetzung 
der Anteile gehören zu den wichtigsten und 
schwierigsten im Bundesstaat.

Das Bundesgebiet ist ein einheitliches Wirt-
schafts- und Finanzgebiet. Das Aufkommen 
an Steuern in den einzelnen Ländern ist ver-
schieden. Nach Art. 107 GG steht den Ländern 
das sog. „örtliche Aufkommen" zu; das ist 
das Aufkommen der Landessteuern und der 
Länderanteil am Aufkommen der Einkommen-
steuer und der Körperschaftsteuer insoweit 
als die Steuern von den Finanzbehörden in ih-
rem Gebiet vereinnahmt werden. Der Länder-
anteil am Aufkommen der Umsatzsteuer steht 
den einzelnen Ländern nach Maßgabe ihrer 
Einwohnerzahl zu. — Da die Steuern nicht in 
dem Land vereinnahmt werden müssen, in 
dem der wirtschaftliche Vorgang sich abspiel-
te, was insbesondere bei großen Unternehmen 
der Fall ist, die an ihrem Firmensitz Steuern 
bezahlen, aber über das ganze Bundesgebiet 
Filialen unterhalten, findet eine Zerlegung 
der Körperschaft- und Lohnsteuer statt. Es ist 
ein Akt der Gerechtigkeit, die Zufälligkeit 
des Firmensitzes nicht entscheidend sein zu 
lassen. — Aus einem Viertel der Länderantei-
le an der Umsatzsteuer können durch Bundes-
gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, Ergänzungsanteile für die Länder vor-
gesehen werden, deren Einnahmen aus den 
Landessteuern und aus der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer je Einwohner un-
ter dem Durchschnitt der Länder liegen; das 
ist der Finanzausgleich zwischen den Län-
dern, auch horizontaler Finanzausgleich ge-
nannt. Dabei ist es auch möglich, daß der 
Bund aus seinen Mitteln leistungsschwachen 
Ländern Zuweisungen zur ergänzenden Dek 
kung ihres allgemeinen Finanzbedarfs ge-
währt, das sind die sog. Ergänzungszuweisun 
gen. Die Verteilung des Steueraufkomml. 
erfolgt durch ein gewachsenes, seit 1949 ent 
wickeltes System.
Während das Grundgesetz sehr genaue BE 
Stimmungen über die Verteilung der Einna 
men des Staates trifft, war bis 1967 über >e 
Ausgaben nur gesagt, daß Bund und Län 5 



in ihrer Haushaltswirtschaft selbständig und 
voneinander unabhängig sind. Die Aufstel-
lung des Haushaltes des Bundes hat zweifel-
los größten Einfluß auf die Entwicklung 
von Wirtschaft und Finanzen des Bundesge-
bietes. In ihrer Wirkung gleich sind aber die 
Ausgaben der Länder und der Gemeinden. 
Der Haushalt des Bundes belief sich 1974 auf 
136 Milliarden DM, der der Länder auf 133 
Milliarden DM und der der Gemeinden und 
Gemeindeverbände auf 95 Milliarden DM. Ins-
besondere die Höhe der Investitionen, der 
Anleihen, aber auch der konsumtiven Ausga-
ben, ist für unsere gesamte Wirtschaft von 
Bedeutung. Es zeigte sich besonders bei der 
Überwindung der Rezession 1967 und zeigt 
sich jetzt wieder, daß der Bund zur Durchfüh-
rung seiner Maßnahmen der Mitarbeit und 
Mitverantwortung von Ländern und Gemein-
den bedarf. Zusammen mit dem Stabilitätsge-
setz wurde daher 1967 Art. 109 GG wesentlich 
neu gestaltet. Er lautet:

„(1) Bund und Länder sind in ihrer Haushalts-
wirtschaft selbständig und voneinander unab-
hängig.

(2) Bund und Länder haben bei ihrer Haus-
haltswirtschaft den Erfordernissen des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rech-
nung zu tragen.

(3) Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, können für Bund und 
Länder gemeinsam geltende Grundsätze für 
das Haushaltsrecht, für eine konjunkturge-
rechte Haushaltswirtschaft und für eine mehr-
jährige Finanzplanung aufgestellt werden.

(4) Zur Abwehr einer Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts können durch 
Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, Vorschriften über
1 . Höchstbeträge, Bedingungen und Zeitfolge 

der Aufnahme von Krediten durch Ge-
bietskörperschaften und Zweckverbände 
und

2 eine Verpflichtung von Bund und Ländern, 
unverzinsliche Guthaben bei der Deut-
schen Bundesbank zu unterhalten (Kon-
junkturausgleidisrücklagen),

blassen werden. Ermächtigungen zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen können nur der Bun-

Esegierung erteilt werden. Die Rechtsver-
d nungen bedürfen der Zustimmung des Bun-
desates. Sie sind aufzuheben, soweit der Bun-
pestag es verlangt: das Nähere bestimmt das 
uundesgesetz.“

Diese Stufenregelung ist für einen funktions-
tüchtigen Bundesstaat ein Musterbeispiel:

In Abs. 1 wird'der Grundsatz der Selbständig-
keit festgehalten. Abs. 2 enthält den Pro-
grammsatz, daß Bund und Länder dem ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewicht Rechnung 
zu tragen haben. Abs, 3 wird konkret: Es kön-
nen durch Bundesgesetz für Bund und Länder 
gemeinsam geltende Grundsätze für das 
Haushaltsrecht, für eine konjunkturgerechte 
Haushaltswirtschaft aufgestellt werden, das 
gleiche gilt für eine mehrjährige Finanzpla-
nung. — Damit können die öffentlichen Haus-
halte auf ein bestimmtes Ziel ausgerichtet 
werden. Die Landesregierungen und die Län-
derparlamente haben sich diesen Bestimmun-
gen gemäß zu verhalten. Muß eine Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
abgewehrt werden, so können Vorschriften 
erlassen werden, mit denen unmittelbar gel-
tendes Recht geschaffen wird über Höchstbe-
träge, Bedingungen und Zeitfolge der Aufnah-
me von Krediten durch Gebietskörperschaften 
(also auch Gemeinden und Gemeindeverbän-
de) und Zweckverbände. Es können Vor-
schriften erlassen werden über eine Ver-
pflichtung von Bund und Ländern, unverzins-
liche Guthaben bei der Deutschen Bundes-
bank zu unterhalten, sog. Konjunkturaus-
gleichsrücklagen.

Mit Art. 109 GG ist ein Instrument geschaffen 
worden, das die Möglichkeit gibt, das Ge-
samtinteresse des einheitlichen Wirtschafts-
und Finanzgebietes vom Bund her den Län-
dern gegenüber durchzusetzen, ohne im ein-
zelnen in ihre Haushaltshoheit eingreifen zu 
müssen. Alle diesbezüglichen Bundesgesetze 
bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.

V. Der Bundesrat

Nach Art. 79 Abs. 3 GG ist unabänderlich fest-
gelegt „die grundsätzliche Mitwirkung der 
Länder bei der Gesetzgebung". Dies bedeutet, 
daß die Länder sowohl ein eigenes Landesge-
setzgebungsrecht haben wie auch das Recht 
zur Mitwirkung bei der Gesetzgebung des 
Bundes. „Durch den Bundesrat wirken die 
Länder bei der Gesetzgebung und Verwaltung 
des Bundes mit", Art. 50 GG. Art. 51 GG be-
stimmt, daß der Bundesrat aus Mitgliedern 
der Regierungen der Länder besteht. Die Lan-
desregierungen bestellen die Mitglieder und 
berufen sie ab. Jedes Land hat mindestens 3, 
höchstens 5 Stimmen. Die Stimmen eines Lan-



des können nur einheitlich abgegeben wer-
den. Die Bestimmungen der Art. 50 und 51 
sind nicht in der Garantie des Art. 79 Abs. 3 
enthalten; sie sind abänderlich. Die Mitwir-
kung der Länder könnte auch anders gestaltet 
werden, z. B. in der Weise, daß die einzelnen 
Landtage aus ihrer Mitte eine bestimmte Zahl 
von Bundesratsmitgliedern im Verhältnis der 
Stärke der Fraktionen oder nach Mehrheits-
entscheidung wählen. Man könnte auch an-
stelle des Bundesratsprinzips sich dafür ent-
scheiden, daß' aus jedem Land eine bestimmte 
Zahl von Senatoren gewählt wird. Möglich ist 
also auch eine Lösung, bei der die Vertreter 
eines Landes verschiedenen politischen Par-
teien angehörten.
Das Grundgesetz hat sich dafür entschieden, 
nicht die Bevölkerung eines Landes im Bun-
desrat mitwirken zu lassen, sondern den ein-
zelnen Gliedstaat. Die Landesregierung ver-
tritt des Land im Bundesrat. Auch im Verfas-
sungsstreitverfahren nach Art. 93 Abs. 1 
Nr. 2 GG ist sie aktiv legitimiert. Da alle 
Gliedstaaten rechtlich gleich stehen im Ver-
hältnis zum Bund, müßte jedes Land das glei-
che Stimmrecht haben; die Zahl der Mitglie-
der orientiert sich daher nicht an der Zahl der 
Einwohner, wie es in Art. 61 der Weimarer 
Verfassung geschah:

„Im Reichsrat hat jedes Land mindestens eine 
Stimme. Bei den größeren Ländern entfällt auf 
700 000 Einwohner eine Stimme. Ein Über-
schuß von mindestens 350 000 Einwohner 
wird 700 000 gleichgerechnet. Kein Land darf 
durch mehr als zwei Fünftel aller Stimmen 
vertreten sein."
Die Stimmen im Bundesrat werden nur leicht 
modifiziert zwischen der Zahl von 3 und der 
von 5 Mitgliedern. Der Bundesrat ist kein Par-
lament. Entscheidende Begriffsmerkmale feh-
len ihm:
a) Er geht nicht aus allgemeinen Wahlen her-
vor. Seine Mitglieder treten nicht vor die 
Wähler, um auf Zeit das Organ Bundesrat bil-
den zu können. Der Bundesrat ist ein kontinu-
ierliches Organ; er ergänzt sich nur indirekt 
aus dem Ergebnis von Landtagswahlen.
b) Die Mitglieder müssen den Landesregierun-
gen angehören, nicht notwendigerweise müs-
sen sie Abgeordnete sein.
c) Die Mitglieder werden durch Kabinettsbe-
schluß bestimmt; sie können jederzeit abberu-
fen werden.
d) Die Mitglieder sind weisungsgebunden; sie 
haben kein freies Stimmrecht: Die Stimmen 

eines Landes können nur einheitlich abgege-
ben werden.

e) Der Bundesrat muß nicht, wie es bei einen 
Parlament normalerweise der Fall ist, das Ei-
gebnis von Wahlen in der Weise widerspie-
geln, daß alle Bevölkerungsgebiete in ihn 
vertreten sind. Die Landesregierung, die aus 
Landtagswahlen hervorgegangen ist, spricht 
zwar für das Land, nicht aber für die ver-
schiedenen Parteigruppierungen, sie werdet 
im Bundesrat überhaupt nicht vertreten, an-
ders in einem Parlament. Die in einem Land 
erfolgreiche Partei stellt die Landesregierung 
aus ihr kommen die Bundesratsmitglieder. Die 
Partei, die in dem jeweiligen Land in der 
Opposition ist, ist im Bundesrat nicht ver-
treten.

f) Der Bundesrat wirkt an der Bestellung der 
Bundesregierung nicht mit, er hat hier kein 
Antragsrecht; er muß die vom Bundestag ge-
schaffenen Entscheidungen respektieren, so-
weit es sich nicht um zustimmungsbedürftige 
Gesetze handelt.

g) Man spricht von der Verantwortung des 
Bundesrates. Sie gibt es nicht dem Wähler 
gegenüber, keinem Parlament gegenüber, 
auch nicht gegenüber den Landtagen. Die Mit-
glieder des Bundesrates, die sicherlich nach 
bestem Wissen und Gewissen handeln, kön-
nen nur von ihren Landesregierungen abbe-
rufen werden, was dann sicher nicht gesche-
hen wird, wenn sie sich an die gefaßten Ka-
binettsbeschlüsse gehalten haben (vgl. hierzu 
auch Friesenhahn, Die Rechtsentwicklung hin-
sichtlich der Zustimmungsbedürftigkeit von 
Gesetzen und Verordnungen des Bundesrates, 
in: „Der Bundesrat als Verfassungsorgan und 
politische Kraft" — 1974 S. 251 ff.).
h) „Nach der Regelung des Grundgesetzes ist 
der Bundesrat nicht eine zweite Kammer ei-
nes einheitlichen Gesetzgebungsorgans, die 
gleichwertig mit der „ersten Kammer“ ent-
scheidend am Gesetzgebungsverfahren betei-
ligt wäre.“ (Vgl. Entscheidung des Bundesve 
fassungsgerichts vom 25. Juni 1974 — 2 Bv 
23/73.)

Die Vorteile des Bundesratsprinzips überwie-
gen m. E. gegenüber den anderen möglichen 
Regelungen:
Die Landesregierungen sind die politische 
Führung der aus den Landtagswahlen ai> 
Mehrheit hervorgegangenen Partei oder KM 
lition. Insbesondere der Ministerpräsident es 
Landes, aber auch die einzelnen Minister We



den ihr politisches Programm, um es durch-
setzungsfähig zu machen, im engen Zusam-
menwirken mit ihrer Fraktion oder Fraktions-
führung aufstellen. Der Umstand, daß sich die 
Landesregierungen regelmäßig in ihren Kabi-
nettssitzungen zur Vorbereitung der Bundes-
ratssitzungen mit bundespolitischen Proble-
men beschäftigen und daß sie sich im Bundes-
rat öffentlich für oder gegen eine Sache ent-
scheiden müssen, hat einen nicht zu unter-
schätzenden integrierenden Effekt. Die Lan-
desregierungen können sich doch nicht in 
eklatanten Widerspruch setzen zu ihrem eige-
nen Verhalten, sei es im Bundesrat, sei es im 
Lande. Sie erkennen z. B. aus der Ländersicht 
die Nichtlösbarkeit einer Aufgabe, sie erken-
nen, daß sie lösbar wird, wenn man sie zur 
Bundessache macht und sie wissen, daß sie 
über den Bundesrat dann auf eine Lösung 
drängen können, die nach ihrer Auffassung 
die für das ganze Bundesgebiet bestmögliche 
ist. Die Kompetenzverschiebungen auf dem 
Gebiet der Gesetzgebung sind daher keine 
Schmälerung der Zuständigkeit der Länder, 
sondern die der Landtage! die Zuständigkei-
ten der Landesregierungen werden beachtlich 
gestärkt. Denn die Landtage sind nur zustän-
dig für das, was im eigenen Land zu regeln 
ist, die Landesregierungen aber auch für das, 
was außerhalb des Landes für das Land ent-
schieden wird. Sie entscheiden im Rahmen des 
Bundesrates, des Konjunktur- und des Finanz-
planungsrates und nehmen Einfluß auf die 
verschiedenen Ebenen der Ressortministerbe-
sprechungen. Um die Integrationswirkung 
nicht nur auf die vorliegenden Gesetzesvorla-
gen zu beschränken, ist der Bundesrat von 
der Bundesregierung über die Führung der 
Geschäfte auf dem laufenden zu halten, 
Art. 53 GG; nach jeder Kabinettsitzung der 
Bundesregierung werden die Bevollmächtig-
ten der Länder sofort über Tagesordnung und 
Verlauf der Sitzung eingehend informiert. Es 
kommt zwar auf diese Weise nicht zu einer 
Gemeinsamkeit, wohl aber zu Aussprachen, 
die ihren Einfluß auf die Gestaltung der Bun-
despolitik und der Landespolitik haben. Der 
Präsident des Bundesrates, Ministerpräsident 
übel, bezeichnete ihn daher am 8. November 

1914 (vgl. Protokoll der 413. Sitzung S. 399 c) 
nchtigerweise als ein „Integrationsorgan".

Würden anstelle der Mitglieder der Landesre-
gierungen Abgeordnete oder Senatoren der 
ander mitwirken, wäre die Wahrscheinlich-
ei der abweichenden Entwicklung in den 

einzelnen Ländern viel größer, weil dann die 
an esregierung und durch sie die Mehrheit 

des Landtages sich nicht mit den Problemen 
der Bundespolitik laufend beschäftigen und 
ihre eigenen Maßnahmen damit in Einklang 
bringen müßten.

Den politischen Rechtsbegriff „Opposition" 
kann es im Bundesrat nicht geben. In einem 
Land kann eine Partei die Regierung stellen, 
die im Gegensatz zu der Partei steht, die die 
Bundesregierung trägt. Das Land und seine 
Vertreter stehen dann nicht in Opposition, es 
können sich daher auch keine Fraktionen bil-
den. Opposition, das ist die politische Gruppe, 
die im Bundestag oder in einem Landesparla-
ment nicht die Regierung trägt, die sich als 
Alternative dem Wähler anbietet und die bei 
den Wahlen als Wettbewerber um die Mehr-
heit im Bundestag oder in einem Landtag auf-
tritt. Deshalb können derzeit die Länderregie-
rungen, die von der CDU/CSU geführt wer-
den, nicht als Opposition, nicht als Alternati-
ve zur Bundesregierung im Bundesrat auftre-
ten. Sie sollten auch alles unterlassen, was 
den Anschein erweckt, als wollten sie eine 
Art Gegenregierung aufbauen oder eine Gro-
ße Koalition in der Sache erzwingen. Das 
Wort des ausscheidenden Bundeskanzlers 
Kiesinger, das er 1969 sprach: „Wir werden 
jetzt überall Opposition machen, im Bundes-
tag, im Bundesrat" erklärt zwar manche Er-
scheinung der folgenden Jahre, sollte aber 
nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 25. 6. 1974 an Bedeutung verloren 
haben.
Alle Gesetzesvorlagen der Bundesregierung 
sind zunächst dem Bundesrat zuzuleiten. Der 
Bundesrat ist berechtigt, aber nicht verpflich-
tet, innerhalb von sechs Wochen zu diesen 
Vorlagen Stellung zu nehmen. Die Vorlage 
geht zurück an die Bundesregierung, in deren 
Ermessen es liegt, ob sie den Gesetzentwurf 
mit ihrer Gegenäußerung dem Bundestag zur 
Beratung und Beschlußfassung zuleitet. Dies 
ist der sog. „erste Durchgang" eines Gesetz-
entwurfs im Bundesrat. Sofort nach Eingang 
eines Gesetzentwurfs wird er den zuständigen 
Ausschüssen überwiesen, einem federführen-
den Ausschuß und — soweit notwendig — 
weiteren Ausschüssen zur Mitberatung.

Die ordentlichen Mitglieder der Ausschüsse 
sind Minister, ihre Stellvertreter sind Ministe-
rialbeamte der Länder, sie nehmen im allge-
meinen die Ausschußsitzungen wahr. Die 
Empfehlungen der Ausschüsse sind die 
Grundlage für die Beratungen in den Landes-
kabinetten. Viele der Empfehlungen des Bun-
desrates beziehen sich dabei auf die verwal-



tungsmäßigen Auswirkungen des Gesetzes, 
verständlich und nützlich, da die Länderbüro-
kratie am meisten Erfahrungswissen auf dem 
Gebiet der Verwaltung hat; für den Fortgang 
der Beratungen sind diese Empfehlungen von 
besonderem Wert, sie werden bei den Aus-
sprachen in den Ausschüssen des Bundesta-
ges sehr aufmerksam erörtert. In der Stellung-
nahme des ersten Durchganges gibt der Bun-
desrat zugleich seine politische Auffassung 
zu dem Gesetzentwurf; die Nichtberücksichti-
gung schwerwiegender Bedenken kann später 
dazu führen, daß der Vermittlungsausschuß 
vom Bundesrat angerufen wird. Da in den 
Ausschüssen jedes Land eine Stimme hat, im 
Plenum des Bundesrates das Stimmgewicht 
aber verschieden ist, ist es nicht selten, daß 
das Plenum den Empfehlungen der Ausschüs-
se nicht folgt.

Ein echter Willensbildungsprozeß findet inner-
halb des Bundesrates nur sehr selten statt. 
Die Mitglieder eines Landes, gebunden durch 
ihren Kabinettsbeschluß, geben ihre Stimmen 
gemeinsam ab. Die Länder werden hierzu auf-
gerufen; das Ergebnis ist die Addition des Er-
gebnisses der Kabinettsbeschlüsse. Obwohl 
im ersten Durchgang noch keine bindenden 
Beschlüsse gefaßt werden, tragen die Mitglie-
der meist nur vor, warum sie dafür oder da-
gegen stimmen werden. Das engagierte Wer-
ben, den anderen zu überzeugen, ihm neue 
Argumente zu liefern, sich mit den Argumen-
ten des anderen auseinanderzusetzen, ist dem 
Bundesrat fremd. Gerade im ersten Durchgang 
aber sollte dies geschehen, um die Zeit bis 
zum zweiten Durchgang für neue Überlegun-
gen zu nutzen. Das gleiche wird sich im zwei-
ten Durchgang wiederholen. Da die Addition 
der Kabinettsbeschlüsse zu ungewollten 
Überraschungsergebnissen führen kann, wird 
vor der offiziellen Bundesratssitzung eine in-
terne Sitzung durchgeführt mit sog. Probeab-
stimmungen. Ergibt sich dabei ein nicht ge-
wolltes Abstimmungsergebnis, so ziehen sich 
die Ministerpräsidenten zurück und versu-
chen, soweit ihre Kabinettsbeschlüsse ihnen 
Spielraum lassen, zu einem erwünschten Er-
gebnis zu kommen.

Im zweiten Durchgang von Gesetzesvorlagen 
hat sich der Bundesrat nur mit Gesetzen zu 
befassen, die vom Bundestag verabschiedet 
werden.

Das Grundgesetz unterscheidet nun zwischen 
Gesetzen, die nur zustande kommen, wenn 
der Bundesrat zustimmt, und den sog. einfa-
chen Gesetzen. Das Bundesverfassungsgericht 

sagt in seiner Entscheidung vom 25. Juni 
1974: Es „ist wesentlich, daß das Erfordernis 
der Zustimmung zu einem Gesetz nach dem 
Grundgesetz die Ausnahme ist. Die Zustim-
mung ist nur in bestimmten, im Grundgesetz 
einzeln ausdrücklich aufgeführten Fällen er-
forderlich, in denen der Interessenbereich der 
Länder besonders stark berührt wird. Aus die-
sem Grundsatz läßt sich kein allgemeines 
Kontrollrecht des Bundesrates herleiten: Da 
die meisten Bundesgesetze Länderinteressen 
irgendwie berühren, würde die für Kompe-
tenzvorschriften selbst notwendige Klarheit 
verlorengehen, wollte man eine so weit und 
allgemein gefaßte Kompetenz des Bundesrates 
annehmen."

Das Grundgesetz sieht das Zustimmungserfor-
dernis ausdrücklich vor

a) bei Verfassungsänderungen, Art. 79 Abs. 2 
GG.

b) bei Gesetzen, die unmittelbar die Finanzen 
der Länder betreffen, Art. 105, Abs. 3; 
Art. 104 a Abs. 3—5 GG; Art. 106 Abs. 3-6;
Art. 107 GG,

c) bei der Durchführung der Gemeinschafts-
aufgaben, Art. 91 a GG,

d) bei Einflußnahme auf die Landesverwal-
tung (Einrichtung von Behörden- und Verwal-
tungsverfahren), Art. 84 Abs. 1 GG,
e) bei der Einrichtung bundeseigener Verwal-
tung und von Bundesauftragsverwaltung, 
Art. 87 Abs. 3; Art. 87 b, Abs. 1 und 2; 
Art. 87 c; Art. 87 d Abs. 2 und Art. 120 a Abs. 1 
GG.
(Ich verzichte darauf, alle im GG aufgeführ-
ten Fälle der Zustimmungsbedürftigkeit von 
Gesetzen aufzuzählen, da für den Fortgang 
der Betrachtung die entscheidenden genannt 
sind.)

Insbesondere der unter d) aufgeführte Art. 84 
Abs. 1 GG gab dem Bundesrat bislang Anlaß, 
die Frage der Zustimmungsbedürftigkeit sehr -
extensiv auszulegen. Der Vorgang ist folgen-
der: Der Bundesgesetzgeber ist zum Erlaß ei-
nes Gesetzes gern. Art. 74 GG zuständig. Die 
Ausführung der Gesetze obliegt den Ländern 
als eigene Angelegenheit; es ist also Sache 
der Länder, die erforderlichen Gesetze zu er-
lassen über die Einrichtung der Behörden un 
das Verwaltungsverfahren. Will das Bundes-
gesetz nicht nur die materiellen Fragen re-
geln, nicht nur das Kriegsopferrecht oder die 
Sozialrenten, sondern auch zugleich einhet 



lieh die Einrichtung von Versorgungsämtern, 
von Landesversicherungsanstalten und das 
Verwaltungsverfahren, so ist das grundsätz-
lich ein Eingriff in die Zuständigkeit der Län-
der. Da die Notwendigkeit und Zweckmäßig-
keit solcher einheitlichen Regelungen vom 
Grundgesetz grundsätzlich anerkannt wurde, 
mußte Art. 84 Abs. 1 GG vorsehen, daß ein 
solches Gesetz der Zustimmung des Bundesra-
tes bedarf.
Die meisten Gesetze, insbesondere in den er-
sten Jahren nach 1949, enthielten daher nicht 
nur eine Regelung der materiellen Fragen, 
sondern auch Bestimmungen über den Behör-
denaufbau und das Verwaltungsverfahren. 
Die Länder anerkannten die Richtigkeit und 
Zweckmäßigkeit dieses Verfahrens und stimm-
ten den betreffenden Gesetzen zu. Die Zustim-
mung bezog sich also auf den materiellen und 
den anderen Teil. Im Fortgang der politischen 
Entwicklung wurden die Gesetze oftmals ab-
geändert. Die Abänderungen bezogen sich 
selten auf den Behördenaufbau, meist auf den 
materiellen Gehalt. Der Bundesrat hat seit 
1949 den Standpunkt vertreten, daß ein Abän-
derungsgesetz, gleich welchen Inhalts, zu ei-
nem zustimmungsbedürftigen Gesetz erneut 
der Zustimmung des Bundesrates bedürfe. Die 
Anwendung dieser Praxis hat zu einer Erwei-
terung der Zuständigkeit des Bundesrates ge-
führt; man rechnete 1949 damit, daß 10—15% 
der Gesetze zustimmungsbedürftig seien, 1973 
waren es rund 50 °/o.

Der Bundestag hat sich aus diesem Streit 
stets herausgehalten, er hat sich immer der 
Auffassung der Bundesregierung angeschlos-
sen. Die vom Bundestag beschlossene Ein-
gangsformel ist nicht verbindlich. Die Kontro-
verse wurde zwischen Bundesrat und Bundes-
regierung ausgetragen; letztlich mußte der 
Bundespräsident entscheiden, ob ein Gesetz 
den Verfassungsbestimmungen gemäß zustan-
de gekommen war und daher ausgefertigt und 
verkündet werden konnte.
Das Bundesverfassungsgericht hat in der an-
geführten Entscheidung die seither vom Bun-
esrat vertretene Auffassung als unrichtig 

verworfen und festgestellt, daß „nicht jedes 
set2, das ein mit Zustimmung des Bundes-

rates ergangenes Gesetz ändert, allein aus 
psem Grunde zustimmungsbedürftig ist“. 
n ält das Änderungsgesetz Bestimmungen, 
16 ui der unserem Bundesstaat systemimma-

penten Gewaltenverteilung eine Systemver-
Fchiebung bewirken, so ergibt sich daraus das 

o ernis der Zustimmung. Das Bundesver-

fassungsgericht sagt: „Wäre die Auffassung 
des Bundesrates richtig, so müßte eine erheb-
liche Verschiebung der Gewichte zwischen 
dem die Interessen der Länder vertretenden 
Bundesrat einerseits und dem Bundestag und 
der Bundesregierung andererseits im Bereich 
des Gesetzgebungsverfahrens insofern die 
Folge sein, als das Zustimmungsgesetz dann 
die Regel wird und das Einspruchsgesetz die 
Ausnahme.“

Der Grund, warum das Grundgesetz ein Ge-
setz zustimmungsbedürftig macht, ist also: 
Die allgemeine Ordnung des Bundesstaates 
kann nicht ohne Zustimmung der Länder ver-
ändert werden. Dies gilt bei Verfassungsände-
rungen ebenso wie bei Systemveränderungen 
oder Korrekturen. Dies muß auch gelten, 
wenn die Finanzen der Länder betroffen wer-
den. Ohne Zustimmung des Bundesrates müß-
te ein solches Gesetz scheitern. Sicherlich 
kann der Bundesgesetzgeber den Weg wäh-
len, den er in der Vergangenheit ab und zu 
auch schon ging, daß er jeweils 2 Gesetze 
macht: eines über die Regelung der materiell-
rechtlichen Fragen und eines über dessen 
Durchführung; dabei könnte man beim zwei-
ten Gesetz den Ländern entgegenkommen. Da 
es sich um Systemveränderungen handelt, ist 
es durchaus richtig, daß der Bundesrat durch 
die Verweigerung der Zustimmung ein sol-
ches Gesetz zu Fall bringen kann. Eine Beson-
derheit bedarf es noch zu erwähnen: Durch 
die Zustimmung zu Verfassungsänderungen 
„verfügen" die Mitglieder des Bundesrates ei-
nes Landes über ein Stück Eigenstaatlichkeit 
ihres Landes, sie „verfügen“ z. B. bei einer 
Änderung des Gesetzgebungskatalogs des 
Art. 74 GG über die Zuständigkeit ihrer Land-
tage. Dabei sind die Landtage das höchste Or-
gan der Länder. Und auch bei der Zustim-
mung zu einem nach Art. 84 Abs. 1 GG erge-
henden Gesetz beschränken sie die Kompe-
tenz der Landtage. Die Kompetenz der Landta-
ge ist kleiner geworden; um Art. 79 Abs. 3 
GG willen muß ein ausreichendes Maß an Ge-
setzgebungszuständigkeit der Landtage erhal-
ten bleiben. Man kann die Landtage nicht in 
erster Linie darauf verweisen, daß die Länder 
für die Verwaltung zuständig seien und diese 
Verwaltung zu kontrollieren eine besonders 
wichtige Aufgabe der Landtage sei.

Der Bundesrat beschäftigt sich nicht nur mit 
den Gesetzen, die seiner Zustimmung bedür-
fen, sondern mit allen Gesetzen, die der Bun-
destag beschließt. Bei den „einfachen" Geset-
zen hat das Grundgesetz eine Regelung ge-



funden, die sowohl dem Bundestag als auch 
dem Bundesrat gerecht wird: Die aus den 
Bundestagswahlen als Sieger hervorgehende 
Parteiengruppe hat den Auftrag, zusammen 
mit der von ihr getragenen Bundesregierung 
ihr politisches Programm, für das sie die Zu-
stimmung der Wähler erhielt, in die Tat um-
zusetzen. Dies erfolgt zu einem großen Teil 
durch neu zu beschließende Gesetze. Der Ent-
scheidungswille des unmittelbar aus Wahlen 
hervorgegangenen Bundestages muß sich 
durchsetzen können. Das ist auch grundsätz-
lich gewährleistet. Der Bundesrat, will er ein 
einfaches Gesetz nicht passieren lassen, muß 
den Vermittlungsausschuß anrufen, Art. 77 
Abs. 3 GG. Dabei muß der Bundesrat genau 
angeben, welche Bestimmungen mit welchem 
Wortlaut geändert werden sollen. Das Anru-
fungsbegehren muß so formuliert sein, daß 
man darüber abstimmen kann. Der Vermitt-
lungsausschuß kann das Anrufungsbegehren 
ablehnen, dann kommt das Gesetz wieder in 
den Bundesrat; er kann dem Anrufungsbegeh-
ren ganz oder teilweise stattgeben, dann hat 
der Bundestag über die vom Vermittlungsaus-
schuß empfohlene Änderung abzustimmen. 
Lehnt er sie ab, so beschließt er damit seinen 
früheren Gesetzesbeschluß, nimmt er an, so 
ändert er in diesem Umfang seinen früheren 
Gesetzesbeschluß ab. Das bestätigte oder ab-
geänderte Gesetz wird wiederum dem Bun-
desrat zugeleitet, dieser kann binnen 2 Wo-
chen Einspruch einlegen. Der Einspruch kann 
mit der Mehrheit der Mitglieder des Bundes-
tages zurückgewiesen werden. Der Bundestag 
hat sich dann durchgesetzt.

Während bei den zustimmungsbedürftigen 
Gesetzen die Interessen der Länder berührt 
sind durch Änderungen im bundesstaatlichen 
System, ist es bei den einfachen Gesetzen in 
der Regel nicht oder nur sehr individuell der 
Fall. Ministerpräsident Filbinger hat in der 
Sitzung des Bundesrates vom 8. November 
1974 richtigerweise ausgeführt: „Politisches 
Urteil, politisches Verhalten ist legitimerwei-
se bei der Bundesregierung, bei den Koali-
tionsfraktionen ebenso wie bei den Opposi-
tionsfraktionen vom parteipolitischen Denken 
getragen. Wenn wir politisch urteilen, dann 
tun wir das als Männer, die Parteien angehö-
ren, die legitime Mitträger unserer Verfas-
sung sind, ebenfalls in legitimer Art und Wei-
se." Das gilt für alle Politiker, das gilt für alle 
Mitglieder des Bundesrates. Da die aus Wah-
len hervorgegangene Mehrheit des Bundesta-
ges sich grundsätzlich durchsetzen kann, ist 
das demokratische parlamentarische Prinzip 

unseres Parteienstaates gewahrt. Bei der Not-
Wendigkeit, die Stimmen eines Landes nurge 
schlossen abgeben zu können, entstehen bei 
Gewissensfragen, z. B. bei der Abstimmung 
des Gesetzes über § 218 StGB, allerdings be-
sondere Probleme.
Schwierig wird die politische Situation ari-
schen dem Bundesrat und dem Bundestag dann, 
wenn der Bundesrat den Einspruch mit zwei 
Dritteln seiner Stimmen beschlossen hat, denn 
dann bedarf die Zurückweisung durch den 
Bundestag einer Mehrheit von zwei Dritteln, 
mindestens der Mehrheit der Mitglieder des 
Bundestages. Bei der derzeitigen Situation 
verfügen die der CDU/CSU angehörenden 
Mitglieder des Bundesrates über 21 Stimmen 
gegenüber 20 Stimmen der der SPD und FDP 
angehörenden Mitglieder. Würden durch den 
Ausgang von Landtagswahlen Verschiebun-
gen eintreten, daß es 28 CDU/CSU-Mitglieder 
geben würde (zwei Drittel von 41 Mitgliedern], 
und käme ein Gesetz zur Abstimmung, bei den 
es grundsätzliche, unüberbrückbare Schwierig 
keiten im Bundestag zwischen Regierungs-
koalition und Opposition gäbe, so würde, da 
eine zurückweisende Zwei-Drittel-Mehrheit in 
Bundestag nicht gefunden werden kann, das 
Gesetz scheitern. Das wäre der Zwang zur 
Großen Koalition in der Einzelfrage, es könnte 
aber auch zur Pattsituation führen.
Im Vermittlungsausschuß besteht z. Z. folgen-
des Verhältnis der 22 Mitglieder: 12 gehören 
zur Regierungskoalition, 10 zur CDU/CSU 
(Berlin hat hier 1 Stimme). Würde sich das 
Verhältnis um 1 Stimme verschieben, so würde 
die Arbeit sehr erschwert; würde es sich um 
2 Stimmen verschieben, so würde der Zwang 
zur Großen Koalition oder die Pattsituation 
sich von daher ergeben können.
Bei den z. Z. in der Bundesrepublik herrschen-
den ausgewogenen Kräfteverhältnissen zwi-
schen den Parteien haben Landtagswahlen, 
die während der Wahlperiode des Bundesta-
ges durchgeführt werden, unter Umständen 
also eine entscheidende Bedeutung für die 
Bundespolitik.
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 25. Juni 1974 hat die Zustimmungsbe-
dürftigkeit wieder auf das von der Verp 
sung vorgesehene Maß zurückgedrängt. 1
den zustimmungsbedürftigen Gesetzen spie en 
parteipolitisch geprägte Auffassungen nie 
die entscheidende Rolle wie bei den einte 
chen Gesetzen. Da bei diesen die programmtit 
tischen Gesetze vom Bundestag durchgese 
werden können, ist dem parlamentarisc ’ 6 



mokratischen Prinzip Rechnung getragen. 
Sollten wir eine Verschiebung erfahren, die 
der Opposition eine Zwei-Drittel-Mehrheit im 
Bundesrat bringt, so müßten wir mit dem Kon-
flikt bis zu Neuwahlen leben.

VI. Die politischen Parteien im Bundesstaat

Es gibt im Bundesstaat, wie wir sehen, keine 
staatliche Stelle, die über die in der Verfas-
sung festgelegten Kompetenzen hinweg für 
Bund und Länder verbindlich handeln könnte. 
Wir sehen, daß sich auch die Länder, denen 
Eigenstaatlichkeit beizulegen ist, nicht durch 
Mehrheitsbeschlüsse koordinieren können; 
es gilt das Prinzip der Einstimmigkeit. Die 
Konferenzen der Ministerpräsidenten, die 
Konferenzen der Fachminister, z. B. der Kul-
tusminister oder der Innenminister, sind nütz-
lich; ihre Beschlüsse müssen einstimmig sein 
und können immer nur so weit verbindlich 
sein, wie der betreffende Minister im eigenen 
Land ohne Beteiligung anderer Stellen hand-
lungsfähig ist. Die Beschlüsse sind daher 
meist Empfehlungen, die sich an die Landes-
regierungen oder an die Landtage wenden; oft 
sind es auch reine Absichtserklärungen.

Die politischen Parteien handeln gerade um-
gekehrt: Sie entwickeln ein politisches Kon-
zept und wenden sich dann, um es durchzu-
setzen, an diejenige politisch verantwortliche 
und handlungsfähige Stelle, die nach der Ver-
fassung dafür zuständig ist. Am Anfang steht 
also der politische Gestaltungswille, die poli-
tische Zielvorstellung, ohne zunächst darauf 
zu achten, wer zuständig ist. Wird eine so 
schwierige und wichtige Frage behandelt wie 
die der Finanzreform, so sind die Belange al-
ler drei Ebenen Bund, Länder und Gemeinden 
zu berücksichtigen, denn es geht um die 
Handlungs- und Leistungsfähigkeit aller drei 
Ebenen. Hier eine Lösung zu finden, die einen 
gerechten Ausgleich darstellt, ist zugleich die 

oraussetzung dafür, daß der Bundestag und 
der Bundesrat die entsprechenden Beschlüsse 
assen. Die SPD hat diese Frage z. B. auf ei-

nem Parteitag behandelt und entschieden, 
verbindlich für alle ihre politischen Repräsen-

tanten.

Bei anderen Fragen, z. B. der wirtschaftlichen 
hi turpolitik oder dem Wohnungsbau, ist 

es notwendig, daß sich alle Ebenen gleicher-
8 en einem einheitlichen Konzept gemäß 
er aten. Die Bundesgesetze zu erlassen, ge-
9 nicht; ihre Durchführung liegt zu einem 

großen Teil bei den Gemeinden. Es kommt 
darauf an, daß sie die notwendigen Initiativen 
entfalten und die erforderlichen Investitionen 
vornehmen. Die Politik, die für den Menschen 
gemacht wird, mit der die Lebensverhältnisse 
des einzelnen Bürgers verbessert werden sol-
len, bekommt Gestalt mit dadurch, daß die 
Verwaltung sie im Konkreten umsetzt. Da die 
Bundesgesetze von den Ländern als eigene 
Angelegenheiten ausgeführt werden, ist theo-
retisch durchaus die Möglichkeit gegeben, 
daß die Ausführung einer anderen politischen 
Auffassung unterworfen wird. Es spricht für 
die Bundestreue der Länder, daß noch kein 
Fall bekannt wurde, aus dem zu schließen 
wäre, die politisch anders als der Bund ge-
führten Länder würden die politischen Kon-
zeptionen des Bundesgesetzgebers pervertie-
ren. Soweit die Durchführung von staatlichen 
Aufgaben in die Zuständigkeit der Länder 
fällt, beobachtet man, wie die verschiedenar-
tigen politischen Vorstellungen in den Län-
dern ihre verschiedenartige Ausprägung er-
fahren. Dies führt zu einem Wettbewerb zwi-
schen den Ländern. Die Abschaffung der 
Zwergschulen z. B., ausgehend von einem 
Land, hat sich rasch in allen Ländern durch-
gesetzt. Die gebietliche und funktionale Ge-
bietsreform hat in allen Ländern zu entspre-
chenden Maßnahmen geführt, wobei es inter-
essant ist, die zeitliche Reihenfolge in den 
einzelnen Ländern zu registrieren.

In der politisch starken Stellung der Partei, 
die alle Ebenen beeinflußt und die politischen 
Entscheidungen initiiert, könnte auch eine 
Gefahr für den Bundesstaat liegen. Dies wäre 
der Fall, wenn die Parteien von einer Stelle 
aus „herrschen" könnten. — Es ist interessant 
zu beobachten, daß in allen Parteien, auch de-
nen, die von Hause aus zentralistisch auf-
gebaut sind, durch die Ministerpräsidenten 
der Länder, die von starken Länderorganisa-
tionen getragen sind, föderalistische Elemente 
in die Partei selbst gebracht wurden. Dies ist 
notwendig, denn sonst würde die Bundesre-
gierung über den Parteivorstand der sie tra-
genden Partei den Länderministerpräsidenten 
gegenüber eine so starke Einwirkungsmög-
lichkeit haben, daß der im staatlichen Bereich 
geschaffene bundesstaatliche Effekt auf dem 
Umweg über die Parteien wieder ausgeräumt 
würde. Die Beobachtung zeigt, daß der 
Selbstbehauptungs- und Darstellungswille 
der Ministerpräsidenten der Länder dem er-
folgreich entgegenwirkt. Dabei mag wohl 
auch in Betracht gezogen werden, daß dessen-
ungeachtet bei Fragen der Bildung von Koali-



tionen in den Ländern bundespolitische Über-
legungen von Bedeutung sind.

Die Parteien sind also im Bundesstaat ein 
starkes politisches Band; sie müssen insbe-
sondere auch den verschiedenen Interessenla-
gen in den einzelnen Ländern gerecht werden, 
sei es, daß es sich um den Küstenschutz der 
Küstenländer handelt oder um Maßnahmen 
zur Förderung des Steinkohlebergbaues. Von 
daher ist ernsthaft die Frage zu stellen, ob im 
Bundesparlament — in der Verantwortung für 
das ganze deutsche Volk — eine Partei mit-
reden und mitbestimmen sollte, die sich von 
vornherein auf des Gebiet eines Landes be-
schränkt. Sie hat ihre Legitimation nur von 
einem regional begrenzten Teil der Wähler, 
und sie muß in Wahlen sich nur gegenüber 
diesem Teil verantworten. Die Gesamtreprä-
sentation des Volkes durch die Parteien, ihre 
integrierende Funktion, ist aber um so wichti-
ger, wenn im Bundesstaat, wie am Anfang die-
ser Abhandlung dargestellt, sehr verschieden-
artige Gruppen oder gar Nationen zusammen-
geschlossen sind.

VII. Ausblick für die Schaffung eines Europä-
ischen Bundesstaates

Nach Art. 24 GG kann der Bund durch Gesetz 
Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrich-
tungen übertragen. Es kann sich dabei um 
Hoheitsrechte handeln, die nach dem Grund-
gesetz in die Zuständigkeit des Bundes oder 
in die der Länder fallen; die Zustimmung des 
Bundesrates zu einem solchen Gesetz ist nicht 
erforderlich. Der Bund hat im Ratifikationsge-
setz über die Römischen Verträge vom 
30. März 1957 Hoheitsrechte auf die Europä-
ische Gemeinschaft und auf die Europäische 
Atomgemeinschaft übertragen. Der EWG-Ver-
trag ist zugleich die Verfassung der Gemein-
schaft, deren Aufgabe es nach Art. 2 des Ver-
trages ist: „... durch die Errichtung eines Ge-
meinsamen Marktes und die schrittweise An-
näherung der Wirtschaftspolitik der Mitglied-
staaten eine harmonische Entwicklung des 
Wirtschaftslebens innerhalb der Gemein-
schaft, eine beständige und ausgewogene 
Wirtschaftsausweitung, eine größere Stabili-
tät, eine beschleunigte Hebung der Lebens-
haltung und engere Beziehungen zwischen 
den Staaten zu fördern, die in dieser Gemein-
schaft zusammengeschlossen sind."

Zur Erreichung dieser Ziele waren 3 Stufen 
bis zum Jahre 1970 vorgesehen.

Es ist der ausgesprochene Wille, daß sich 4 
EWG zu einer Europäischen Gemeinschaf! 
fortentwickeln soll; wenn sie erfolgreich sei: 
soll, kann dies letztlich nur in der Form de 
Bundesstaates erfolgen. Die Bundesrepubli 
ist der einzige föderativ aufgebaute Mitglie 
staat der EG. Wenn die Bundesrepubli 
Gliedstaat eines Europäischen Bundesstaate 
wird, so werden sich damit auch Auswirku 
gen auf die innerdeutsche bundesstaatliche 
Ordnung ergeben. Ihre Erfahrungen mit der 
bundesstaatlichen Struktur sollten für die 
Entwicklung eines Europäischen Bundesstaa-
tes nutzbar gemacht werden.

In den letzten Jahren haben wir uns dam 
gewöhnen müssen, daß der Prozeß der euro-
päischen Einigung immer schwieriger wird. 
Gemeinsamer Agrarmarkt und Ölkrise sind 
die Stichworte der jüngsten Zeit, die die 
Schwierigkeiten oder gar Rückschritte im eu-
ropäischen Integrationsprozeß symbolisie 
ren.

Der pauschale Vorwurf ist sicher nicht ge-
rechtfertigt, der bisweilen durchklingt, den Po-
litikern fehle es letztlich an der Bereitschaft 
die europäische Einigung konsequent und 
zielstrebig durchzuführen, sie seien ihren na-
tional-staatlichen Interessen zu stark verhal-
tet. Nationale Politik und internationale, el 
ropäische Politik sind keine Alternativen, die 
sich gegenseitig ausschließen. Sie gehöret 
vielmehr zusammen, bilden eine Einheit. Eu-
ropäische Politik ist heute nicht zuletzt die 
Voraussetzung, um nationale Probleme lösen 
und damit nationale Politik machen zu kön-
nen.
Es sind nicht die handelnden Personen oder 
etwaige Interessengruppen, die diesem politi-
schen Ziel entgegenstehen. Die Schwierigkei-
ten der Gemeinschaft basieren auf ihren insti-
tutionellen Problemen. Die Organe der EWG 
konnten für eine Übergangszeit und für eineu 
begrenzten Zweck genügen. Die EWG ist abe. 
in ihrer Entwicklung über den durch de. 
EWG-Vertrag gesetzten Rahmen hinausge-
wachsen; Zweck und Ziel der Gemeinschaft 
sind mit den Institutionen der EWG nicht zu 
erreichen; sie sind insoweit am Ende e106 
möglichen Entwicklungsprozesses; neue Inst 
tutionen müssen geschaffen werden: Das «. 
ropäische Parlament ist kein Vollparlame 
es hat weder das unverzichtbare origint 
Budgetrecht noch das Gesetzgebungsee h 
Die Europäische Kommission ist nur in Ans» 
zen mit einer Regierung vergleichbar. Der. 
nisterrat, besser gesagt, die Fachministerra 



setzen Recht, bei ihnen liegt die wichtigste 
Entscheidungsbefugnis. Es ist ein Gremium, 
das keinem Parlament verantwortlich ist, das 
anonym seine Entscheidungen trifft und bei 
dessen Entscheidungen man allzuoft den Ein-
druck hat, daß auf europäischer Ebene natio-
nale Politik gemacht wird. Es ist kein föde-
rales Organ. Die „Verfassung“ der EWG ent-
spricht nicht den Prinzipien der Verfassungen 
der Mitgliedstaaten. In allen Mitgliedstaaten 
haben wir repräsentative Demokratien und 
klare Verantwortlichkeiten der einzelnen Or-
gane; gerade daran mangelt es bei der EWG, 
deren Institutionen nur als Übergang hinge-
nommen werden können. Es fehlt nicht an 
ernstgemeinten Versuchen der Regierungs-
chefs der Mitgliedstaaten, eine Entwicklung 
einzuleiten, die die einzelnen Organe verän-
dern soll. Es ist zu befürchten, daß diese Be-
mühungen erfolglos sein werden, denn es ist 
nahezu unmöglich, stufenweise z. B. das Par-
lament anzuheben — es kommt nicht in erster 
Linie auf seine Direktwahl, sondern auf seine 
Kompetenzen an —, dann die Kommission zu 
verändern und alles von der Entscheidung 
des Ministerrates abhängig zu machen. Geht 
es doch in erster Linie darum, anstelle des 
Ministerrates ein bundesstaatliches- Organ 
treten zu lassen, das Parlament als Vollparla-
ment zu wählen und die Kommission zur Eu-
ropäischen Bundesregierung zu machen.

Die Römischen Verträge sehen eine solche 
Entwicklung nicht vor; es kann daher auch 
nicht auf Grund von Art. 235 EWG-Vertrag 
der Versuch einer institutionellen Verände-
rung gemacht werden. Art. 235 kann nur in 
Anspruch genommen werden, wenn es darum 
geht, ein Vertragsziel zu erreichen. Nach 
Art. 236 EWG-Vertrag können die Mitglied-
staaten Änderungen vereinbaren, die in Kraft 
treten, nachdem sie von allen Mitgliedstaaten 
gemäß den jeweiligen verfassungsrechtlichen 
Vorschriften ratifiziert worden sind. Die EWG 
kann sich also nicht aus eigenem Recht, nicht 
aus eigener Zuständigkeit weiterentwickeln, 
es kommt auf die Entscheidung der Mitglied-
staaten an. — Da die Formvorschrift des 
Art. 236, wonach der Rat nach Anhörung von 
rerlament und Kommission entscheidet, ob 

u erhaupt die Vertreter der Mitgliedstaaten 
ln yerhandlungen eintreten, eine Sollvor-
I rift ist, sind die Mitgliedstaaten nicht ge-

in ert, von sich aus in Verhandlungen ein-
zutreten.

ziel solcher Verhandlungen muß es sein, den 
un esstaat Europa zu schaffen. Dieser Bun-

desstaat kann nur zustande kommen durch 
Vertrag und durch Ratifizierung eines ge-
meinsamen Vertrages. Der Vergleich mit dem 
Zustandekommen des Deutschen Reiches 1871 
kann dabei zwar hilfreich sein-, man muß sich 
aber bewußt sein, daß 1870 die deutschen 
Fürsten als Träger der Souveränität Verträge 
schlossen, während die Souveränität heute 
vom Volke ausgeht. Wir konnten in Deutsch-
land unsere bundesstaatliche „Ordnung mit 
dem Grundgesetz auf Grund des einen Vol-
kes, von dem die Staatsgewalt ausgeht, schaf-
fen. Es gibt kein einheitliches europäisches 
Volk, wir haben also in jedem Land ein eige-
nes Volk als Träger der Souveränität.

Um so wichtiger ist es, daß in der Europä-
ischen Gemeinschaft Parteien bestehen, die 
einheitliche politische Ziele verfolgen und de-
ren Abgeordnete im europäischen Parlament 
eine Fraktion bilden. Einheitliche Wahlen 
zum europäischen Parlament erhalten nur 
dann einen politischen Sinn und sind nur 
dann wirkungsvoll, wenn in allen Völkern 
der Gemeinschaft sich politische Gruppen ak-
tiv entfalten, die integrierend wirken. Politi-
sche Gruppen, die nur Teile eines Volkes re-
präsentieren, sind für die Entwicklung nicht 
förderlich.

Art. 137 EWG-Vertrag anerkennt diesen Ge-
danken: „Die Versammlung besteht aus Ver-
tretern der Völker der in der Gemeinschaft 
zusammengeschlossenen Staaten."

Notwendig ist, daß die Mitgliedstaaten auf 
Grund von Art. 236 EWG-Vertrag sich darauf 
einigen, daß sie aus den nationalen Parlamen-
ten Mitglieder für eine „Verfassungsgebende 
Versammlung für die Europäische Gemein-
schaft" wählen lassen. Sie muß den Auftrag 
erhalten, für die Europäische Gemeinschaft 
eine bundesstaatliche Verfassung auszuarbei-
ten, die den Anforderungen an einen demo-
kratisch-parlamentarischen sozialen Rechts-
staat entspricht, der selbständiges, handlungs-
fähiges Völkerrechtssubjekt sein muß. Wenn 
diese Verfassung von allen Mitgliedstaaten 
ratifiziert ist, entsteht der Europäische Bun-
desstaat.

Die Verfassung muß ein aus direkten Wahlen 
hervorgegangenes Vollparlament vorsehen. 
Dabei müssen die kleinen Völker einen ande-
ren Mandatsschlüssel erhalten als die großen. 
Das gesamtstaatliche Element sollte in einem 
Europäischen Bundesrat vor allem an der Ge-
setzgebung mitwirken. Jedes Mitgliedsland 
hat grundsätzlich die gleiche oder eine nur 



schwach modifizierte Stimmzahl. Die Mitglie-
der müssen den Regierungen der Gliedstaaten 
angehören. Die Regelung, bestimmte Materien 
durch Gesetz von der Zustimmung des Bun-
desrates abhängig zu machen, ist eine sinn-
volle, praktische Möglichkeit, die besonderen 
Interessen der Mitgliedstaaten gegenüber dem 
gesamtstaatlichen Element zur Geltung zu 
bringen. Eine sorgfältige Prüfung des Umfan-
ges der zustimmungsbedürftigen Materie, ihre 
genaue und unmißverständliche Abgrenzung 
in allen Bereichen staatlichen Handelns wä-
ren dazu notwendig.

Bundesstaaten sind verfassungsrechtlich ge-
ordnete politische Einheiten, in denen Ge-
samtstaat und Gliedstaaten untereinander die 
Wahrnehmung der staatlichen Aufgaben nach 
einem bestimmten System geregelt haben. Sie 
bestehen in Eigenstaatlichkeit, in manchen 
Fällen auch in Souveränität nebeneinander 
und miteinander. Die Besonderheiten einer 
kleinen Volksgruppe, einer Religionsgruppe 
oder einer Sprachengruppe können ihre spezi-
fische Ausgestaltung behalten, und zugleich 
können wirtschaftlich und außenpolitisch die 
Vorteile eines großen Raumes genutzt wer-
den. Der Freiheitsbereich der einzelnen Grup-

pen muß nicht den wesensfremden Notwen-
digkeiten der wirtschaftlichen oder finanziel-
len Bedingungen geopfert werden; die Min-
derheit wird nicht zu einem Faktor, der sich 
von einer Mehrheit vergewaltigt sieht. Die 
Probleme, die mit hegemonialen Herrschaften 
verbunden sind, können beseitigt werden.

Dies gilt nicht nur für ethnische, religiöse 
oder kulturelle, sondern gleichermaßen für 
politische Minderheiten. Auch sie können 
ihre Bedürfnisse und Interessen organisieren 
sowie ihr Verhältnis untereinander und zum 
Gesamtstaat gemeinsam rechtlich ordnen. In 
einem Bundesstaat wie dem der Bundesrepu-
blik Deutschland geht dies bis hin zur Bil-
dung politisch unterschiedlich geführter Lan-
desregierungen, wobei die zusätzliche Chance 
des Wechsels der Mehrheiten besteht. Bun-
desstaatlichkeit kennzeichnet sich somit als 
rechtlich verfaßte, gelebte Toleranz. Toleranz 
gegenüber den Minderheiten, den Gruppen, 
den politischen Alternativen, bedeutet immer 
auch Freiheit für den einzelnen. Darin liegt 
eine beständige Integration, eine Vereinigung 
der vielgestaltigen Kräfte bei gleichzeitigem 
Wettbewerb und gleichzeitiger Teilhabe an 
der Macht.



Gustav Schmidt

Wozu noch „politische Geschichte"?

Zum Verhältnis von Innen- und Außenpolitik am Beispiel der 
englischen Friedensstrategie 1918/1919

Die folgenden Ausführungen beinhalten zwei 
Zielsetzungen und bewegen sich entsprechend 
auf zwei Argumentationsebenen: Einmal wol-
len sie aufmerksam machen auf eine gerade 
anlaufende Kontroverse zwischen Hans-Ulrich 
Wehler als Wortführer der modernen deut-
schen Sozialgeschichte und Andreas Hillgru-
ber, der für eine stärkere Stellung der „politi-
schen Geschichte moderner Prägung" plä-
diert1). Zum anderen möchte ich auf dem Hin-
tergrund meiner Forschungen zur englischen 
Geschichte zu dieser Kontroverse Stellung be-
ziehen. Idi meine, daß Forschungen zur eng-
lischen Geschichte im 19. und 20. Jahrhundert 
geeignet seien, von dem sterilen Streit um 
den Primat der Außenpolitik oder den der In-
nenpolitik, auf den sich streckenweise die Kon-
troverse zwischen Wehler und Hillgruber redu-

1) Bei diesem Aufsatz handelt es sich um die über-
arbeitete Fassung eines Vortrags in Hannover am 
17 2. 1975. — A. Hillgruber, Gedanken zu einer 
politischen Geschichte moderner Prägung, Freibur-
ger Universitätsblätter, Heft 30, Dezember 1970,
S, 33—43; ders., Politische Geschichte in moderner 
Sicht, HZ 216 (1973), S. 529—552; H. U. Wehler, 
Moderne Politikgeschichte oder „Große Politik der
Kabinette"?, erscheint im Juni/Juli 1975 in: Ge-
shichte und Gesellschaft, Heft 2/3; ich danke 
Herm Wehler für die freundliche Überlassung des 
Manuskriptes und für die Zustimmung, darauf 
schon vor Erscheinen seines Aufsatzes Bezug neh-
men zu können. — Zum Verständnis der Kontro-
verse hier zwei Hinweise: 1. Hillgruber greift 

Mehler nirgends direkt (namentlich) an; es gibt 
a er gute Gründe, warum Wehler als erster unter 
den. Sozialhistorikern auf Hillgrubers „Provoka-
son nreagiert. 2. Hillgruber erhebt nicht den An-
spruch, eine Theorie moderner Politik oder ein 
rogramm einer politischen Geschichte zu formu-
aen (HZ 216, S. 533), Wehler (S. 2), setzt jedoch 
vnen theoretischen Anspruch auch bei Hillgruber 
oh Ls * S * 3 4 dazu weiter unten). Wehler bezweifelt, 
Kei 1 grubers. Position wissenschaftstheoretischen 
swren genüge. Diese „Mißverständnisse" er-
xweren eine direkte Auseinandersetzung mit den 
som hen beiden strittigen Punkten. Auch aus die-
bemcnsrund wurde im folgenden Beitrag der Weg 

ein? V en anhand eines außerdeutschen Beispieles 
Grenyyrs tändigungsmöglichkeit hinsichtlich der Ab-
beider n' aber auch der Ergänzungsbedürftigkeit 
peider Disziplinen anzudeuten.

2) Beide Autoren sprechen sich zwar gegen eine 
Frontstellung und für enge Kooperation aus (Hill-
gruber, Gedanken, S. 35; Wehler, S. 13, 23 f). 
Durch Hillgrubers Zurückweisung des „Primats der 
Innenpolitik", gedeutet als sozialökonomische Er-
klärung von Politik (HZ 216, S. 535; Gedanken, 
S. 36), provoziert, verficht Wehler die Vorteile 
einer monokausalen Deutung, die man im 2. 
Durchgang differenzieren könne (S. 12), und heißt 
damit die von Hillgruber bekämpfte „Umkehrung 
der verzerrten Forschungssituation in Deutschland" 
— Gedanken, S. 36 — gut. Hillgrubers Argumen-
tation läuft stark auf eine Rechtfertigung des Pri-
mats der Außenpolitik („Macht- und Realpolitik") 
zu, freilich ohne sich inhaltlich mit dem überlie-
ferten Begriff zu identifizieren.
3) R. Löwenthal, Internationale Konstellation und 
innerstaatlicher Systemwandel, HZ 212 (1971), S. 
41—58. Gemeint ist die Frage „nach der Wirkung 
des Gesamtprozesses des geschichtlichen Wandels 
politischer und gesellschaftlicher Systeme auf den 
Gesamtcharakter des internationalen Systems, und 
nach der Rückwirkung der jeweiligen internationa-
len Konstellation auf diesen Prozeß des inneren 
Wandels ihrer Elemente" (S. 41).
4) Stellvertretend K. Hildebrand, Von der Reichs-
gründung zur „Krieg-in-Sicht"-Krise. Preußen-
Deutschland als Faktor der britischen Außenpolitik 
1866—1875, in: M. Stürmer (Hrsg.), Das Kaiser-
liche Deutschland, Düsseldorf 1970, S. 214.

ziert2), wegzuführen und sich statt dessen auf 
das erkenntnisfördernde Gebiet
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 der Wechsel-
wirkungen zwischen „innerstaatlichem Sy-
stemwandel und internationaler Konstel-
lation" ) zu konzentrieren.
Die Verbindung zwischen beiden Diskussions-
ebenen besteht darin, daß der englischen Poli-
tik zum einen die Verselbständigung der Exe-
kutivgewalt nachgesagt und die Kunst nach-
gerühmt wir

4

d, vermeintliche Sachzwänge zu 
mildern und sozialökonomisch bedingte Front-
bildungen zu lockern ), und ferner zugestan-
den wird, daß die Entwicklung Englands 
nicht nur wesentlich durch internationale 
Ereignisse bestimmt worden sei, sondern 
England auch immer bestrebt sein mußte, die 
welt(wirtschafts-)politischen Konstellationen 
zu beeinflussen. Die Kunst des Politischen und 
der Einflußbereich der Außen(wirtschafts)poli-
tik, die im englischen Fall also als Erfahrungs-



tatsachen anerkannt werden, sind nicht ohne 
weiteres oder nicht allein mit sozialhistori-
schen Erklärungsmodellen zu fassen; sie ver-
weisen auf Gesichtspunkte, die Kriterien für 
die Bestimmung des Gegenstandsbereichs 
und der spezifischen Sehweise einer poli-
tischen Geschichte abgeben.

An einem ausgewählten Beispiel der eng-
lischen Geschichte, dem mit den Symbolworten 
der britischen Friedensstrategie 1917/1919 „In-
nere Sicherheit" und „British Peace“ umrisse-

nen Komplex, ließen sich, so meine ich. Er 
kenntnisinteressen und Untersuchungsmetho-
den einer Politikhistorie demonstrieren. Es 
geht darum, den von Hillgruber stellvertretend 
formulierten Anspruch einer „politischen Ge-
schichte moderner Prägung" einzulösen -
ohne sich deshalb Hillgrubers Position in al-
lem anschließen zu müssen —, d. h. aufzuzei-
gen, daß politische Geschichte Zusammenhänge 
aufzuhellen vermag, die die Sozialgeschichte 
nicht in den Griff bekommt oder gar nicht mehr 
in ihr Blickfeld einbezieht.

Zur Kontroverse Wehler-Hillgruber

In der deutschen Geschichtswissenschaft galt 
der Streit über den Primat der Innen- oder den 
der Außenpolitik lange Zeit als überholt; ein 
Lösungsmodell, eine Synthese konnte aller-
dings nicht gefunden werden. Niemand rüttelte 
daran, daß die Bedingungen politischen Han-
delns mit sozialgeschichtlichen Methoden am 
besten erschlossen werden können; historio-
graphisch gesehen, stimmen auch noch Hill-
gruber und Wehler in der Beurteilung der 
Fehlentwicklung der deutschen Geschichtswis-
se

5

nschaft im 19. und 20. Jahrhundert überein 
— Hillgruber begründet damit die Forderung 
nach einer politischen Geschichte moderner Prä-
gung ). Wie Hillgruber der Sozialgeschichte 
bescheinigt6), daß sie den Nachholbedarf 
nach 1945 zum großen Teil wettgemacht habe, 
so räumt auch Wehler ein, daß „kein durch-
schlagendes Argument zu erkennen sei, mit 
dem die prinzipielle Berechtigung, ja Notwen-
digkeit einer modernen Politikgeschichte be-
stritten" werden könnte. Wehler bestreitet 
dann aber, daß Hillgrubers Programm einer 
politischen Historie „modern" sei — er hält 
den Anspruch der modernen Sozialgeschichte 
auf eine Vorrangstellung aufrecht, zumindest 
so lange, bis die Integrationsfähigkeit einer 
modernen Politikhistorie überzeugend darge-
legt sei.

7) In diesem Punkt optiere ich eindeutig für eine
der von Wehler — S. 23 f. — angedeutetsnytikce
tierungsmöglichkeiten einer modernen Poli J
schichte.

Es kann m. E. freilich nur darum gehen, für 
die politische Geschichte einen Platz im Rah-

5) Hillgrubers Abgrenzung von drei älteren Ver-
sionen politischer Geschichte — kleindeutsche, na-
tionalliberale politische Historie; „Primat der Au-
ßenpolitik"; „Männer machen Geschichte" — ist 
eindeutig und bedarf keines Kommentars.
6) Hillgruber, HZ 216, S. 530 (Anm. 5); ders., Ge-
danken, S. 36.

men einer umfassend verstandenen Gesell-
schaftsgeschichte zu beanspruchen, die auf Max 
Webers „Theorie sozialen Handelns" auf-
baut7). Die Aufgabe, den „Politik"begriff vor 
dem Hintergrund der Gegenwart als analy-
tischen Begriff zu entwickeln und für die Ge-
schichtswissenschaft fruchtbar zu machen, muß 
freilich in einem anderen Zusammenhang ge-
leistet werden. Die Perzeption und Rezeption 
der Politikwissenschaft ist jedenfalls seit lan-
gem im Gange, gerade unter Politikhistori-
kern. Mag auch der „Hinweis auf Programme 
und Entscheidungen" — auf deren heuristischer 
Funktion im folgenden der Nachdruck liegt — 
„nicht jedermann befriedigen" (Wehler, S. 22), 
so ist der Nachweis der Leistungsfähigkeit 
dieser Betrachtungsweise immerhin ein Schritt, 
um das Tätigkeitsfeld, die Denkansätze und 
die Untersuchungsmethoden einer politischen 
Geschichte zu umreißen, die sich der sozial-
ökonomischen Bedingtheit politischen Han-
delns bewußt ist und auf den Ergebnissen so-
zialgeschichtlicher Forschungen aufbaut, aber 
andererseits auch davon überzeugt ist, daß 
eine Deutung, die bei diesen Erkenntniszielen 
stehen bleibt, das politische Handeln im enge-
ren Sinn verfehlen würde; dies gilt gerade für 
den Bereich der Interdependenz zwischen In-
nen- und Außenpolitik.

Der Chor der Stimmen, die einer Erforschung 
des wechselseitigen Bedingungsverhältnisses 
zwischen Innen- und Außenpolitik das Wort 



reden8), ist kaum noch zu übersehen; die Zahl 
der Studien, die diesem Ruf felgen oder genü-
gen, läßt sich hingegen an einer Hand abzäh-
len’). Selbst hier ist noch der Abstrich zu ma-
chen, daß zwar die „innenpolitische Präformie-
rung von außenpolitischen Handlungen" in 
vielen Varianten aufgedeckt worden, die Ein-
wirkung der internationalen Konstellation — 
vermittelt durch verschiedene Akteure — auf 
das politisch-soziale System aber immer noch 
eher ein Postulat der Forschung geblieben 
ist 10 ). Diese Diskrepanz kann man als Zeichen 
dafür nehmen, daß in der Geschichtswissen-
schaft die Tendenz vorherrschte, das Postulat 
der Analyse jener Wechselbeziehungen zwi-
schen Innen- und Außenpolitik nur noch in 
einer Richtung zu erfüllen. Dieser Umstand 
veranlaßte Hillgruber, die vermeintliche 
Monopolstellung der Sozialgeschichte anzu-
prangern; dies wiederum foderte Wehler zu 
einer Verteidigung der Vorteile der Einseitig-
keit heraus.

11) Wehler kann Hillgruber bezeichnenderweise 
vorwerfen, „verbale Seminarkritik" auf Sozialhi-
storiker zu übertragen, ohne diese beim Namen zu 
nennen. Hillgruber läßt keinen Zweifel, daß er 
von den Erfahrungen her argumentiert, die er in 
Freiburg und Köln (1968—1972) mit Vertretern der 
von ihm unter Typ 2 und 3 eingeordneten Sozial-
historie gemacht hat.
12) Ich erwähne nur die Arbeiten von L. Gall und 
mir selbst, die sich am Thema des deutschen 
Liberalismus mit einseitig sozialhistorisch orien-
tierten Deutungen auseinandersetzen.
”) Hillgruber hatte auf dem Regensburger Histo-
rikertag — s. HZ 216, S. 529—530 — vor der Ge-
fahr eines ideologischen Linkstrends gewarnt, der 
unter dem Schutzdach der Sozialgeschichte seine 
Indoktrinierungsabsichten zu tarnen suche.
14) Die Kontroverse zwischen Wehler und Hill-
gruber wurde zwar nicht durch das Buch ausge-
löst; aber der Umstand, daß die Replik Wehlers 
nach dem Erscheinen des Bandes erfolgt, ist be-
langvoll.

Als Hillgruber im Herbst 1970 die Freiburger 
Sozialhistoriker und 1972 auf dem Regensbur-
ger Historikertag die moderne Sozialgeschichte 
in ihren verschiedenen Spielarten der Unzu-
länglichkeiten und Einseitigkeiten bezichtigte, 
fand die Kontroverse noch nicht statt; man ge-
wann den Eindruck, als handle es sich um 
einen Vorstoß, für den kein Anlaß bestehe und 
der deshalb wie ein Schlag ins Wasser war, 
ohne Kreise zu ziehen. Die Auseinanderset-
zungen um Studienordnungen — hochschul-
intern — und die öffentlich geführten Kontro-
versen um die Rahmenrichtlinien für den Ge-
schichtsunterricht waren zunächst gleichfalls 
nicht dazu angetan, einen Methodenstreit vom 
Zaun zu brechen. Die in den fünfziger und 
sechziger Jahren geführten Debatten über das 
Verhältnis von Geschichts- und Politikwissen-
schaft, Sozialgeschichte und Sozialwissenschaf-

H. A. Winkler, Gesellschaftsform und Außenpo-
' Eine Theorie Lorenz von Steins in zeitge-

schichtlicher Perspektive, HZ 214 (1972), S. 335 bis 
362 s. dort weitere Literaturangaben (Rothfels, 
Czempiel, Bracher u. a.).

V \ R. Berghahn, Der Tirpitz-Plan. Genesis und 
t erfanl .einer innenpolitischen Krisenstrategie un-pr Wil helm n- Düsseldorf 1971; K. Hildebrand, 
eub en. als Faktor der britischen Weltpolitik 
wa,1870 Habil.-Schrift Mannheim 1972; H. U. 

Berlin 19e9smarck und der Imperialismus, Köln/ 

w W. Link, Der amerikanische Einfluß auf die 
manmarer Republik in der Dawesplanphase. Ele-
inn 7 eines Penetrierten Systems, in: Aus Politik 
andste itgeschichte, B 45/73, S. 3-12; ders., Die 
1971 anische. Stabilisierungspolitik in Deutschland 
1921—1932, Düsseldorf 1970. 

ten hatten das Selbstverständnis des Faches so 
nachhaltig geprägt, daß kaum jemand einen 
Anlaß erblickte, kritisch gegen die von den 
modernen Sozialhistorikern — Conze, Wehler, 
Kocka, H. Mommsen u. a. —vorangetriebenen 
Veränderungen des Bewußtseinsstandes zu 
Felde zu ziehen; die Auseinandersetzung fand 
freilich um so intensiver in den Ausbildungs-
stätten — in Seminaren und anläßlich öffent-
licher Vorträge — statt11 ). Da auf dieser Ebene 
der Angriff auf das Fach Geschichte und die 
Erkenntnis- bzw. politische Bildungsfunktion 
der historischen Methode zielte, engagierten 
sich gerade Sozialhistoriker für die Aufgabe, 
Geschichte als moderne Forschungsdisziplin zu 
verteidigen. Kritik an sozialgeschichtlich orien-
tierten Arbeiten wurde hingegen nur auf Teil-
gebieten in fachwissenschaftlichen Diskussio-
nen vorgetragen 12 ).

Erst als Hillgruber sich in seiner „Deutschen 
Geschichte 1945—1972. Die deutsche Frage in 
der Weltpolitik" (1974, S. 164) zu dem Satz 
verstieg: „Die fragwürdige These von einem 
.Primat der Innenpolitik’ lieferte solchen For-
derungen (nach radikalen Reformen, d. h. einer 
„sozialen Revolution auf Raten", — dies sei 
im Grunde die einzige Aufgabe

1

14

3

 der Gegen-
wart; der Verfasser) eine wissenschaftliche 
Scheinlegitimation" ), sahen sich die Ver-
treter der Sozialgeschichte gezwungen, zu der 
politisch eingefärbten Kampfansage Stellung 
zu nehmen und in einer wissenschaftlichen 
Polemik die Frage aufzuwerfen, welche poli-
tische Tendenz bzw. welche politischen Impli-
kationen in Sozialgeschichte bzw. „politischer 
Geschichte" stecken ).  Der Waffenstillstand, 
den ein feinfühliger englischer Historiker als 
Kennzeichen der Braunschweiger Versamm-



lung deutscher Historiker und Geschichtslehrer 
im Oktober 1974 festzuste

15
llen glaubte, scheint 

damit gebrochen ) . Der Sozialgeschichte wurde 
ein verhängnisvoller Einfluß auf die Bildungs-
und Schulpolitik zugeschoben; sie fand sich in 
den großen Zusammenhang der .Reformneu-
rose' eingeordnet. Hillgruber vermengte den 
Streit um einen Platz der politischen Ge-
schichte, vor allem der Außenpolitik, neben 
der Sozialgeschichte mit dem politisch akzen-
tuierten Disput, ob „.Reformen' im gesellschaft-
lichen Bereich absoluten Vorrang vor Proble-
men der internationalen Politik und Sicherheit 
des Staates und der Bündnisgruppe, der dieser 
angehörte, zu beanspruchen hätten".

Wie die Geschichte der Geschichtswissenschaft 
das wechselseitige Stützungsverhältnis zwi-
schen deutschen Historismus (Primat der Außen-
politik) und dem machtpolitischen Irrweg des 
deutschen Nationalstaats aufgedeckt hatte, so 
stellte Hillgruber für die unmittelbare Erleb-
nisgegenwart eine geistige Verwandschaft und 
Gesinnungsbrüderschaft zwischen Bildungsre-
form und moderner Sozialgeschichte heraus 16),  
ohne freilich sozialhistorische Schulen zu nen-
nen, die er für verantwortlich an dieser Ent-
wicklung hält. Da es andererseits nicht Hill-
grubers Absicht ist — wie man den Zitaten 
entnehmen könnte —, die Sozialgeschichte 
vom Thron zu stoßen bzw. wieder in die Ver-
bannung der „Oppositionswissenschaft" zu 
schicken, kann man erwarten, daß Hillgruber 
in seiner Replik auf Wehler dieses mögliche 
Mißverständnis ausräumt, d. h. die Spreu — 
jene dritte der von Hillgruber genannten Rich-
tungen, die unter dem Namen Sozialgeschichte 
auftrete, um damit ihr Interesse an politischer 
Indoktrination zu tarnen — vom Weizen — 
dem Kreis, der die Zeitschrift „Geschichte und 
Gesellschaft" trägt — zu sondern.

Obwohl Wehler sich nicht von Hillgruber auf 
den Kampfplatz ziehen läßt17 ), deutet doch

Ersetzung der Geschichte“ durch eine dem „Anstum 
systemüberwindender Ideologie ausgesetzte Ge-
sellschaftslehre" auf der Tagesordnung stehe -
HZ 216, S. 529 —; gegen diese Gefahr ziehen aber 
auch die Sozialhistoriker zu Felde. Der Protest der 
Historiker gegen die Prüfungsordnungen für Lehr- | 
amtskandidaten und gegen oktroyierte Themenbe 
reichskataloge für das Studium der Fächer Politik, I 
Geschichte, Soziologie, Sozialwissenschaften rieh- I 
tet sich gegen die elementare Bedrohung der 
Fächer selbst; s. hierzu die in Anm. 20 genannte 
Dokumentation. . .
18) Wehler kontert Hillgrubers Vorwurf mit dem 
durch Zahlenmaterial untermauerten Hinweis, da 
es weniger sozialgeschichtliche Lehrstühle ge ' 
daß die Mehrzahl der Doktorarbeiten traditione * 
Themen behandle u.a.m.; er weicht damit ind 
wisser Weise dem Angriff Hillgrubers aus, der
stärker auf den „atmosphärischen“ Einfluß 
Sozialgeschichte abhebt.
19) Hillgruber, HZ 216, S. 533, 529.

15) J. Steinberg, The Armistice in German History, 
Times Literary Supplement, 25. 10. 1974; vgl., H. 
Rudolph, Neuer Mut zur Geschichte, FAZ, 8. 10. 
1974.
16) Hillgruber assoziiert Kaiserreich und machtpoli-
tisch orientierte Geschichtswissenschaft einerseits 
und Wirtschaftsgesellschaft der Bundesrepublik so-
wie Vorrang der Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
andererseits — HZ 216, S. 546 —; der von mir ge-
brachte Vergleich wählt den für den Gedanken-
gang wesentlichen Teilaspekt der Denkfigur Hill-
grubers aus.
17) Hillgruber stellt den Bezug her; er äußert die 
Befürchtung, daß in einigen Bundesländern „die 

einiges darauf hin, daß die Schärfe ihrer Aus-
einandersetzung mit dem Streit um das Selbst-
verständnis und die etatmäßige Ausstattung 
der verschiedenen Richtungen der Geschichts-
wissenschaft, mit Studienreform und Rahmen, 
richtlinien für den Geschichtsunterricht zu tun 
hat. Dafür spricht unter anderem, daß beide 
Kontrahenten einander vorrechnen, welchen 
Einfluß und welche Macht die Gegenseite übe, 
daß sie den höheren politischen Erziehungs-
wert für ihre Disziplin beanspruchen, u.a.m.18 ). 
Sollte sich diese Vermutung bewahrheiten, so 
ist zu befürchten, daß die politische Dimen-
sion des Streites die methodisch-theoretische 
Seite verdrängen könnte. Da beide Kontra-
henten einander prinzipiell zugestehen, daß 
ihre Denkansätze und ihr methodisches Instru-
mentarium aufeinander zuarbeiten, reduziert 
sich der Interessenkonflikt darauf, wer wen 
vereinnahmen dürfe bzw. wer federführend 
sei, wer Zubringer- oder Ergänzungsdienste 
leisten solle.

Hillgrubers Plädoyer, Internationale Politik 
und Außenpolitik müßten angesichts der 
„gleichbleibenden Bedeutung der Gegensätze 

' zwischen den Weltmächten“ „für den Verla

19

uf 
der allgemeinen Geschichte" in den Lehrplä-
nen an den Schulen und in den Themenbe-
reichkatalogen für das Geschichtsstudium 
stärkere Berücksichtigung finden ), beruht auf 
der Annahme, daß ein lediglich von der Sozi-
algeschichte her vermitteltes Geschichts- und 
Politikverständnis zu kurz greife. Wenn auch 
der Bereich Außenpolitik — Internatio-
nale Politik im Themenbereichkatalog der 
Kultusministerien ausgesprochen Stiefmütter-



lich behandelt wird 20 ), so ist in der Geschichts-
wissenschaft unumstritten, daß Außenpolitik 
als Gegenstandsbereich einen eigenen Stellen-
wert besitzt; die unmittelbare Erlebnisgegen-
wart der Zeitgeschichte nach dem Zweiten 
Weltkrieg läßt daran keinen Zweifel. Souve-
räne Darstellungen — wie die von Richard 
Löwenthal oder Hans Peter Schwarz — tragen 
dazu bei, die Bedeutung der zwischenstaatlich-
internationalen Beziehungen ins Bewußtsein 
zu heben.
Es ist gewiß nicht Wehler oder der deutschen 
Sozialgeschichte anzulasten, wenn diese Tat-
sache in der Bildungspolitik verdrängt wird, 
sondern dem Verspätungseffekt in der Wahr-
nehmung, daß die Geschichtswissenschaft sich 
zumindest seit den sechziger Jahren nicht mehr 
durch Studien alten Stils zur großen Politik 
ausweist und auszeichnet. Unterschwellig ist 
freilich nicht zu verkennen, daß Wehlers Be-
streben, Hillgrubers politische Geschichte als 
Rückfall in die „Politik der Großen Kabinette" 
einzuordnen, und umgekehrt Hillgrubers An-
griff gegen den Alleinvertretungsanspruch der 
Sozialgeschichte die Tendenz erkennen lassen, 
unter Rechtfertigung ihrer jeweiligen For-

20) Paul Edinger/Konrad Repgen (Hrsg.), Die Zu-
kunft des Faches Geschichte und der Lehreraus-
bildung in Nordrhein-Westfalen. Eine Dokumenta-

1 tion, Warendorf 1975; Dok. Nr. 10 stellt nur unter
C 7 .Der Friedensgedanke in der Geschichte" — 
unter der Rubrik „Aspekte aus historischen Teil-
disziplinen" — einen dünnen Bezug zur Internatio-

nalen Politik/Außenpolitik her, lediglich im The-
menbereichskatalog für das Fach Politikwissen-
schaft — ebda., Dok. Nr. 13, S. 41 — werden 
.Internationale Politik" (A 4) und „Deutsche Au-
ßenpolitik seit Bismarck" (B 3) neben Friedens-
und Konfliktforschung (B 10) berücksichtigt. In der 
von Hillgruber als geschäftsführendem Direktor 
gezeichneten Stellungnahme des Historischen Se-
minars der Universität Köln — Dok. Nr. 56, S. 
  ~ wird Außenpolitik/Internationale Politik 

nihtaunmittelbar zur Aufnahme in den Themen-
pereichskatalog vorgeschlagen (s. hingegen die 
steungnahme der Düsseldorfer Historiker, ebda., 
w 2241 was damit zu erklären ist, daß der Ent-

ur des Kultusministers andere grundsätzliche 
nedsenken provoziert. — Die Abqualifizierung der

Sdhen Geschichte als Diplomatiegeschichte und 
ende Bereitschaft, Zielsetzungen und Lei-

mingsvermögen moderner Politikhistorie zu for-
stand Ten, kann man für diesen skandalösen Miß-
stand ebenso verantwortlich machen wie den Um-
rlinQu’ aß »selbstgekürte Sozialhistoriker" ihr Ein-
sdomonopolzu Lasten der Breite des fachwissen-
den soichen Spektrums mißbraucht haben. Hierfür 
desrsoziathistorikern auf den Lehrstühlen der Bun-

wollen k  ik.die geistige Urheberschaft anlasten zu 
etyien, pesteht kein Anlaß; wer die Auseinander-
deradgaum diese Frage verfolgt hat, weiß, daß 
rischen e sich gegen die Verdrängung der histo-

shen Perspektive verwahrt haben. 

schungssdiwerpunkte zugleich den Anspruch 
einer integralen Geschichtsschreibung zu ver-
fechten, d. h. vorzugeben, die jeweils andere 
Forschungsrichtung ihrem Rang entsprechend 
angemessen zu berücksichtigen. So läuft Hill-
gruber Gefahr, die Ergebnisse sozialgeschicht-
lieber Forschungen zur bloßen Hintergrunds-
information zu degradieren21 ), während Weh-
ler durch ein indirektes Beweisverfahren die 
Schlußfolgerung aufdrängt, sozialökonomische 
Erklärungsmodelle hätten auch in der inter-
nationalen Politik ihre Funktion, ja, ihre Er-
gebnisse dürften relevanter sein als die Er-
kenntnisse eines politikgeschichtlichen Denk-
ansatzes.

21) Wehler beanstandet zu Recht, daß Hillgruber So-
zial- und Strukturgeschichte als austauschbare Be-
griffe verwendet und damit zu erkennen gibt, daß 
ihn die machtstrukturellen Aspekte mehr inter-
essieren als die sozialen und wirtschaftlichen 
Bedingungen politischen Entscheidungshandelns. 
Wehler übersieht aber, daß Beiträge in dem von 
ihm herausgegebenen- Sammelband „Moderne 
deutsche Sozialgeschichte" gleichfalls Sozial- und 
Strukturgeschichte synonym gebrauchen (H. Momm-
sen, W. Conze). Wehlers Vorwurf, Hillgruber 
unterlasse die Vorklärung von Machtstrukturen, 
ist unberechtigt — s. Gedanken, S. 40 —; daß 
Hillgruber die Einbeziehung der Gesellschaftsge-
schichte und der von ihr gegebenen Quellenper-
spektiven zugunsten der in den staatlichen Akten 
überlieferten Perspektiven vernachlässige, trifft 
gleichfalls nicht zu — s. Gedanken, S. 34, 39—40; 
Wehler, S. 21.
22) Hillgruber und Wehler betonen die Notwendig-
keit der Ergänzung ihres Teilbereichs durch die 
übrigen Bereiche der Geschichtswissenschaft und 
fordern die methodisch abgesicherte Verknüpfung 
zwischen der Analyse innenpolitisch-struktureller 
Problematik und der Darlegung des (außen)poli-
tischen Entscheidungshandelns (Hillgruber).
23) Hillgruber, HZ 216, S. 531.

Von diesem aktuellen Wissenschafts- und bil-
dungspolitischen Bezugspunkt her ist es zu er-
klären, daß die Kontrahenten sich im Zuge 
ihrer Argumentation von der gemeinsamen 
Ausgangsposition entfernen 22 ) und versuchen, 
die andere Seite ins Abseits
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 von „Opas Politik 
der Großen Kabinette" oder „unseriöser Ten-
denzhistorie“ zu manövrieren, d. h. zu unter-
stellen, Sozialgeschichte kümmere sich weniger 
um Geschichte der praktizierten Politik, son-
dern formuliere, gestützt auf die Analyse der 
sozialen Wirklichkeit, Politik, wie sie hätte 
sein sollen ).
Wehlers und Hillgrubers Wege trennen sich, 
sobald es darum geht, generell den Hand-
lungsspielraum der Amts- und Entscheidungs-
träger — „im Selbstverständnis der Handeln-
den und in der um die Erfassung der Sachzu-
sammenhänge bemühten historischen Deu-



tung“ 24) — zu bestimmen. In ihren histori-
schen Arbeiten verfallen Wehler und Hill-
gruber jedoch in den gleichen Fehler: Ebenso 
wie Wehler die fatale deutsche Situation vor 
dem Ersten Weltkrieg nicht so sehr Bismarcks 
unfähigen Nachfolgern anlastet, sondern die 
entscheidende Weichenstellung auf Bismarcks 
Wirtschafts- und Sozialimperialismus zurück-
führt, die „unter dem Primat der gesellschaft-
lichen und politischen Systemerhaltung" erfol-
gen mußte 25 ), sieht auch Hillgruber die deut-
sche Außenpolitik der Zwangsläufigkeit eines 
Prozesses unterworfen. Er spricht von einer 
„unaufhebbaren Grundproblematik dieses Ver-
hältnisses" — d. h. des Gegensatzes zwischen 
dem englischen „Balance-of-Power"-Interesse 
und Deutschlands halbhegemonialer Stel-
lung — 26), stützt seine These jedoch auf eine 
recht fragwürdige, eher geistesgeschichtliche 
Konstruktion, die von den sich wandelnden 
innenpolitischen Kräftekonstellationen (vor al-
lem in England) und den wirtschaftshistori-
schen Phasen gleichermaßen abstrahiert 27) und 
außerdem den weltpolitischen Spielraum Eng-
lands in den 1870/1890er Jahren nicht zutref-

fend einschätzt28 ). In der praktischen histo-
rischen Arbeit versteifen sich beide Kontra-
henten auf eine Betonung des „Prozeßcharak. 
ters der Geschichte" gegenüber dem „Moment 
der Entscheidungen", wobei die auf das Ganze 
gerichteten Erklärungsmodelle sich natürlid 
darin unterscheiden, daß Wehler die Begrifs. 
bildung aus wirtschaftlichen und gesellscha 
liehen Daten ableitet, Hil

29

30

lgruber hingegen von 
einer Deutung des Mächtesystems ausgeht. Da-
mit hängt der zweite Kontroverspunkt zu 
sammen: Ob es zulässig sei, Außenpolitik als 
Bereich „originärer Machtpolitik“ zu betrach-
ten 9) und zu fordern, daß dem Eigengewicht 
des internationalen Systems entsprechend ein 
eigenständiges analytisches Instrumentarium 
entwickelt werden müsse ). Mit Wehler kann 
man kritisieren, daß der Machtbegriff zu un-
deutlich und vor allem zu wandlungsfähig und 
konstellationsgebunden ist, um vom Ansatz 
originärer Machtpolitik her einen Gegen-
standsbereich konstituieren zu können31 ), ähn-
lich den „sozialen Klassen und Gruppen, Insti-
tutionen und Strukturen" als einem der Defi-
nitionsmerkmale für Sozialgeschichte.

24) Hillgruber, HZ 216, S. 540; vgl. ders., Gedanken, 
S. 34 („kritisches Durchdenken der in den jeweili-
gen Situationen und Konstellationen enthaltenen 
Möglichkeiten zur politischen Entscheidung unter 
Berücksichtigung des Erfahrungshorizontes der je-
weiligen Epoche ..."), S. 38—39; Wehler, S. 1 f.
25) H. U. Wehler, Bismarcks Imperialismus und 
späte Rußlandpolitik unter dem Primat der Innen-
politik, in: Stürmer, S. 255.
26) Hillgruber, Zwischen Hegemonie und Weltpoli-
tik — Das Problem der Kontinuität von Bismarck 
bis Bethmann Hollweg, ebda., S. 188/189.
27) Vgl. die Kritik von M. Broszat: Soziale Motiva-
tion und Führer-Bindung im Nationalsozialismus,
VZG, XVIII (1970), S. 392—409, an Hillgrubers Re-
konstruktion eines außenpolitischen Stufenpro-
gramms Hitlers.

Hillgrubers Position

Zur Rechtfertigung eines eigenständigen Un-
tersuchungsobjektes „Außenpolitik" bzw. 
„Politik" werden in der Regel — so auch von 
Hillgruber — fünf Erfahrungssätze herange-
zogen:

1. „Alle soziale Dynamik wie andererseits 
alle ideologische Sprengkraft seit Beginn der 
industriellen Revolution .. . haben das Eigen-
gewicht der historisch geprägten Staaten und 
die relative Autonomie ihrer Außenpolitik ... *

nicht beseitigt" 32 ). In die gleiche Richtung zielt 
der Vorbehalt Böhmes gegen Wehlers Stand-
punkt, man müsse, ausgehend von den moder-
nen Wachstums- und Konjunkturtheorien, die 
politischen und ökonomischen Ereignisse ana-
lysieren: Die Perzeption der vor allem an der 
amerikanischen Entwicklung gewonnenen 
theoretischen Modelle dürfe nicht zur Unter

28) Hillgruber, a. a. O., S. 193 ff.
29) A. Hillgruber, a. a. O., S. 203 (Anm. 3); er wirf 
Wehler an dieser Stelle vor, die „politischen Ge-
gensätze zwischen den großen Mächten allzusehr 
auf das Ökonomische" zu reduzieren; s. hierzu aber 
ebda., S. 188.
30) Statt vieler: St. Hoffmann, Gulliver's Troubles 
oder Die Zukunft des internationalen Systems, nie 
lefeld 1970. , ...
31) Wehler, S. 19 f. — Hillgruber - HZ -
S. 536 — definiert Macht mit Max Weber dä 
Chance, den eigenen Willen durchzusetzen, u 
Herrschaft als Chance, für spezifische Befehle 
einer angebbaren Gruppe von Menschen be -
sam zu finden; Hillgruber bezeichnet die Bk  
mung der verschiedenen Ausprägungen von i 
als eigentliches Interesse des politischen His 
ker-s; ich halte diesen Versuch, das leiten 
kenntnisinteresse des politischen HistortKe 
umreißen, für zu eng und einseitig (s. u).
32) Hillgruber, HZ 216, S. 537.



Schätzung der machtstaatlichen (u. a. handels-
und finanzpolitisch gep

33
rägten) Traditionen 

Alteuropas führen ).

2. Die Übertragung der Erkenntnismethoden, 
die für den Bereich der Innen- und Gesell-
schaftspolitik entwickelt worden seien ), 
müsse an den Wirklichkeiten der internationa-
len Politik ebenso scheitern wie die im Analo-
gieschluß zur Innenpolitik entwickelten norma-
tiven Kategorien der Völkerbundsbewegung 
gegenüber den Realitäten der Zwischenkriegs-
zeit und der Ära des Kalten Krieges versagt 
hätten.
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3, In allen Gemeinwesen treffe man auf Kon-
ventionen („operative ideals"), die zur Kon-
tinuität der nationalen Geschichte beitragen ). 
Hillgruber nennt diesen Faktor „politisch": 
Diese politischen Traditionen, die „oft lange 
über den ursprünglichen Realitätsbezug" hin-
aus fortdauern 36 ), seien nicht reduzierbar auf 
sich wandelnde wirtschaftliche Interessen. Ge-
sellschaftliche Verhältnisse seien zwar die 
Bedingung der Möglichkeit bestimmter Re-
gime, der Wirkungschancen von Ideologien 
u. a. m., aber sie könnten nicht als direkte 
Ursache innen- und außenpolitischer Koali-
tionsbildung, imperialistischer Politik bestimm-
ter Observanz etc. akzeptiert werden: "By 
itself, the socio-economic composition of the 
leaders and members of a national political 
Organization does not explain its larger pur-
poses and functions. In no small measure, 
these are defined by dominant political Per-
sonalities. Although such political actors can-
not afford to disregard these socioeconomic 
constrains alltogether, they nevertheless Claim 
and secure the discretion to shape policy and 
make decisions. Needless to say, the more 
elitist and authoritarian the ideology and
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”) A. J. Mayer, Dynamics of Counterrevolution in
Europe, 1870—1956. An Analytical Framework,
Harper Torchbook, 1971, S. 127.
38) Hillgruber — Gedanken, S. 38—39 — verdeut-
licht dies am Beispiel der Tirpitzschen Flottenpoli-
tik; hier hätten die Studien von Volker Berghahn 
(s. Anm. 9) gezeigt, daß Kehrs vom Primat des 
Sozialökonomischen ausgehender Forschungsansatz 
zu kurz greife; da Wehler Kehrs Interpretation 
folgt, zielt die Kritik Hillgrubers indirekt auch ge-
gen Wehler. Die Studie von Berghahn eignet sich 
m. E. aber nicht dazu, gegen den Primat der In-
nenpolitik ausgespielt zu werden; vielmehr ist sie 
ein Musterbeispiel dafür, daß eine reflektierende 
Analyse beides zu leisten vermag: 1. die Herausar-
beitung eines von sozialen und wirtschaftlichen 
Faktoren geknüpften Bezugsgeflechtes und 2. die 
Herausarbeitung eines außenpolitischen Kalküls 
— hier die Rolle Deutschlands zwischen Rußland 
und England —, das nicht von wirtschaftlichen Ge-
gensätzen im Sinne der Thesen Kehrs abgeleitet 
werden kann.
”) Hillgruber, HZ 216, S. 539. — Hillgruber setzt 
sich nicht näher mit Deutungen auseinander, die 
die Amtsträger als Vollzugsorgane für wirtschaft-
liche Interessen hinstellen; ein solcher Vorwurf 
hätte gegenüber der deutschen Sozialgeschichte 
keine Berechtigung, da ihre Erklärungsmodelle vom 
Bestreben gekennzeichnet sind, die Stamokap-
Theorie und pseudomarxistische Deutungsschemata 
(z. B. Hallgartens Imperialismus) zu überwinden.
40) Hillgruber, HZ 216, S. 537 f. Vgl. ferner H. A. 
Winkler (Anm. 8), S. 360: „Das internationale Sy-
stem kann dem einzelnen Staat gewisse Verhaltens-
weisen auferlegen, die von seiner gesellschaft-
lichen Verfassung weithin unabhängig sind". „Der 
Hinweis auf die gesellschaftliche Bedingtheit inter-
nationaler Konflikte meint nicht, daß eine ökono-
mistische Betrachtungsweise im Recht wäre, die alle 
außenpolitischen Streitfragen auf konkrete wirt-
schaftliche Interessen zu reduzieren versucht."

• H. Böhme, Politik und Ökonomie in der Reichs-
grundungs- und späten Bismarckzeit, in: Stürmer, 
d. 31.

) Hillgruber, S. 534; der historisch erläuternde 
zsatz.ist.von mir hinzugefügt worden.
shHillgruber, HZ 216, S. 538. — Die sozialge-
Alie lich orientierte Forschungsrichtung legt den 
sehen11 auf die Kontinuität der sozial-ökonomi-
Trän« und politischen Machtchancen bestimmter 
didgergruppen; man denke an die Diskussion über 
ina Korntinuität vom Kaiserreich zum Hitler-Staat 
den AeErklärung der deutschen Urheberschaft an 
SoannnL en Weltkriegen aus ungelösten inneren 
podihiun gen. bzw. mangelnder Reformfähigkeit des 
ließe sitzsozialen Systems. An diesem Beispiel 
Hilleriie. zeigen, daß die Forschungsergebnisse von 
gen. f und Wehler nicht weit auseinanderlie-

1 Hillgruber, Gedanken, S. 35. 

structure of political org
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anizations, the greater 
this leeway." )

4. Ohne die soziale Gebundenheit, d. h. das 
Interesse jedes Regimes an der Bewahrung 
der bestehenden sozialen Struktur, abstreiten 
zu wollen, lasse sich immer wieder eine rela-
tive Entsc
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heidungsfreiheit der Machteliten 
feststellen; die Bestimmung des Anteils, den 
die politisch Verantwortlichen an der Bestim-
mung politischer Alternativen hben, die es 
in jeder Situation in begrenzter Zahl gebe, sei 
eine der wichtigsten Aufgaben politischer 
Geschichte ).

5. Außenpolitische Neuorientierungen find 
Handlungen, die als Reaktion auf Verände-
rungen im Geflecht der internationalen Bezie-
hungen erfolgen und daher nur in geringem 
Maß als Ausfluß eigener Entscheidungen eines 
Staates zu betrachten wären ), könnten daher 
auch nicht mit Hilfe sozialökonomischer Erklä-
rungsmodelle gedeutet werden ). Hillgruber 
fordert deshalb, daß historische Analysen über 
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die Erkenntnisinteressen einer Sozialhistorie 
hinausgehen müßten41 ), die Geschichte als 
Resultat sozialökonomisch geprägter Interes-
senkonflikte begreife 42 ). Er wirft der Sozial-
geschichte vor, daß sie zwar die konstitutiven 
Merkmale einer Situation aufdecke, aber trotz 
des Verzichts auf politische Momentaufnah-
men und auf detaillierte Studien des Entschei-
dungshandelns das Recht beanspruche, U

43

rteile 
über politisches Handeln, über Versagen oder 
Leistungsfähigkeit politischer Akteure und 
Regime fällen zu dürfen. Er fordert deshalb, 
daß politische Geschichte durch intensive De-
tailforschung die Erkenntnisziele der Sozial-
geschichte in mindestens zwei Richtungen er-
gänzen müsse und ergänzen könne ): Einmal 
müsse sie die Intentionen und Interessen der 
Führungsgruppen, zum anderen die politische 
Strategie und Taktik rivalisierender Macht-
eliten herausarbeiten, „policy and politics", 
machtpolitische Kalkulation und Ideen/Ideolo-
gien untersuchen.

41) Hillgruber, Gedanken, S. 34; ders., HZ 216, 
S. 534.
42) Obwohl Hillgruber damit Sozialgeschichte auf 
nur einen ihrer Aspekte reduziert, argumentiert 
Wehler in der von Kehr eingeschlagenen Richtung. 
Zu einer weitergefaßten Aufgabenstellung der So-
zialgeschichte s. Jürgen Kocka, Klassengesellschaft 
im Krieg. Deutsche Sozialgeschichte 1914—1918, 
Göttingen 1973, S. 1 ff.
43) Hierbei geht es um die Bestimmung eines ar-
beitsteiligen Verhältnisses beider Disziplinen; auf 
einer anderen Ebene anzusiedeln wäre die Kritik 
an den von Hillgruber genannten Typen 2 und 3 
der Sozialgeschichte.

44) Ich zitiere stellvertretend H. Buchheim, 
seine Formulierung dem englischen politischen8 1 
besonders angemessen ist; H. Buchheim, Außen-
politik und Planung, PVS IX (1960), S. 170-1, 
45) J. Kocka, Organisierter Kapitalismus o 
Staatsmonopolistischer Kapitalismus?, in: H. ■ 
Winkler (Hrsg.), Organisierter Kapitalismus, U
tingen 1974, S. 26 f. , in
46) Vorbildlich: J. Kocka, Klassengesellschatt m
Krieg, 1973; H. Rosenberg, Große Depression u» 
Bismarckzeit, Berlin 1967. Wehlers Aufsatz ■ 
bleme der modernen deutschen Wirsdha S ,
schichte" — überarbeitete Fassung, in: ders., 
senherde des Kaiserreiches 1871—1918, Go i ■ 
1970, S. 291—311 — stellt eine unübertrotsn 
Standortbestimmung für diese Forschungsnc 
dar.

Zwei Argumente können Hillgrubers Plädoyer 
für eine politische Geschichte stützen:

1. Politisches Geschehen ist zwar durch die 
restriktiven Bedingungen politisch-sozialer Sy-
steme gebunden, doch besagen diese Bedin-
gungen noch nicht, warum Ereignisse einen 
bestimmten Verlauf nahmen und nicht andere 
Ergebnisse nach sich zogen: „Dem Inhalt nach 
sind die spezifisch politischen Fragen keine 
Sachfragen, sondern Fragen des Selbstver-
ständnisses der Beteiligten. Politische Pro-
bleme entzünden sich zwar an Sachfragen 
und werden schließlich in der Form von Sach-
entscheidungen gelöst; aber die eigentlich 
politische Relevanz entsteht aus dem Bezug 
der Sachfragen auf das Selbstverständnis der 
damit befaßten Personen . .. Aus dem Blick-
winkel des Selbstverständnisses ist nicht das 
entscheidend, was ist, sondern das, was auf-
gegriffen wird, und die Art, wie es aufgegrif-
fen wird ... Es geht also nicht darum, was ist, 

sondern wie das, was ist, unabhängig da
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von 
wie es wirklich ist, kommunikationsbezogen 
ausgelegt wird." )

2. Dem Kompromißcharakter praktizierter Po. 
litik sollte ein analytisches Instrumentarium 
entsprechen, das erlaubt, die Prozesse der Um. 
formung 
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von Interessen in politisch artiku-
lierte Meinungen und Handlungsbereitschat 
ten sowie die vom Regierungssystem gezoge-
nen Grenzen für die unmittelbare Umsetzung 
ökonomischer und sozialer Macht in politische 
Herrschaft zu erfassen ).

Während Sozialhistoriker das erste Stützargu-
ment nicht unterschreiben würden, können sie 
den zweiten Gesichtspunkt geradezu als ih: 
Privileg betrachten, haben doch Wehler, 
Kocka, Winkler u. a. auf diese Erkenntnis auf-
bauend Erklärungsmodelle entwickelt, die sich 
gegen monokausale Interpretationsschemata 
abgrenzen. Im Unterschied zu Hillgruber be-
tone ich daher, daß politische Geschichte- geht 
man davon aus, daß von niemandem ernsthaft 
die Existenz eines eigenen Untersuchungsob-
jekts für außenpolitische Studien bestritten 
wird — einen Anspruch, die Perspektiven der 
Sozialgeschichte um wichtige (auch im Hin-
blick auf Lernprozesse) Erkenntnisziele ergän-
zen zu können, nur auf die Untersuchung von 
Motivations- und Wirkungszusammenhängen 
gründen sollte. Hinsichtlich der Bestimmung 
des Handlungsspielraums und der Präokku-
pationen politischer Gesellschaften und poli-
tischer Akteure

46

 muß Politikhistorie auf den 
Ergebnissen einer Sozialgeschichte aufbauen 
(das ist mehr als Vermitteln von Hintergrund-
wissen!), die, ausgehend von Analysen des 
Wirtschaftsablaufs, die jeweilige Schärfe so-
zialer Konfliktsituationen, Ursachen und Ty-
pen der Gruppenbildungen zu bestimmen 
sucht ).



Zur Kritik Wehlers an Hillgruber

Wer ein Wort für die politische Geschichte 
einlegen will, kann nicht an den Einwänden 
vorbeigehen, die Wehler gegen Hillgruber 
aufführt. Wehlers Kritik läuft auf die Fest-
stellung hinaus, daß Hillgruber zwar zuge-
stehe, eine politische Geschichte moderner 
Prägung müsse die Vorzüge der modernen 
Sozialgeschichte integrieren, dieses Einge-
ständnis aber dadurch wieder zurücknehme, 
daß er die Ergebnisse der Sozial- und Wirt-
schaftsgeschichte lediglich als „Hintergrund" 
politik-historischer Analysen begreife47 ). Da 
Hillgruber weder theoretisch noch in seinen 
Schriften die Symbiose einer Politikhistorie 
mit Theorie und Methode der modernen So-
zialgeschichte vollziehe, erwiesen sich die Kri-
terien, die Hillgruber zufolge eine moderne 
politische Geschichte ausmachen sollen, als ein 
Rückgriff ins Arsenal des Historismus und der 
preußisch-kleindeutschen politischen Schule. 
Wehler untermauert diese verkürzt wieder-
gegebene Schlußfolgerung damit, daß er Hill-
gruber die gleichen Schwächen ankreidet, die 
aus der Kritik an der deutschen historischen 
Schule bekannt sind:

47) Die folgenden Ausführungen fassen Wehlers 
Kritik zugespitzt zusammen. Wehler verweist auf 
die Ambivalenz in Hillgrubers Stellungnahmen 
zum Nutzen und Wert theoretischer Modelle; er 
gibt seinerseits die Berechtigung von Vorbehalten 
gegen überanstrengte theoretische Konzepte zu, 
kommt aber immer wieder darauf zurück, daß sich 
Hillgrubers Bekundungen zur Notwendigkeit der 
Kooperation mit den systematischen Nachbarwis-
snschaften, zur Anleihe bei Theorien und Metho-
denader Sozial' und Wirtschaftsgeschichte oder der 
olitikwissenschaft als .folgenlose Lippenbekennt-

nisse herausstellen.
48) Wehler, S. 9. Wehler sollte mindestens zwei 

Argumente Hillgrubers ernster nehmen: Einmal 
n Hinweis auf die Gefahren der Theorie- oder 

anesent heorie und einer .kritischen Theorie', die 
weaduellenauswahl und die Interpretation über-

dem ert - Hillgruber, Gedanken, S. 37 —; zum an-
nen. trifft der Hinweis zu, daß es nur wenige 

nen * 1 2 * d  sozialgeschichtliche Studien gibt, auf de-
Reianz B. eine politische Geschichte des Dritten 
sehmnes.au (bauen könne. Es ist auch nicht zu über-
2 B ada5 einige der offerierten Schlüsselbegriffe, 
in Ain»1 auf dem Regensburger Historikertag 1972 
qanisner eigenen Sektion vorgestellte Begriff „Or- 
kern erter. Kapitalismus", von den Sozialhistori-
harte Dst nicht praktisch angewendet, d. h. in 
worddniuellenarbeit überprüft und modifiziert 
entstehans t. Daher kann zumindest der Eindruck 

nen, daß die Urheber ihr Plädoyer nicht al»

Anstoß werten, dem theoretischen Entwurf die wis-
senschaftliche Ausarbeitung folgen zu lassen. Dies 
trifft freilich nicht Wehler selbst; er hat die Hypo-
thesen in seinen Imperialismusstudien — Bismarck 
und der Imperialismus, 1969; Der Aufstieg des ame-
rikanischen Imperialismus, Göttingen 1974 — vor-
bildlich verifiziert.
49) Wehler, S. 8—9; der Satz, der auf die von Weh-
ler zitierte Passage folgt — HZ 216, S. 542 —, ent-
lastet Hillgruber z. T. von dem gegen ihn gerich-
teten Vorwurf.
50) Hillgruber, HZ 216, S. 549; Wehler, S. 10, 14. — 
Die Äußerungen Hillgrubers zum Komplex, was 
„politische Geschichte mit dem politischen Wollen 
des einzelnen Historikers" zu tun habe (S. 548 f.), 
werden von Wehler nicht ernst genug genommen; 
man kann Hillgrubers Gedankengang nicht als 
„Angst vor einer totalen Politisierung der Wissen-
schaften" beiseiteschieben, auch wenn man offen 
aussprechen und festhalten will, daß die politischen 
Grundüberlegungen der Historiker konträr waren 
und sind (Wehler, S. 10—11). Wehler begibt sich 
damit in eine Position, die mit seinem Engagement 
für die Erhaltung freier, d. h. pluralistischer oder 
liberal-demokratischer Voraussetzungen wissen-
schaftlicher Forschung leicht kollidieren kann; s. da-
gegen Wehler, in: Organisierter Kapitalismus, S. 51 
bis 52. Wehler baut eine vom polemischen Argu-
mentationszwang geprägte Gegenposition auf; die 
von Hillgruber vorgetragenen Überlegungen zum 
Verhältnis von politischer Überzeugung, Wissen-
schaft und Politik spiegeln die Auffassung der 
deutschen Geschichtswissenschaft wider.
51) Wehler — Anm. 19 — assoziiert Hillgrubers 
antitheoretischen „bias" mit dessen politischer Sta-
tus-quo-Gesinnung und reiht Hillgruber auch damit 
unter „traditionelle deutsche Politikhistorie" ein.
52) Wehler, S. 11.

1. Hillgruber werte theoretische Kon
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zeptionen 
über das Ganze nachdrücklich ab ).  Diese 

Abwehrhaltung gegenüber geschichtstheor
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e-
tischen Modellen und Perspektiven werde er-
gänzt durch theoretische Fehler ).

2. Hillgruber verkenne, daß man trotz allen 
Bemühens um intersubjektive Überprüfbar-
keit reaktionäre von fortschrittlichen For-
schungsergebnissen unterscheiden könne ). 
Mit anderen Worten: Das Plädoyer für eine 
Verfeinerung der historischen Analyse des 
Moments politischen Entscheidungshandelns 
tendiere zu 

51

konservativen Einstellungen. Die 
Sozialgeschichte hingegen vermittle Einsichten 
in die Möglichkeiten der Veränderbarkeit und 
Beeinflussung der Politik und sei unter dem 
Gesichtspunkt des sozialen Lernens fortschritt-
licher zu nennen ).
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3. Hillgruber bestreite, daß Paradigmata wie 
sozialer Wandel, Industrialisierung oder orga-
nisierter Kapitalismus dazu beitragen könn-
ten, außenpolitische Ereignisse einzuord-
nen ); indem Hillgruber das von der moder-52



nen Sozialgeschichte entwickelte Begriffsin-
strumentarium von der Analyse der inter-
nationalen Politik fernhalten wolle53 ), ver-
sperre er sich die Möglichkeit, gesellschaft-
liche Konstellationen und wirtschaftliche In-
teressen so zu untersuchen, wie er es seinen 
eigenen Absichtserklärungen zufolge tun 
müßte.

54) Wehler, S. 18—19. Ma
55) Hillgrubers Definition der historischen Me 
de (s. o. Anm. 24) wird von Wehler natürls ■ 
erkannt; Hillgruber betont ausdrücklich, dä 1 
für alle historischen Disziplinen gilt. iymmthe
56) Diese Aufgabe zu leisten, stellen Hi 9 
- HZ 216, S. 544 - und Wehler - S. 13 -als ® 
der Hauptaufgaben der Geschichtswissenscna 
aus. j«
56) A. Hillgruber, Riezlers Theorie (s. A

57) H.'p. Schwarz, Vom Reich zur Bundesreptbl 
Deutschland im Widerstreit der außenpoltsher 
Konzeptionen in den Jahren der Besatzung 
schäft 1945—1949, Berlin 1966. Den Vorüber 2

4. Hillgrubers starke Betonung der Zielvot 
Stellungen der die Entscheidungen fällende 
Führungsgruppen stehe in Gefahr ), in de 
politischen Ideengeschichte oder bei der An 
lyse programmatischer Aktionsentwürfe stek 
kenzubleiben, statt die Frage nach Genesis 
Wirkung und Abhängigkeit ihres Echos vo 
realhistorischen Bedingungen zu beantworten

54

Aufgaben und Fragestellungen einer „politischen Geschichte"

Die Kritik an der einseitigen Argumentation 
beider Kontrahenten soll deutlich machen, daß 
der Versuch, Aufgabenbereich und spezifische 
Fragestellungen der politischen Geschichte 
darzulegen — also analog zur Sozialgeschichte 
deren Gegenstandsbereich zu bestimmen und 
deren besondere, auf politische Prozesse ge-
richtete Sehweise zu umschreiben —, nur inso-
weit gelingen kann, wie die Verselbständi-
gung der Exekutivgewalt bzw. die relative 
Eigenständigkeit des Staates und Staatsappa-
rats (Kocka) nachgewiesen und damit ein Be-
reich des „Politischen" aufgezeigt werden 
kann, der nicht auf die Formel „Ausdruck ge-
sellschaftlicher Verhältnisse" zu reduzieren 
und daher mit sozialökonomischen Untersu-
chungsmethoden nicht voll zu erfassen ist. Da 
aber gerade führende Sozialhistoriker—Weh-
ler, Kocka, Winkler — diesen Umstand in ihre 
Erklärungsmodelle (organisierter Kapitalis-
mus, Sozialimperialismus) einbeziehen, kann 
dies kaum ein Streitpunkt zwischen Sozialge-
schichtlern und Politikhistorikern sein, was 
Hillgruber jedoch nicht wahrhaben will. Eben-

53) Hillgruber, HZ 216, S. 534; er argumentiert: So, 
wie die Übertragung außenpolitischer Denkmodelle 
auf die Innenpolitik unangemessen sei, so wäre es 
untauglich, mit Begriffen der Sozialgeschichte das 
internationale System durchleuchten zu wollen. 
Hillgruber übersieht, daß man z. B. Bismarck die 
Übertragung außenpolitischer Krisenrezepte in die 
Innenpolitik nachweisen kann, und daß umgekehrt 
für die westlichen Demokratien die Übertragung in-
nenpolitischer Erfahrungswerte und Normen in die 
Außenpolitik eine lange Tradition hat. Daß die von 
der Sozialgeschichte angebotenen Paradigmata zur 
Erfassung der internationalen Ausgangssituation 
und damit zur Analyse internationaler Politik un-
verzichtbar sind, halte ich für selbstverständlich. 
Das bedeutet natürlich nicht, daß internationale 
Politik und zwischenstaatliche Beziehungen zur 
bloßen Funktion des Industrialisierungsprozesses 
degradiert werden (s. Hillgruber, HZ 216, S. 537); 
diese Forderung stellt kein namhafter Sozialhistori-
ker.

so unangebracht wäre es, die „historisde 
Methode" allein für die Politikhistorie zu» 
klamieren, da gerade in den eingangs erwähn 
ten Grundsatzdiskussionen über das Fai 
Geschichte an Schulen und Hochschulen - ne 
ben Th. Nipperdey, Hillgruber u. a. - ft 
rende Sozialhistoriker die Unersetzbarkeil 
und den .politischen Bildungswert' der Grund 
Prinzipien historischen Denkens hervorgeht-
ben und erlä 55utert haben ).

Wenn ich im folgenden versuche, „politische 
Geschichte“ an einem Beispiel vorzuführen,st 
beschränke ich mich darauf, innenpolitische 
Gegebenheiten und außenpolitische Konstel-
lationen in ihrem wechselseitigen Bedingungs-
verhältnis aufzuzeigen56 ), wobei ich die Ge-
sichtspunkte herausgreife, von denen ic 
meine, daß sie sich durch den praktischen Er-
weis ihrer Erklärungsfunktion auch gegen de 
von Wehler stellvertretend geäußerte Kritik 
halten lassen. Diese Aspekte sind:

1. Was leistet der Hinweis auf Handlungskor 
zepte der Akteure und auf die Entscheidungs-
situation? Welche heuristi
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sche Funktion W 
die Herausarbeitung der Intentionen, der pol. 
tischen Landkarte in den Köpfen von Eü 
rungsgruppen? Wir dürfen darauf verweise: 
daß Hillgruber )  und Hans Peter Schwarz



von ähnlichen Denkansätzen her bemerkens-
werte Interpretationen der deutschen Außen-
politik vor 1914 bzw. der deutschen Nach-
kriegsgeschichte 1945—1949 gelungen sind.

2. Kann politische Geschichte von ihrem Beob-
achtungsfeld her Begriffe entwickeln, die das 
Vermittlungsproblem von Programm und poli-

tischer Praxis lösen, Vergleiche ermöglichen, 
Hypothesen für die kausale und funktionale 
Erklärung umstrittener Phänomene bieten und 
insofern mit den Ansprüchen einer modernen 
Sozialgeschichte gleichzustellen sind? Ich 
werde dies am Begriff „Friedensstrategie“ po-
sitiv beantworten.

3. Läßt sich die Auffassung erhärten, daß über 
den allseits akzeptierten Leitsatz des Primats 
der Innenpolitik hinaus — daß nämlich das 
Ziel gesamtgesellschaftlich
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 verantwortlichen 
Handelns die Bewahrung der bestehenden so-
zialen Strukturen sei — eine zweite Erfah-
rungstatsache Beachtung finden muß, daß näm-
lich Außen(wirtschafts)politik restriktive Be-
dingungen der Innenpolitik schafft und aus-
macht? )

Die Beantwortung dieser Fragen anhand eines 
der englischen Geschichte entnommenen Mo-
dellfalles werde ich z. T. in Form der Kritik 
an einem Vertreter der Forschungsrichtung 
versuchen, der 1. vom Primat der Innenpolitik 
her argumentiert und 2. grundlegende Werke 
über den ausgewählten Untersuchungsgegen-
stand vorgelegt hat. Mit A. J. Mayer, dessen 
Arbeiten60 ) die gesellschaftliche Dynamik als 
Bestimmungsfaktor der Außenpolitik ausge-

6) In der Auseinandersetzung mit psychologisch-
biographischen Forschungsansätzen verwahrt 
Mayer sich jedoch in zunehmendem Maße gegen 
eine „depolitization of crisis politics (Counterrevo-
lution, S. 121) und leitet seine Untersuchungsmetho-
den von der Beobachtung ab, daß die Feststellung 
der Mutationen von Feindbildern — auf sein For-
schungsvorhaben bezogen — wichtiger sei als die 
Rekonstruktion objektiver Realfaktoren.
°2) Die Ausführungen richten sich insofern gegen 
Wehler, als dieser in der Kritik an Hillgruber die 
Möglichkeit zuschüttet, von der Analyse der Hand-
lungskonzeptionen ausgehend politisches Gesche-
hen zu rekonstruieren; praktisch verfährt Wehler 
jedoch ähnlich („Bismarck und der Imperialismus"). 
M) Mayer, Politics, S. 322, 446, 451, 478 u. a. O.; 
ders., Wilson, S. 310 ff. u. a. O.
64) Ich werde deshalb in der „Fall"Studie wieder-
holt Mayer zitieren, zumal er die gleichen Quellen 
— wenn auch weniger! — gesehen hat und Ver-
laufsgeschichte sowie Zusammenhänge souverän zu 
schildern versteht.

ben61 ), wählen wir einen gleichwertigen Stell-
vertreter für die Position, die von Wehler 
gegen Hillgruber eingenommen wird 2).

Um den Streitpunkt zu verdeutlichen, möchte 
ich die Kritik an der Gegenposition vorweg-
nehmen: Mayer analysiert in seinen Studien 
über den Ersten Weltkrieg und die Revolutio-
nen und Friedensschlüsse 1918/19 nicht das 
Entscheidungshandeln, sondern beschränkt 
sich darauf, die Entscheidungssituation zu 
identifizieren; bedeutsame Kurswechsel 
zwingt er in das für den Einstieg ins Thema 
hervorragend geeignete Deutungsschema des 
Gegensatzes zwischen Beharrungs- und Bewe-
gungskräften, ergänzt durch die These der 
„Erosion der lebenswichtigen stabilisierenden 
Mitte" in den USA wie in England. Er spricht 
von „Versagen", „Einschwenken auf die Linie 
der Reaktion" etc. oder davon, daß Spitzen-
politiker wie Wilson und Lloyd George, auf-
gerieben zwischen dem Druck einer sich organi-
sierenden starken Rechten und einer ungedul-
digen Linken, die Nerven verloren und re-
signiert ihren Kampf für vernünftige Konflikt-
regelungen aufgegeben hätten63 ). Mayer gibt 
diese Deutungen als das aus, was sie sind: 
Rückschlüsse von Ereignissen auf vermutete 
Handlungszwänge, wobei bewußt offengelas-
sen wird, ob die Akteure selbst die Konse-
quenzen im Sinne der
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 erwähnten Deutungen 
zogen oder ob die von Mayer aufgedeckten 
Ursachen für einen Kurswechsel die in der 
Entscheidungssituation einzig möglichen und 
denkbaren gewesen sind. So richtungsweisend 
seine Deutungen sind ),  die sich am konkre-
ten Handlungsablauf orientieren, so tragen sie 
doch wenig zur Analyse der Motivations- und

gen und Fragestellungen, die Schwarz (S. 6 ff.) ent-
Wäcxelt subjektive Handlungsimpulse, realisier-
A Möglichkeiten, Sachzwänge, anonyme Trends, 

"e i enzen, die auf die Konstellation einwirkten“, 
• tiektik zwischen langfristigen Trends und je-
weniger Machtkonstellation", u. a. m. —, schließe im mich an.
"Diesen Aspekt kann ich nur implizit in dem auf-
im engten Interaktionsschema zur Sprache bringen; 
mssinzelnen ließe sich für Deutschland wie für 
shgang der Nachweis führen, daß außen(wirt-
ranm Politischen Faktoren den Bewegungsspiel-
Ubepuader inneren Reformpolitik' gerade in der 
Hinws gsPhase negativ vorherbestimmten; einige 
Aufsatz86 tinden sich in dem in Anm. 83 erwähnten 
dA Mayer, Counterrevolution (s. Anm. 37); 
Contaio itics and Diplomacy of Peacemaking. 
191411 nmentand Counterrevolution at Versailles, 
hin Polin/ New York 1967, ders., Wilson vs Le-
t 1918, New Diplomacy1917



Wirkungszusammenhänge des Entscheidungs-
handelns bei. Die Frage, welchen Handlungs-
spielraum die innenpolitischen Krisen und die 
Interessen der übrigen Mächte den englischen 
Akteuren ließen und ob bzw. wie diese ver-
suchten, ihre Bewegungsfreiheit zwischen den 

vereinten Kräften der inneren und äußeren 
Reaktion bzw. Revolution zu sichern, d. h 
letztlich: Spielraum für politisches Handeln zu 
retten und die Dinge im Fluß zu halten -
dieses Untersuchungsfel

65
d vernachlässigt nicht 

nur A. J. Mayer ).

Zum Verhältnis von Innen- und Außenpolitik am Beispiel der 
britischen Friedensstrategie 1918/19

Der Historiker, der die Wirkungs- und Moti-
vationszusammenhänge zwischen Innen- und 
Außenpolitik erkennen will, muß den jeweili-
gen zeitgenössischen Erfahrungshorizont re-
konstruieren, in dem die Amtsträger handeln, 
um Einblick in die Lagebeurteilung und die 
Beweggründe des Handelns zu gewinnen, und 
um aus der Vielzahl möglicher und denkbarer 
Interdependenzen zwischen sozial-, finanz-, 
rüstungs- und außenpolitischen Interessen und 
Aktionen jene herauszukristallisieren, die zu 
einer Strategie zusammengefaßt wurden und 
das Entscheidungshandeln nachweislich be-
stimmten. Es gilt, die Denkfiguren und Motive 
herauszuarbeiten, die die politische Orientie-
rung der (englischen) Machteliten und der 
ihnen entsprechenden Meinungen in der Öf-
fentlichkeit bewirkt haben. Die maßgeben-
den Ideen und Ideologien, die sich aus Lage-
beurteilungen, Handlungsanweisungen und 
den faktischen Aktionen rekonstruieren las-
sen, benutzen wir dann als heuristischen' 
Wegweiser zur Entwirrung ineinanderverwo-
bener Wirkungsebenen und Handlungsab-
läufe. Diese zu Leitvorstellungen gebündelten 
Motivationszusammenhänge nehmen gewiß 
nicht die Ergebnisse der historischen Analyse 
vorweg, doch begreife ich die das Grund-
muster konstanter, handlungsrelevante Motive 
prägenden Argumentationsketten als Markie-
rungszeichen, die den Blick auf sonst schwer 
erkennbare Wirkungszusammenhänge len-

65) Vgl. hierzu A. Hillgruber, Riezlers Theorie des 
kalkulierten Risikos und Bethmann Hollwegs poli-
tische Konzeption in der Julikrise 1914, in: W. 
Schieder (Hrsg.), Erster Weltkrieg, NWB Bd. 32, 
Köln/Berlin 1969, S. 242: „... an die Stelle eines 
. . . Hinnehmens der doch nicht zu beeinflussenden 
.Entwicklung’ ist nun auf Grund rationaler Ana-
lyse der Wille getreten, die Situation zu meistern 
... und die Position des Reiches durch einen .. . 
Kalkül trotz des gegen Deutschland laufenden all-
gemeinen Trends zu verbessern." 

ken66 ). Ich sehe keine andere als die hier 
skizzierte Möglichkeit, um die Aufgabe jeder 
Wissenschaft, die Wirklichkeit denkend zu 
ordnen, in Angriff zu nehmen und die Über-
lagerung von Ereignissen oder die Verklam-
merung der Aktionsebenen zutreffend zu be-
stimmen.

66) Daß Politiker, die im Machtzentrum stehen, oft-
mals tiefe Einblicke in politische Zusammenhänge 
vermitteln, denen sich eine historische Interpreta-
tion dankbar bedienen und anschließen kann, ß 
durch eine Fülle von Beispielen zu belegen; idh. 
weise nur auf die Eintragungen in den Riezler- a 
gebüchern, hrsg. von K. D. Erdmann, Götting 
1972, S. 704—705 (11. 3. 1917). ,
67) S. hierzu meine Habil.-Schrift; vgl. M — 
Illusions of Security, Toronto 1972, S. 6 ff.
67) Im Fall des ausgewählten Beispiels hattetrm 
Gruppe von einflußreichen Journalisten, re 
freudigen hohen Beamten und aufsteigenden , 
tikern — in Erwartung und in Beantwortung 
von der Labour Party, von Lenin, Wisonn , 
Clemenceau verkörperten Herausforderungen^ 
im Krieg Alternativvorstellungen entwicxSlldlen 
die sie Lloyd George — mit unterschoied 
Erfolg — gewinnen konnten.

Die Voraussetzung dafür, daß Leitvorstellun-
gen bzw. Argumentationsketten politischer 
Gruppen eine derart fundamentale heuristische 
Funktion erfüllen können, ist eine sorgfältige 
Analyse des politisch-sozialen Systems"; 
denn die Analyse (außen)politischer, gesamt-
gesellschaftlich verantwortlicher Entscheidun- 
gen muß die Konstellation des jeweils rele-
vanten gesellschaftlichen Kraftfeldes im Blid 
haben, um jene Anleitungen zum Handeln 
herauszufinden, deren Diskussionswürdigkeit 
in der Sicht der am Willensbildungsprozeß 
Beteiligten nachgewiesen werden kann". 
Die zulängliche Zuordnung von Meinungsbe-
kundungen und deren Motivation einerseits 
und einflußreichen Trägergruppen anderer-
seits muß gewährleistet sein; nur sie schützt 
davor, in den Fehler zu verfallen, die für eine 
Gruppierung kennzeichnende Argumentation 
bzw. Interessenlage zur Erklärung der „off



ziellen" (Außen)Politik heranzuziehen, ohne die 
Übereinstimmung in Denkansätzen, Urteils-
kriterien und Interessenlage zwischen den 
Entscheidungsträgern und den Trägergruppen 
bestimmter Konzeptionen zeigen zu können69 ). 
Die methodische Schlußfolgerung daraus lau-
tet, daß eine politikhistorische Deutung auf-
bauen muß auf Analysen der Machtstrukturen, 
auf dem Aufriß der Ma
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chteliten sowie auf den 
Ergebnissen einer breiten sozialhistorischen 
Forschung, die nicht nur innenpolitisch die 
sozialökonomischen Interessenkonstellationen 
bestimmt, sondern auch sozialökonomische 
Strukturen und Wandlungsprozesse an sich 
herausarbeitet ).  '
Da Außenpolitik als Sicherung von nationalen 
Interessen zugleich auch immer innenpoli-
tische Komponenten miteinschließt, benötigt 
man zur Erklärung außenpolitischer Vorgänge 
und Ereignisse einen Begriff, der innenpoli-
tische Denkgewohnheiten; individuelles und 
gruppenspezifisches Geschichtsbewußtsein, Er-

fahrungswissen und Erwartenshaltungen, so-
zio-kulturelle Gesichtspunkte, Interessenlage 
und Formation von Einflußgruppen sowie 
ideologische Momente mit nationalen wirt-
schaftlichen Interessen und außenpolitischen/ 
internationalen Bestimmungsfaktoren zusam-
menspannt. Die Kurzformel für dieses „con-
ceptual framework“ nenne ich — auf den Un-
tersuchungsfall bezogen — „Friedensstrate-
gie' 1).

In der Begriffsbildung knüpfe ich an das in 
der Sprache der Quellen erkennbare Problem-
bewußtsein an: Dem englischen Regierungs-
chef Lloyd George und seinen Ratgebern ging 
es im Zusammenhang mit der inneren und 
äußeren Friedenssicherung am Ende des Er-
sten Weltkrieges darum, Leitformeln bzw. 
Symbolworte zu entwickeln, die eine Gewähr 
dafür bieten sollten, daß zum einen die sozia-
len Spannungen in England überhaupt ein 
Minimum an Handlungsfähigkeit und Bewe-
gungsfreiheit in der Außenpolitik zuließen 
und zum anderen die in der Außenpolitik an-
gestrebten Ziele Spielraum für innenpolitische 
Strukturreformen schufen.
Strategie als zielgerichtete Zusammenschau 
von Absichten und Interessen sowie Macht-
eliten als gesamtgesellschaftlich verantwort-
lich handelnde Entscheidungsträger gehören 
logisch zueinander. Die Verwendung beider 
Denkkategorien dient dem Zweck, jene 
Schwerpunkte in den verschiedenen Berei-
chen politischen Geschehens festzustellen, die 
in der Vorstellungswelt der entscheidenden 
Machteliten zusammengehören und aufgrund 
der Einflußchancen dieser Gruppen in deren 
Sinn gestaltet werden sollten. Beide Begriffe 
sollen gewährleisten, daß die verschiedenen 
Aktionsebenen gedanklich so aufeinander be-
zogen werden können, daß der tatsächliche ge-
schichtliche Ablauf untergliedert und durch-
schaubar wird.

Die innen- und außenpolitischen Dimensionen 
der britischen Friedensstrategie

In einer thesenhaft formulierten Übersicht 
möchte ich nun einige der Ergebnisse zum 
konkreten Thema vorstellen, die sich meines 
Erachtens nur mit dem zuvor skizzierten In-

strumentarium erzielen lassen72 ). Die Ausfüh-
rungen beruhen auf der hier nicht näher zu 
erläuternden Annahme, daß der Kriegsaus-
gang 1918 England letztmalig die Chance ein-

68)Kritisch angesprochen werden hier u. a. die Ar-
«len von B. J. Wendt und G. Niedhart zur engli-
Shen.Außenpolitik der 1930er Jahre: B. J. Wendt, 

„ n 1938, Frankfurt 1965; ders., Appeasement
H ' Fr ankfurt 1966; ders., Economic Appeasement, 
pondel und Finanz in der britischen Deutschland-
Äs 1933—1939, Düsseldorf 1971; G. Niedhart, 
snosoritannien und die Sowjetunion 1934—1939. 
rwuaen zur britischen Politik der Friedenssicherung 
"1 Shen den beiden Weltkriegen, München 1972. 
11 w.a, Klassengesellschaft, S. 1 f.

70)eana rend der Bezugsrahmen Allgemeingültigkeit 
hepnsprucht, wird der Begriff „Friedensstrategie" 
Fällen enserhaltende Strategien reserviert; in den 
sen mindenen die Sicherung nationaler Interes-
dend mP terisch verstanden wird und dementspre-

innenpolitischen Komponenten andere Be-

dingungen als die eines demokratisch-liberalen so-
zialen Rechtsstaats meinen, sollte man von Kon-
fliktstrategie sprechen.
7) Die genauen Belege zu den folgenden Ausfüh-
rungen finden sich in den noch unveröffentlichten 
Arbeiten: G. Schmidt, Politische Tradition und wirt-
schaftliche Faktoren in der britischen Friedensstra-
tegie 1917—1919. Grundzüge der europäischen 
Nachkriegsordnung in der Sicht englischer Macht-
eliten, Habilitationsschrift Münster 1971; H. U. 
Eggert, Bolschewismus-Furcht und innere Sicher-
heit in Großbritannien während der Pariser Frie-
denskonferenz, (als Staatsexamensarbeit Münster 
1971) (Arbeitstitel eines Promotionsprojektes). Die-
ser Teil ist unter Mitwirkung von Heinz-Ulrich 
Eggert, dem ich auch an dieser Stelle danken 
möchte, überarbeitet worden.



räumte, entscheidend auf einen europäischen 
Friedensschluß einzuwirken und vor allem das 
Dreiecksverhältnis mit Deutschland und Ruß-
land in eigener Regie neu zu regeln. Mir geht 
es im folgenden in erster Linie darum, zu zei-
gen, daß die britische Politik bei der Verfol-
gung ihrer äußeren Sicherheitsinteressen zu-
gleich auch immer die innenpolitische Kon-
stellation im eigenen Land ebenso wie die 
Verbindung mit der Szenerie in Deutschland 
und in Rußland im Auge hatte.

Da die englischen Politiker, insbesondere je-
doch Lloyd George, gewohnt waren, einerseits 
internationale Krisen zu nutzen, um innenpo-
litische Kontroversen in den Hintergrund zu 
drängen, andererseits aber außenpolitische Er-
eignisse nach ihren innenpolitischen Vorbe-
dingungen zu befragen, mußten sie nach der 
deutschen Niederlage und Revolution eine 
Antwort auf die Frage finden, inwiefern die 
sozial-revolutionäre Gefahr, die von Rußland 
ebenso wie von der 1914 vertagten General-
streiksdrohung der drei größten britischen 
Gewerkschaften herrührte, die Stabilität des 
britischen Systems bedrohte und inwieweit die 
sozial-revolutionäre Stoßrichtung in Verbin-
dung mit der machtpolitisch-expansiven Stoß-
richtung des Bolschewismus den Friedens-
schluß in Frage stellen könnte. In der Sicht 
Lloyd Georges und seiner engeren Ratgeber 
mußte die englische Politik sich auf die Wech-
selbeziehungen zwischen drei Ereignisebenen 
einstellen. Den Bezugspunkt für die Koordi-
nierung dieser drei Aktionsbereiche — „la-
bour", Deutschland, Rußland — bildet die 
Einsicht, daß der Friedensschluß im machtpoli-
tischen wie im sozialpolitischen Bereich Aus-
wirkungen haben müsse, und zwar nicht nur 
in England, sondern vor allem auch in Deutsch-
land und in Rußland. Die Devise hieß für 
Lloyd George, die politischen Verhaltensre-
geln und Erfolgsrezepte allgemeingültig anzu-
wenden, sie also nicht nach den Anwendungs-
bereichen von Innen- und Außenpolitik aus-
einanderzuhalten 73).  Machtpolitische Gesichts-
punkte und das Gebot der Rücksichtnahme auf 
die Bedingungen, die eine flexible, auf Sy-
stemerhaltung bedachte Gesellschaftspolitik 
ermöglichten, sollten miteinander in Einklang 
gebracht werden. Für den Premier stand die 
.performance' der britischen Politik auf der 

Bühne der Weltpolitik in einem unauflösliche 
Funktionszusammenhang mit der Demonstra 
tion der Effizienz und Glaubwürdigkeit da 
britischen Staats-, Wirtschafts- und Gesell 
schaftsordnung; umgekehrt erkannte er, da! 
die Durchsetzung eines .British Peace' helfet 
würde, auch die Probleme der inneren Sicher 
heit zu bewältigen. Die beiden Aspekte brit 
scher Sicherheitspolitik verschmolzen zu eine 
das Handlungsbewußtsein prägenden Nom 
Der subjektiven Überzeugung wie den objek-
tiven. Bedingungen zufolge war es entschei-
dend, ob die britische politische Führung in 
der Lage war, einerseits in der Innenpolitik 
Errungenschaften aufzuweisen, die innere Si-
cherheit verbürgten, andererseits aber diese 
Erfolge außenpolitisch zu nutzen; denn wegen 
des Scharniers von Wirtschafts- und Finanz-
politik bekäme die britische Regierung un-
mittelbar zu spüren, ob ihr die Koordination 
und Synchronisation von Innen- und Außer 
Politik zu einer britischen Friedensstrategie 
gelang oder ob ihr — sichtbar in den Folgen 
für die Exportwirtschaft und in der einge-
schränkten Funktion als Finanz- und Handels-
zentrum der Welt — der Erfolg versagt bliebe.

Auf eigene Erfahrungen gestützt, empfahl 
Lloyd George seinen Koalitionspartnern in 
der Regierung und den internationalen Ver-
handlungspartnern den Leitsatz, daß die Welt 
nur in Frieden leben könne, wenn sie ihre 
Gegner nicht zu unversöhnlichen Feinde« 
mache; andernfalls gewähre man den Radi-
kalen einen Freibrief zur Zerstörung der be-
stehenden .social fabric'. Dieser Leitsatt 
müsse für die Politik insgesamt gelten, obm 
Unterschied der innen- und außenpolitischen 
Handlungsebenen ): „Ich bekämpfe den Bol-
schewismus nicht mit Gewaltmitteln, sondern 
begegne der Gefahr damit, daß ich einen Weg 
suche, wie die berechtigten Forderungen n 
befriedigen seien, die der Protestbewegung 
Auftrieb geben . . . Als Resultat dieser Bem» 
hungen kann ich feststellen, daß militante ge 
werkschaftsführer uns am Ende geh 
haben, einen Konflikt zu vermeiden, statt ■ 
Radikalisierung voranzutreiben. “

73) „Political peace as between nations can have 
no sure basis without tolerable social peace within 
them." Lloyd George, in: Times, 18. 11. 1918, S. 4; 
vgl. J. C. Garvin, Economic Foundations of Peace, 
London 1919, S. 464, 316 ff.

74) Dies geht aus der Entstehungsgesdu pud 
Fontainebleau-Memorandums hervor — s- A 
Record Office, London, Cab. 1/28. Daszttpsier 
George. 27. 3. 1919, in: P. Mantoux, Les v 1919 
tions du Conseil des Quatres (24. 3. 2 •
Bd. I, Paris 1955, S. 45.

Mit dieser Argumentation, die
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 die Einsidh 
den Zusammenhang von innerer Frie )



Sicherung und europäischer Neuordnung wi-
derspiegelt, verteidigte Lloyd George die im 
Fontainebleau-Memorandum vorgetragene 
Krisenstrategie gegen die Kritik Clemenceaus; 
er spielte dabei bewußt auf die andersartige 
innen- und außenpolitische Marschroute der 
französischen Regierung an. Der Leitsatz spie-
gelt nicht nur das Selbstverständnis englischer 
Politik wider, wonach gute Innenpolitik auf 

lange Sicht die beste Außenpolitik verbürgt 
(Bracher); vielmehr lieferten auch aktuelle An-
lässe der konservativ-liberalen Koalitionsre-
gierung unter Lloyd George den Aufhänger, 
um unter den Devisen „innere Sicherheit" und 
„British Peace" ihre Position gegen die Labour 
Party, aber auch gegen einen sog. Wilson-
oder einen Clemenceau-Frieden zu b
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ehaup-

ten ) .

Phasen der Friedensstrategie Lloyd Georges

Vom Kabinett Mitte Februar 1919 aufgrund 
einer zunehmenden Verschlechterung der 
Wirtschaftslage und eines drohenden Gene-
ralstreiks nach London zurückgerufen, ent-
wickelte der britische Regierungschef ein 
Konzept, das einerseits seiner Koalitionsregie-
rung den Weg zur Sicherung des inneren Frie-
dens weisen und andererseits ihm selbst den 
nötigen Bewegungsspielraum zur Durchset-
zung eines „British Peace“ auf der Pariser 
Friedenskonferenz gewährleisten sollte. Hatte 
Lloyd George seit dem Waffenstillstand den 
Kurs gesteuert, durch den schnellen Abschluß 
eines Präliminarfriedens die Hände frei zu 
bekommen für die Einlösung seines Pro-
gramms zur Erneuerung der wirtschaftlich-
sozialen Verhältnisse, so setzte er nunmehr 
unter dem Druck des drohenden Klassenkamp-
fes den Akzent auf wirkungsvolle sozialpoli-
tische Beschwichtigungsaktionen. Die seit lan-
gem in Vorbereitung befindlichen Reformpro-
jekte, die deutlich von der Absicht sozialer 
Pazifizierung geprägt waren, sollten jenen 
Burgfrieden wiederherstellen, den Lloyd Ge-
orge benötigte, um auf der weltpolitischen 

ariser Aktionsbühne einen „British Peace" 
durchzusetzen. Parallel dazu beanspruchte er 

England die ideologische Führungsrolle 
den Westmächte; er wollte seine Regierung zu 
ahnbrechenden Strukturreformen anspornen, 

’m den anderen Mächten die Attraktivität des 
Atischen Modells für die Emanzipation der 
Arbeiterschaft unter deutlicher Abgrenzung

75)Dasfür die internationale Politik besonders in 
shaatwdieg sepochen charakteristische „zWischen-
scher KSazusammenspiel innerstaatlicher politi-
Ghanaern " (H. P. Schwarz), — konkret: zwischen 
verhagemn eines Siegfriedens oder eines auf dem 

Md deren gsweg. erreichten .gerechten’ Friedens 
nommenen..ewei ligen innenpolitischen Voreinge-
handen: eiten— kann ich an dieser Stelle nicht be-
Werk von en besten Überblick gibt das Standard-
PeacemoniA i Mayer, Politics and Diplomacy of 5maxing (s, Anm. 60). 

zum Bolschewismus demonstrieren und dies in 
einen Führungsanspruch gegenüber Wilson 
ummünzen zu können 76).  In geschickter Rol-
lenverteilung gingen Lloyd George und seine 
engeren Mitarbeiter daran, auch bestimmte 
führende Repräsentanten der Oppositionspar-
teien und der Gewerkschaftsbewegung in die 
Friedensstrategie des Regierungschefs einzu-
weihen und innenpolitisch einen Aufschub, 
einen Waffenstillstand zu erreichen. Lloyd 
George vermochte seine Gesprächspartner da-
von zu überzeugen, daß die wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischen Weichenstellungen 
zwar auf dem Gesetzgebungsweg eingeleitet 
und vorgeklärt werden müßten, daß die Ent-
scheidungen sinnvollerweise aber erst fallen 
dürften, wenn die Präliminarien des Friedens-
vertrages, vor allem die militärischen und 
wirtschaftlichen Bestimmungen sowie die in-
teralliierten Beziehungen, voran die Schulden-
und Reparationsfrage, hinreichend geklärt 
seien.

Insgesamt gesehen, läßt sich in bestimmten 
Phasen eine genaue Korrespondenz zwischen 
dem innen- und außenpolitischen Verhalten 
der britischen Regierung auf drei Ebenen 
nachweisen. In der Phase November 1918 und 
im Februar/März 1919 entschied sich die bri-
tische Regierung für eine Erfüllungspolitik ge-
genüber berechtigten Forderungen von „la-
bour"-Seite, beabsichtigte gleichzeitig psycho-
logisch-materielle Stützungsaktionen für die 
als gemäßigt geltenden Regierungen in 
Deutschland zur Eindämmung der bolsche-
wistischen Gefahr und beschloß schließlich 

76) Lloyd George, 3. 3. 1919, War Cabinet (= WO 
539, Cab. 23—9. Zu den einzelnen Reforminitiati-
ven und deren Schicksal' s. die materialreiche Stu-
die von P. B. Johnson, Land fit for Heroes. The 
Planning of British Reconstruction 1916—1919, 
Chicago & London, University of Chicago Press, 
1968.



eine Containment-Strategie gegenüber dem 
Lenin/Trotzki-Regime in den Randstaatenge-
bieten. Unter veränderten Umständen und Be-
dingungen praktizierte die britische Regierung 
im Januar/Februar 1919 sowie im Mai 1919 
demgegenüber eine Politik der harten Hand 
sowohl gegen die als preußischer Militarismus 
diffamierten Streikdrohungen der drei großen, 
in der „Triple Alliance" vereinten Gewerk-
schaften als auch gegen den in Deutschland 
festgestellten- Rechtsruck. Diese Politik der 
harten Hand wurde begleitet von einer Ent-
spannungsoffensive gegenüber dem bolsche-
wistischen Rußland mit dem Ziel, zu testen, ob 
das dort herrschende Regime dem eigenen 
Kalkül zugänglich sei, d. h. seine ideologi-
schen Triebkräfte im Interesse einer Stabilisie-
rungspolitik zügeln würde.

Diese schematisch scheinende Grobeinteilung 
der englischen Politik in der Übergangsphase 
läßt sich aus den Zeugnissen der engeren Be-
rater Lloyd Georges herauskri

77

stallisieren, aber 
auch zu den erwähnten Zeitpunkten als Hand-
lungsmaxime des Premierministers feststellen 
sowie als Befund einer historischen Analyse 
des politischen Geschehens hervorheben. Ich 
will daher die Grobeinteilung mit einigen 
Details untermauern ).

Die erste „conciliation"-Phase 
(November 1918)

In der ersten „conciliation"-Phase, im Novem-
ber 1918 78),  gingen die Kräfte um Lloyd Ge-
orge von drei Annahmen aus:

1. Man erkannte Anzeichen dafür, daß in de 
besiegten Feindstaaten — nach dem Musterde: 
russischen Revolutionen von 1917 — auf de 
militärischen Zusammenbruch eine politisdh 
moralische Krise folgen und sich zum Geburts 
helfer der Revolution auswachsen könnte m 
„The Prime Minister said that it would seen 
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that events were taking a similar course in 
Germany to that which had taken place i 
Russia." 80). Die schnelle Verwirklichung des 
Waffenstillstands sollte das Risiko vermin 
dem, daß „das deutsche Volk unter dem Dop-
peldruck von Niederlage und Hungersnot in 
den Abgrund gerissen werde, der schon Ruß-
land verschlungen habe" ), d. h. England 
wollte stabilisierend auf die erste, auf die de-
mokratische Phase der Revolution einwirken.

2. In England erwartete man, daß nach Ein-
stellung der militärischen Kampfhandlungen 
der einheitsstiftende Faktor „war effort" fort-
fallen, gruppenegoistische Interessen hervor 
treten und soziale Konflikte freigesetzt wür-
den. Die schwere Hypothek der sozialen Kri-
senjahre 1910—1914 und der im Krieg ange-
reicherte zusätzliche Zündstoff, sichtbar in der 
seit dem Sommer 1918 ununterbrochen an-
haltenden Streikwelle, vergegenwärtigten das 
beträchtliche Explosivpotential.

3. Entsprechend dem Informationsstand über 
den Bolschewismus sowie über die jeweiliger 
Chancen der Parteien im russischen Bürger-
krieg schwankte die Einschätzung der äußerer 
Bolschewismusgefahr. Je n
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achdem, ob mä 
den Nährboden des Bolschewismus in Mib 
ständen der Agrarverfassung erblickte ) oder 
den Bolschewismus als Inkarnation der Klas-
senkampfidee deutete, sah man entweder der 
Ansteckungsbereich auf Zwischeneuropa b 
schränkt oder hielt ein Ubergreifen des ,Bati 
lus" auf die durch den Krieg ohnehin  

79) Daß die Militärs in der deutschen Revoluta 
eine andere Rolle spielen würden als in Rub 
1917, fiel aufmerksamen Beobachtern schon im 
vember 1918 auf — s. die Zeugnisse bei A-
Mayer, S. 72 ff. Hierbei muß man berücksichhgs 
daß Lloyd George für die Übergangsphase gew 
die Tendenz voraussah, daß soziale Unrun 
einer „Bolshevic Government" führen könnten 
80) Lloyd George, 10. 11. 1918, WC 500 A, Cahd 
— 14. Das Zeugnis steht in diesem Zeitraum 
allein. v . 1929
81) W. Churchill, The Aftermath, New York‘' 
S. 5 (Zitat). Vgl. Mayer, S. 70 ff.; AM sn . 
Proconsul in Politics: A Study of Lord M | 
Opposition and in Power, New York 19641 •. 1 
82) Lloyd George, 13. 11. 1918, in: Times, » 
1918; vgl. Anm. 101. 

77) In den Zeiten, die hier übergangen werden, do-
minierten entweder andere Einflüsse auf Lloyd 
George oder die Entscheidung über die englische 
Politik stand zur Disposition der um die Federfüh-
rung rivalisierenden Machteliten. Beide Aktions-
typen veranschaulichen bzw. setzen voraus die 
Eigenart Lloyd Georges „to respond to events, or 
shape them pragmatically"; bislang hat man aber 
nicht das Grundmuster erkannt, das über alle 
Sprunghaftigkeit hinweg sein politisches Handeln 
leitete. Ich kann hier nur andeuten, daß die Dürftig-
keit bzw. Widersprüchlichkeit der Nachrichten aus 
und über Deutschland bzw. Rußland — „Who’s 
Noske?" etc. — eine der Voraussetzungen für die 
politische Operationalisierbarkeit des vorgestellten 
Denkmusters (Dreieckverhältnisses) ist.
78) Diese Phase umfaßt die Zeit bis zum Kulmina-
tionspunkt des Wahlkampfes, d. h. bevor 1. die 
Hoffnungen auf eine Erneuerung des Burgfriedens 
endgültig zerschellten und 2. die Befürchtungen 
hinsichtlich der revolutionären Umwälzung in 
Deutschland hinter den Positionskämpfen innerhalb 
der Allianz zurücktraten; die Phase läuft um den 
26.-28. 11. 1918 aus.



schwächten Industrienationen, v
83

oran Deutsch-
land und England, für wahrscheinlich ).
Die Gegenmaßnahmen zur Eindämmung dieser 
drei Gefahrenherde sahen in der Reihenfolge 
der ihnen zuerkannten Priorität vor: Da die 
Regierung die größte Gefahrenquelle in dem 
zunehmenden Kohärenzverlust des britischen 
Sozialverbands erblickte, wollte sie alle Kräfte 
auf den „effort to win the peace" konzentrie-
ren, d. h. Sorge tragen, daß die Burgfriedens-
politik erneuert und für die Einleitung der 
überfälligen Reform der englischen Wirt-
schafts- und Sozialstruktur genutzt wurde84 ). 
Nur diese Krisenstrategie schien geeignet, die 
Entstehungsbedingungen des Bolschewismus, 
hier verstanden als aktuelle Inkarnation der 
Klassenkampfidee, nicht erst aufkomm
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en zu 
lassen. Die Stoßrichtung der projizierten Maß-
nahmen zielte darauf, die Beharrungskräfte 
daran zu hindern, den Sieg über Deutschland 
für ihre Zwecke auszuschlachten 8);  der Sieg 
sollte vielmehr als Reformimpetus dienen ). 
Konkret zielte die Regierungspolitik darauf

ebenso zu Lloyd Georges Repertoire wie die an die
französische Adresse gerichtete Mahnung, nicht in
Umkehrung der Situation von 1870/71 den Frieden 
zu diktieren und die Alternative „Commune" oder 
bürgerlich-nationalistische Restauration zu provo-
zieren.
87) Lloyd George, 16. 10. 1918, WC 487, Cab. 23—8.
88) S. J. Hurwitz, State Intervention in Great Bri-
tain, A Study of Economic Control and Social 
Response 1914— 1919, London 1968, S. 89 ff.
89) Lloyd George, 6. 12. 1918, WC 510, Cab. 23—8; 
vgl. Johnson, S. 292. — Mit dem „Wages Tempo-
rary Regulation Act" wollte die Regierung der 
Lohndrückerei während der Demobilmachungsphase 
entgegenwirken.
90) S. hierzu meinen in Anm. 83 genannten Aufsatz, 
unter Hinweis auf eine analoge Situation in 
Deutschland (Rathenau, Koeth).
91) Die korrigierenden Eingriffe waren in den Wirt-
schaftszweigen vorgesehen, in denen der Staat im 
Krieg interveniert hatte — Verkehrs/Transportwe-
sen, Energieversorgung/Bergbau; die sozialpoliti-
schen Reforminitiativen galten dem Wohnungsbau, 
Gesundheits- und Erziehungswesen.
’2) England mußte mit Hoovers Initiativen mitzie-
hen, entwickelte jedoch unabhängig von diesem 
Zugzwang Aktionsprogramme; die Zustimmung im 
Waffenstillstandsgespräch. Nahrungsmittellieferun-
gen nach Deutschland zu ermöglichen, war von dem 
gleichen Gedanken getragen, der auch die eng-
lische Innenpolitik in dieser Phase beherrschte; man 
erkannte außerdem die Konkurrenzsituation zu 
Lenins Angeboten an die deutsche Revolution. — 
Lloyd George, WC 500 b, 11. 11. 1918, Cab. 23—14; 
zur innenpolitischen wie zur internationalen Dimen-
sion des Komplexes s. Mayer, Politics, S. 235 ff., 
257 ff; K. Schwabe, Deutsche Revolution und Wil-
son-Frieden, Düsseldorf 1971, Kap. III; E. H. Carr, 
The Bolshevik Revolution 1917—1923, Bd. 3, 
S. 104 ff. (Penguin Books, 1966).

83) Die Begriffe .Bazillus', Infizierung, etc. sind den 
Quellen entnommen; sie sollen die Vorstellungs-
welt vermitteln, in der die englische Politik sich 
abspielte. Zu den Bedeutungsvarianten des Bolsche-
wismus-Begriffs 1918—1919 s. die Studie von H. U. 
Eggert sowie G. Schmidt, Effizienz und Flexibilität 
des politisch-sozialen Systems in der Phase des 
Übergangs von der Kriegs- zur Friedenswirtschaft. 
Die deutsche und die englische Politik zwischen 
.decontrol“ und „reconstruction" 1918/1919, dem-
nächst in VZG.
“) Der Versuch, die sog. patriotischen Elemente 
der Arbeiterbewegung auf der Seite der Regie-
rungskoalition zu halten, sollte die Labour Party 
daran hindern, einen eigenen Kurs zu steuern und 
selbständig zu agieren; die künftige Oppositions-
Partei sollte damit gespalten und die Wortführer 
der Koalitionsgegner als Pazifisten, Bolschewisten 
etc diffamiert werden; Lloyd George, der seit 
nde November 1918 in diese Kerbe schlug, zer-

störte damit die politische Basis für die Reform-
ditnative. In der „conciliation"-Phase warb er je-

um ein .working agreement" zumindest mit 
cenn i12ugspartnern auf „labour“-Seite (Thomas, 

ynes). Indem die Labour Party beanspruchte, als 
in f  hingige Kraft dem Einfluß des Bolschewismus 
durng and entgegenzuwirken, und ihren Anspruch 
niert sin Aktionsprogramm abstützte, untermi-
vertessie die Glaubwürdigkeit von Lloyd Georges 

noc ? en' das englische Modell eines dritten We-
«i n reP.räsentieren.
enoDazu zählen in erster Linie diejenigen, die im 
Dagtsdhen, Wahlkampf die Parole ausgaben, 

men- Sland müsse für alle Kriegskosten aufkom-
Sozäidamit sollte jeder Versuch blockiert werden, 
• Raszormen aus anderen Mitteln zu finanzieren, 
sarv mner let us utilize victory to get the neces-äfrzimpetus for reform." is reaction that I am 
13, 11 1918 s—oyd George, 12. 11. 1918, in: Times, 
die Sihin ' S. 12. — Warnende Anspielungen auf 
~ als nation.nach dem Wiener Frieden von 1815, 

Sieg die Reaktion folgte —, gehörten 

ab, durch Taten mit Signalwirkung den gemä-
ßigten Gewerkschaften den Rücken zu stärken, 
da nur dann eine Aussicht bestand, den Ra
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di-

kalen den Wind aus den Segeln zu nehmen ). 
Lloyd George setzte deshalb durch, daß die 
den Gewerkschaften im Krieg gegebenen Ver-
sprechen, vor allem die Wiederherstellung der 
„pre-war practises" 88)  sowie ein .Sozialpaket' 
und Statusverbesserungen der Arbeiterschaft, 
eingelöst wurden 89 ). Außerdem, leitete die 
Regierung Hilfsaktionen ein, um „employment 
and food" sicherzustellen, d. h. den vermute-
ten Wirkungszusammenhang zwischen Hunger 
und Arbeitslosigkeit einerseits und Bolschewi-
sierung andererseits zu unterbrechen 80).
Parallel zu dieser Strategie der Systemstabili-
sierung durch Wandel 91) wollte Lloyd George 
in der Außenpolitik den Weg zur Etablierung 
einer dauerhaften Friedensordnung ebnen 
bzw. offenhalten; die Schutzmaßnahmen vor 
der Revolutionierungsgefahr im eigenen Land 
sollten also durch ein gleichgerichtetes Ergän-
zungsprogramm im zwischenstaatlichen Be-
reich abgesichert werden. Die Stützungsaktio-
nen 92) sollten den Sozialdemokraten und so-



zialliberalen Reformern in Deutschland zu-
gute kommen, die einen Weg zwischen Reak-
tion und Revolution bahnen wollten; falls sich 
diese demokratischen Kräfte aktiv dem Polari-
sierungsprozeß in den Weg stellen könnten, 
würden sie die Siegermächte vor der Wieder-
holung des Dilemmas bewahren, mit dem sie 
im russischen Fall konfrontiert waren, nämlich 
entweder aktiv im Bürgerkrieg zu intervenie-
ren oder den Ausgang des Konfliktes passiv 
abzuwarten.’ Da das Vorhaben, die sozio-öko-
nomische Neuordnung im eigenen Land mit 
der „european reconstruction" abzustimmen, 
dem ökonomischen Interesse der britischen 
Exportnation an der Konsolidierung einer li-
beralen, verkehrswirtschaftlichen Grundord-
nung der Nachkriegszeit nutzen würde, zog 
Lloyd George das Experiment vor, auf indi-
rektem Wege die Kräfte des dritten Wegs in 
Deutschland zu unterstützen, die einen demo-
kratischen Verfassungsstaat nach westlichem 
Muster anstrebten.
In zahlreichen Reden, unter anderem vor Ge-
werkschaftsführern und Industriellen am 
13. November 1918 93 ), unterstrich Lloyd Ge-
orge die innere Zusammengehörigkeit zwi-
schen dem Beschwichtigungskurs gegenüber 
„labour" und dem Gebot einer konzilianten 
Behandlung der neuen deutschen Regierung. 
Das Krisenrezept des Kreises um Lloyd Ge-
orge ist bewußt als Umkehrschluß zu Lenins 
Thesen konzipiert, wonach das Schicksal des 
internationalen Klassenkampfes in Deutsch-
land entschieden werde und ei

94

n bolschewisti-
sches Rußland angesichts eines Blocks konsoli-
dierter kapitalistischer Staaten keine Über-
lebenschancen besitze. Zahlreiche Äußerun-
gen Lloyd Georges und seiner Mitstreiter 
untermauern den Eindruck, daß der englische 
Premier sich als direkter Gegenspieler Lenins 
zu profilieren suchte. Da Lenin vom Triumph 
der reaktionären Kräfte in den Siegerstaaten 
und von der rigorosen Ausnutzung der Nie-
derlage Deutschlands durch die alliierten Sieg-
friedensparteien einen Durchbruchserfolg der 
Revolution erhoffte, wollte Lloyd George im 
vorgreifenden Gegenzug die englische Politik 
auf eine Linie bringen, die „labour" keinen 
Anlaß zur Radikalisierung und Deutschland 
keinen Grund zum Abschluß des angedrohten 
Teufelspaktes mit den Bolschewisten geben 
würde ).

93) Times, 15. 11. 1918, S. 8.
94) Unter diesem Aspekt trat Lloyd George für eine 
gemäßigte Reparationsregelung ein — Imperial 

Die Furcht vor einem deutsch-russischen Pakt 
bedingte, daß die englische Politik imme 
dann, wenn sie sich gegen Tendenzen 
Deutschland einen Siegfrieden aufzuoktrop 
ieren, zur Wehr setzte, gegenüber dem bo 
schewistischen Rußland die Politik der hare 
Hand oder der offensiven Abgrenzung en 
schlug. Im November 1918 geschah dies deu 
lieh mit dem Kabinettsbeschluß, das Experi-
ment der Randstaatenlösung vorsichtig fortzu-
führen. Diese Marschroute war damit verbun 
den, Agrar- und Sozialreformen in den Rand 
Staaten und in den Nachfolgestaaten zu erm 
tigen-, man erhoffte sich davon einen poli-
tischen Nebeneffekt, da man meinte, nach den 
Agrarreformen würden die Randstaatenregime 
weniger krisenanfällig sein, sich also als wi-
derstandsfähig gegenüber deutschen oder

95
 ras-

sischen Pressionen erweisen ). Um den Im 
munisierungseffekt gegen den Bolschewismus 
an allen drei Fronten, an denen die expansive 
Ideologie anzutreffen war, zu erhöhen, leitete 
das britische Kabinett außerdem auch eine ge 
zielte und breit angelegte Gegenpropagandi 
in die Wege 6).

Die erste Phase der „Politik der harten Hand' 
(Januar/Februar 1919)

Ich wende mich nunmehr dem zweiten A 
tionstypus zu und konzentriere die Beweis-
führung auf den Zeitraum Januar/Anfang Fe-
bruar 1919. Innenpolitisch konfrontiert k  
einem Katalog von Forderungen97)- unter de-
nen eine 3O°/oige Lohnerhöhung für die Bert 
arbeiter herausragte, begann die Regierung 
von ihrer sozialen Pazifizierungspolitik ata

War Cabinet 38, 26. 11. 1918, Cab. 29-28/1; Lot 
George, 13. 11. 1918, in: Times, 15. H- 1918, S ' 
Zum deutsch-russischen Verhältnis im Novene 
1918 s. vor allem Mayer, Politics, S. 229 ff- Dri 
der Volksbeauftragten entzog sich der Parole 
der revolutionären Interessengemeinschaft 
setzte auf die Karte einer Stabilisier uugshi e 
tens der USA und Englands. ae

95)  WC 502, 14. 11. 1918, Cab. 23-8110 
Äußerungen Lloyd Georges im Council of en . 
im Council of Four, vor allem am 25. un 
1919; s. Mantoux, I, S. 20, 57.
96) WC 502, 14. 11. 1918, Cab. 23-8. .
97) S. M. H. Armitage, The Politics of Decontndu 
Industry: Britain and the United States,
1969, S. 113 ff.; Ch. L. Mowat, Britain betwee 
Wars 1918—1940, London 1955, S. 30 ff-;
Politics, S. 604 ff.



rücken und eine Verteidigungsfront zu errich-
ten. Die Regierung fühlte sich unmittelbar an-
gesprochen, da sie 1. im Krieg die Kontrolle 
über den Bergbau übernommen hatte und da 
2. die Forderung nach Nationalisierung der 
Schlüsselindustrien in ihren Augen darauf hin-

auslief, den Staat dauerhaft zum Tarifpartner 
der militanten „Miners’ Federation" zu ma-
dien. Gestützt auf pessimistische Konjunktur-
beobachtungen, richtete sie ihr Verhalten an 
der Devise aus, daß jetzt die beste Gelegen-
heit sei, einen Tarifkonflikt erfolgreich auszu-
fechten; man ging davon aus, dieser würde 
früher oder später ohnehin ausbrechen98 ). 
Angesichts der schlechten Auftragslage der 
Unternehmen und der angespannten Haus-
haltslage des Staates stieg die Risikobereit-
schäft einer Regierung, in der starke Kräfte 
die Ansicht vertraten, man müsse ein Exempel 
statuieren, um der Tendenz zur unbegrenzten 
Fortschreibung der inflationären Formelkom-
promisse der Kriegszeit ein Ende ohne 
Schrecken zu bereiten. Wenn erst die Frie-
densproduktion angelaufen sei und die für 
England unerläßlich gehaltene Exportoffensive 
eingesetzt habe, könne die Regierung nicht 
mehr ohne die Gefahr einer Paralysierung des 
gesamten Wirtschaftslebens die Durchhaltepa-
role gegen eine von Lohnforderungen ausge-
hende Kostenexplosion ausgeben.

100) Lloyd George, 21. 1. 1919, Papers Relating to 
the Foreign Relations of the United States. The 
Paris Peace Conference 1919 (zitiert: FR, PPC), 
Bd. III, S. 639.
101) FR, PPC, III, S. 491 (12. 1. 1919); S. 581/82 
(16. 1. 1919); S. 639 (20. 1. 1919); vgl auch Mayer,
S. 413, 419.
103) FR, PPC, III, S. 583, 590—591, 639 ff.; D. Lloyd
George, The Truth About the Peace Treaties,
London 1938, Bd. I, S. 332 f.

Die britische Regierung rüstete sich innenpoli-
tisch für einen Fall, den sie als Verschwörung 
gegen die legitime Autorität der Regierung 
auffaßte und mit gleicher Energie abzuwehren 
gedachte wie den deutschen Angriff
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skrieg. 
We are determined to fight Prussianism in 

the industrial world as we fought it on the 
continent with the whole might of the 
ation. ) Hatte Lloyd George — nicht zu-

letzt aus dem Zugzwang seiner Abwehrge-
sdhtte gegen die von Foch artikulierten fran-

zösischen Friedensziele — in der Phase unmit-
telbar nach dem Waffenstillstand sorgfältig 
vermieden, die Kampfparolen gegen den deut-
5 en Kriegsgegner in die innenpolitische De-
ate zu werfen, so machte er am 11. Februar 

d y vor dem Unterhaus keinen Hehl daraus, 
te sdie täglich sich vermehrenden Nachrich-

n u er Streiks in England ebenso wie die

"onarLaw, 7. 2. 1919, WC 529, Cab. 239, zum 
*) Lgdund S’ Armitage, S. 116 ff. Mayer, S. 608 ff. 
bates, HiGeorg, 1L 2. 1919, Parliamentary De-°use of Commons, vol. 118, Sp. 80. 

unbefriedigenden Berichte über den Stand der 
Entwaffnung Deutschlands als Störung seiner 
Bemühungen um einen baldigen Friedensschluß 
betrachtete; er bezichtigte die Streikbewe-
gung, sie gefährde die Handlungsfähigkeit der 
Regierung und bedrohe damit die äußere 
Sicherheit des Landes. Mit Einigungsappellen 
und mit dem Hinweis, daß der Kriegszustand 
noch nicht beendet sei, suchte er nationale Ge-
schlossenheit zu erzwingen; er wllte verhin-
dern, daß die Wogen der um sich greifenden 
Sozialkonflikte die Pariser Friedenskonferenz 
in ihren Strudel einbezogen.

In seiner Sicherheitspolitik gegenüber 
Deutschland kam die Kampfbereitschaft gleich-
falls wieder zum Vorschein. Die Feststellung, 
daß eine Reaktualisierung der deutschen Ge-
fahr gegeben sei, stützte Lloyd George auf die 
Niederlage der Spartakisten in Deutschland; 
er deutete das Ende der Januar-Unruhen und 
den Ausgang der Wahlen zur Verfassungge-
benden Nationalversammlung als eine ent
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-
scheidende Niederlage Lenins im Kampf um 
Deutschland ). In dieser Phase sprach Lloyd 
George davon, daß der Bolschewismus nur als 
agrar-revolutionäre Bewegung wirkliche Er-
folgsaussichten besitze 101) . Die Anziehungs-
kraft der kommunistischen Parolen auf die 
Industriearbeiterschaft der westlichen Län-
der schien damit geschwächt 102 ). Gleich-
zeitig beobachtete er im politischen Kräfte-
spektrum Deutschlands einen Rechtsruck so-
wie Anzeichen einer nationalen Wider-
standsbereitschaft gegen die in den Gesprä-
chen über eine Waffenstillstandsverlänge-
rung vorgetragenen Sicherheitsforderungen 
der Siegermächte. Daraus leitete er die Schluß-
folgerung ab, alle Anstrengungen auf eine be-
schleunigte Entmilitarisierung Deutschlands zu 
konzentrieren; er plädierte für die Verabschie-
dung der militärischen Bestimmungen des 
Friedensvertrags und gegebenenfalls für eine 
Verschärfung der Blockade oder für militä-
rische Demonstrationsakte mit dem Ziel, jede 100



Hoffnung der Rechtskräfte in Deut
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schland auf 
Entrüstungsaktionen im Keim zu ersticken ).

In dieser Phase, in der auf deutscher Seite 
(Erzberger, Groener) entschiedene Hoffnun-
gen auf die Errichtung einer gemeinsamen 
Front gegen den Bolschewismus genährt wur-
den, fehlte auf Seiten Lloyd Georges — im 
Unterschied zu W. Churchill oder Milner — 
aus den genannten Konstellationszusammen-
hängen die . Bereitschaft, den Appeasement-
kurs fortzusetzen und in gewisser Weise zum 
logischen Abschluß zu führen. Während 
Deutschland sich anbot, im gemeinsamen 
westlichen Interesse Abschirmdienste gegen 
den Bolschewismus im eigenen Land und in 
„Zwischeneuropa" zu leisten, befreite die 
nachlassende Gefahr eines deutsch-russischen 
„Bündnisses" unter bolschewistischem Vorzei-
chen Lloyd George von der Notwendigkeit, 
die deutschen Spekulationen auf einen Ver-
handlungsfrieden zu honorieren, d. h. seinen 
Appeasement-Kurs nicht nur in den innen-
politischen Richtungskämpfen zu artikulieren, 
sondern diesen auch auf zwischenstaatlicher 
Ebene wirksam werden zu lassen 104). Lloyd 
George ging zu diesem Zeitpunkt davon aus, 
daß in Deutschland nicht mehr der Umschlag 
der „demokratischen" in die „bolschewisti-
sche“ Phase der Revolution zu befürchten 
wäre, sondern vielmehr ein Aufbäumen des 
deutschen Nationalismus und Militarismus; 
der Krieg war für ihn noch nicht beendet 105).

103) FR, PPC, III, S. 694,707, 709, 899 f„ 901 ff., 905, 907. 
In diesem Zusammenhang spielte die Information 
eine Rolle, wonach in Deutschland erst ab März 
mit einer Nahrungsmittelkrise gerechnet werden 
müsse; über die Berichte der Missionen nach Lon-
don und Paris s. Mayer, Politics, S. 281 f.; hinzu 
kam, daß die deutsche Hartnäckigkeit in der Frage 
der Übergabe der Handelstonnage und der Bezah-
lung der Lebensmittellieferungen den Eindruck er-
weckte — zu recht! —, als versuche die deutsche 
Seite, im Vertrauen auf (noch) ausreichende Reser-
ven hart zu verhandeln; s. P. Krüger, Deutschland 
und die Reparationen 1918/1919, Stuttgart 1973.
104) Der hier angedeutete Zusammenhang verdeut-
licht, wie verfehlt es wäre, im Fall Lloyd Georges 
von „deutschfreundlicher“ Haltung zu sprechen 
oder die englische Politik auf eine anti-bolschewi-
stische Grundlinie festzunageln; in diesem Zusam-
menhang ist auch darauf hinzuweisen, daß Lloyd 
George sich stets um ein Arrangement mit aufstei-
genden Kräften bzw. mit der stärkeren Seite be-
mühte, bevor er .zweitbeste' Auswege suchte. Diese 
Motive liegen auch seinem Plädoyer für Sondierun-
gen mit dem Sowjetregime im Januar 1919 zu-
grunde — s. z. B. FR, PPC, III, S. 491, 581 ff., 588 ff., 
u. a. O.
105) Lloyd George, 11. 2. 1919, PD, HC, vol. 118, 
Sp. 79 ff.

Im Januar/Februar 1919, als die deutsch,
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sowjetrussischen Beziehungen auf einem Tief-
punkt angelangt ware ), fand die Politik 
der harten Hand gegenüber Deutschland und 
gegenüber „

107
labour" ihre Ergänzung in Son-

dierungsaktionen gegenüber Lenin ). Diese 
Verständigungsaktionen, die unter den Ne 
men Prinkipo-Plan und Buckler-Mission1081  
bekanntgeworden sind, waren von der Ab-
sicht bestimmt, durch Reduzierung des Druds 
von außen eine innere Modifizierung des bol-
schewistischen Systems zu begünstigen" 

Das Bemühen um einen Interessenausgleid 
sollte helfen, das Dilemma einer Friedenskon-
ferenz zu überwinden, auf deren Tagesord-
nung ein „European resettlement“ stand, eine 
Aufgabe, die nach Auffassung von Lloyd Ge-
orge nicht ohne Deutschland oder Rußland be-
wältigt werden könne. Ihm ging es dann 
herauszufinden, ob Deutschland oder Rußland 
der vernünftigere Partner wäre; beide Kontra-
henten zu beteiligen, hielt Lloyd George aus 
vielen Gründen für zu riskant.

106) Mayer, Politics, S. 250 f.
107) Mayer, S. 322, sieht in Lloyd Georges Kuß-
Wechsel lediglich ein Anpassungsmanöver an de 
von Wilson und „Labour" ausgehenden Drude: B 
habe den vom Wahlausgang begünstigten M 
men“ die Hörner stutzen wollen. Diese Erklärung 
trifft gewiß zu, unterschätzt aber die Tendenz, 6 
Situation — entsprechend den jeweiligen Inform 
tionen — im Sinne seines Verständnisses sdersn 
lischen „Interessen" auszunutzen, d. h. die Pol 
sehe Initiative zu ergreifen.
>»108) Lloyd George, Truth, I, S. 327 ff; May i 
S. 319 ff., 411 ff.; R. H. Ullmann, AngloS0v 
Relations, 1917—1921, Bd. II, Princeton 1968; d 
Thompson, Russia, Bolshevism and the Versa
Peace, Princeton 1968. . .
109) Bucklers Bericht über Gespräche mit Et", 
vom 14.-16. 1. 1919 - FR, PPC, III, S. 6435 
stätigte eine Auffassung, die Lloyd George 1 ,. 
tischen Phasen (Februar 1918, Mai 1918 
1919, im Winter 1920/21) immer wieder zur den 
zung seiner Sondierungsoffensiven gegenu 
Sowjetregime anführte. 1019,
110) Lloyd George, Truth, I S. 3721(119;efntimae 
S. 151, 360; G. A. Riddell, Lord Ridel"191 
Diary of the Peace Conference and A 6 ‘ 
bis 1923, New York 1934, S. 21. EEatlane
111) Mayer, Politics, S. 451 ff-; L J Ma. 196h 
,Hands Off Russia', Past & Present, Heft 3’

Die Appeasement-Offerte gegenüber Lenin 
hatte mehrere Ursachen: Einmal wollte Lloyd 
George die alliier
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te Intervention in Rußland 
die die sozialen Unruhen in England an-
heizte ),  zurücknehmen und Churdhils 
Kreuzzugspläne verhindern111 ); zum anderen



schien machtpolitisch jetzt eher die Gefahr 
eines deutsch-russischen Bündnisses unter der 
Führung deutscher Rechtskräfte zu drohen. 
Daher empfahl sich eine Sondierungsaktion 
bei den Bolschewisten, die bewuß

112

t daran an-
knüpfte, daß man von Lenin, nicht aber von 
Koltschak, Denikin oder den Exilgruppen in 

Paris Andeutungen erhalten hatte, daß er 
(T Anin) die von England begünstigte Rand-
staatenlösung unter Umständen tolerieren 
würde ).

Der Kurswechsel im Januar/Februar 1919 läßt 
sich demnach wie folgt zusammenfassen: Aus 
dem Scheitern des bolschewistischen Drangs 
nach Westen an der deutschen Sperrmauer 
leitete Lloyd George den Erfahrungssatz ab, 
der Bolschewismus erziele nur unter osteuro-
päischen Strukturbedingungen seine volle 
Wirkung. Als Produkt einer agrarisch-feuda-
len Umwelt identifiziert, wurde die These ent-
wertet, der Bolschewismus leite eine neue 
Epoche der Weltrevolution ein und entzünde 
in den Industrienationen die Fackel des Um-
sturzes. Im Vertrauen auf die abklingenden 
internationalen Revolutionsgefahren scheute 
die Lloyd George-Regierung nicht mehr das 
Risiko, auf dem Hintergrund der wirtschaft-
lichen Engpaßsituation eine ohnehin wün-
schenswert erscheinende Politik der harten 
Hand gegenüber den massiven Forderungen 
der organisierten Arbeiterschaft einzuschla-
gen. Da die Gefahr eines übergreifens der 
bolschewistischen Revolution auf Mitteleuro-
pa und auf England gebannt schien und au-
ßerdem eine diplomatische Initiative mit dem 
Ziel, den Einflußbereich des Sowjetregimes 
auf dessen De-facto-Herrschaftsbereich abzu-
grenzen, eine zusätzliche Sicherung herbei-

führen sollte, hatte die britische Regierung die 
Möglichkeit erhalten bzw. sich geschaffen, die 
von der sozialen Protestbewegung ausgehende 
Herausforderung als Machtkampf zwischen 
legitimierter Amtsgewalt und Partikularinter-
essen auszugeben und zu ihren Gunsten zu 
entscheiden zu suchen.

Die von den Deutschen vorgebrachte Klage, 
die Lloyd George sich im November 1918 zu 
eigen gemacht hatte, daß nämlich ein harter 
Kurs Deutschland in die Arme des Bolschewis-
mus treibe, erschien ihm in dieser Phase als 
Verschleierungsmanöver eines Rechtsrucks
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 in 
Deutschland, von dem er befürchtete, er würde 
die von den Siegermächten angestrebte Frie-
densordnung aus den Angeln heben ) . Mit-
entscheidend für sein Einschwenken auf den 
von Frankreich beharrlich verfolgten Kurs, 
Deutschland verschärfte Sicherheitsleistungen 
abzuverlangen, waren zwei konkrete Tatsa-
chen: 1. Um den Demobilmachungsprozeß in 
England nicht unterbrechen zu müssen ), 
blieb der englischen Regierung nur die Option, 
das deutsche Potential für eine mögliche Auf-
lehnung gegen den Friedensvertrag drastisch 
zu reduzieren; 2. Lloyd George traute dem 
Ebert/Scheidemann-Regime nicht länger zu, er-
folgreich einen Mittelkurs 115zu steuern ). Da 
er in Deutschland das Schlimmste, d. h. ein 
links- oder rechtsextremes Regiment, nicht 
mehr ausschloß, mußte ihm daran liegen, 
Deutschland die Aufnahme von Feindseligkei-
ten zu verwehren.

DG.Boadle, Winston Churchill and the German 
Guestion in British Foreign Policy, 1918—1922, Den 
aag 1973, S. 31 ff., 60 ff., 81 ff. u. a. O.; er versucht

48 eich, Churchill als eigentlichen Gegenspieler 
nyd Georges in der Deutschland- und Rußland-
Politik herauszustellen, ohne freilich die hier auf-
Me1gten Zusammenhänge zu durchschauen.
Ltowenins, Bereitschaft, ggf. ein zweites „Brest-
Lanws " hinzunehmen, ließ sich erschließen aus 
dion S Antworten auf englisch-amerikanische Son-
not ngenund aus den Gesprächen, die mit Litwi-
finWage ührt wurden; die einschlägigen Zeugnisse 
435 nsich.bei Mayer, Politics, S. 423 ff.,. 438 f„ 
s d ' 467 f., 469 f; zur englischen Rußlandpolitik 
s ebda„ S. 308 ff., 316 ff„ 287 ff.

113) Lloyd George reagierte damit auf Nachrichten, 
die er von Haig, von den Missionen in Deutschland 
erhalten oder Zeitungsberichten entnommen hatte. 
Der Umschwung seit Ende Februar 1919 ist z. T. 
gleichfalls aus dem veränderten Tenor der Berichte 
über die innenpolitische Lage in Deutschland zu er-
klären.
114) FR, PPC, III, S. 694, 707 ff., 899 ff., 905, 907; 
vgl. Mayer, Politics, S. 326 ff. — Die Unruhen un-
ter den Truppenverbänden und das Mißtrauen der 
Labour-Opposition hingen mit dem unterstellten 
Interventionsvorhaben im russischen Bürgerkrieg 
zusammen; auch aus diesem Grund wurde die Poli-
tik der harten Hand gegen die wiederentdeckte 
deutsche „militaristische" Gefahr von einer Ver-
handlungsofferte an das Lenin-Trotzki-Regime be-
gleitet; die Sowjets befanden sich außerdem seit 
Dezember 1918/Anfang Januar 1919 militärisch auf 
der Erfolgsstraße; s. Anm. 104.
115) Lloyd George, 7. 2. 1919, FR, PPC, III. S. 902.



Die zweite „conciliation"-Phase 
(Februar/März 1919)

Die daran anschließende erneute Appease-
ment-Phase Mitte Fe 116bruar/Ende März 1919 )-
ist bestimmt vom Streikvotum der Bergarbei-
ter (21.—24. 2. 1919), der wachsenden Ar-
beitslosigkeit und der Stagnation des Wirt-
schaftslebens, die den Premierminister zu 
schnellen Entschlüssen veranlaßten 117),  ferner 
vom Eintreffen beunruhigender Nachrichten 
über die kritische innenpolitische Lage in 
Deutschland und von Plänen, den Vormarsch 
des Bolschewismus und die Offensive der 3. 
Internationale durch wirtschaftliche Stabilisie-
rungshilfe einzudämmen. Diese Phase läßt sich 
kurz auf folgende Formeln bringen: Durch 
einen entschlossenen Reformkurs, d. h. durch 
das Erbringen von Vorleistungen an „labour", 
wollte die Regierung die graduelle Veränder-
barkeit des Systems demonstrieren und die 
soziale Konfliktlage entschärfen; sie erwar-
tete, daß die innenpolitische Entspannung sich 
außenpolitisch positiv auswirken würde, in-
dem sie die englische Position auf der Frie-
denskonferenz s
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tärkte und durch ihr Modell 
der friedlichen Regelung von Sozialkonflikten 
einen beruhigenden Einfluß auf andere euro-
päische Staaten ausübte, die vom Bolschewis-
mus direkt bedroht waren ).  Das Angebot 
eines „gerechten“ Friedens an Deutschland 
sollte die Gefahr vermindern, daß der Kon-
fliktstoff in Mitteleuropa zur Explosion ge-
bracht würde (Fontainebleau-Memorandum). 
Da die verworren-zugespitzte Konstellation 
als Nährboden des Bolschewismus galt, sollte 
die Entspannungsoffensive in Zentraleuropa

116) Idi fasse mich hier ganz kurz, weil der Zusam-
menhang zwischen der Initiative, die zur Sankey-
Commission führte, und der im Fontainebleau-Me-
morandum kulminierenden 2. Phase der Appease-
mentpolitik gegenüber Deutschland wiederholt be-
handelt worden ist; s. wiederum vor allem Mayer, 
Politics, S. 604, 614 ff.

117)  Lloyd George, Truth, S. 371 ff.; Riddell, S. 21; 
Th. Jones, Whitehall-Diary, ed. K. Middlemas, 
Bd. I (1916—1925), London 1969, S. 76 ff.
118) Die relativ erfolgreichen Verhandlungen der 
National Industrial Conference, der .inneren Frie-
denskonferenz', Ende März/Anfang April 1919 un-
termauerten den englischen Anspruch, ausstrah-
lungskräftige Modelle für innere Friedensschlüsse 
handhaben zu können; Vandervelde sprach Lloyd 
George anläßlich der Debatte über die International 
Labour Charter ein entsprechendes Lob aus — s. FR, 
PPC, III, S. 251 (11. 4. 1919); Lloyd George, Truth, 
S. 657.

stabilisierend wirken 119) ; dies wiederum 
könnte auf die Innenpolitik positiv zurückwin. 
ken, insofern die Appeasement-Strategie je-
nen Konsens mit der gemäßigten Labour-Op-
position förderte, der zur Lösung der wirt-
schaftlich-strukturellen Probleme in England 
unentbehrlich schien 120 ).

“119) Lloyd George, 26. 3. 1919, in: Mantoux, I, S.27f
120) „The Peace Conference will react on labour -
Riddell, S. 36 (19. 3. 1919); Jones, Whitehall Dia!
S. 81 f. . m
121) Zur deutschen und britischen Friedenspoi .
im April/Mai 1919 s. bes. die auf die Frage 
deutschen Einwirkungsmöglichkeiten auf die 
lische Politik in der Krise der FriedensKone 
gerichtete Studie von Leo Haupts, HZ 217 I 
S. 54—95, sowie Krüger, Reparationen, S.
122) FR, PPC, V, S. 527, 539, 600, 674, u. a. O.
“123) FR, PPC, V, S. 497; s. auch die in Arun, nund
nannten Arbeiten von Ullmann, Thompso
Mayer.

Die zweite Phase der „Politik der harten Hand' 
(Mai 1919)

Im Mai 1919, der letzten hier zu behandeln-
den Phase des zweiten Aktionstyps, verlor die 
Beschwichtigungspolitik gegenüber „labour' 
wie gegenüber Deutschland erneut ihren ho-
hen Stellenwert121 ). Dies ist nur zum Teil auf 
die Pressionsmanöver der Siegfriedenspartei 
zurückzuführen, die sich im April 1919 deut-
lich sichtbar in Szene zu setzen begann. Hatte 
Lloyd George in der Fontainebleau-Phase Ein-
schüchterungsversuche gegenüber Deutsch- 
land als „Hilfsdienste für Revolutionäre“ ver-
pönt, so erwog er im Moment der Übergabe 
des Friedensvertrags den Einsatz von Druck-
mitteln, um die deutsche Unterschrift zu er-
zwingen, genauer, um den Einfluß der Rich-
tung Brockdorff-Rantzau zu brechen122 ). Ge-
genüber „labour" und den Gewerkschaften 
bezog seine Regierung zu diesem Zeitpunkt 
gleichfalls eine Position der Stärke; eine mas-
sive antibolschewistische Propagandakam 

pagne rundete das Bild ab.

Diese zumindest taktische Verhärtung in der 
Haltung Lloyd Georges steht in einem direk-
ten, vom Premierminister ausdrücklich beton-
ten Zusammenhang mit der sich abzeichnenden 
Umwälzung der inneren Verhältnisse in Rud-1 
land123 ). In seiner Umgebung meinte man, 
deutliche Anzeichen für den bevorstehenden 
Zusammenbruch des Lenin/Trotzki-Regimes 



unter dem Ansturm der weißrussischen Offen-
siven sehen zu dürfen. Ein übergreifen des 
Bolschewismus nach Westen schien nicht mehr 
zu drohen. Im 
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Gegenteil: Erstmals seit dem 
November 1918 geriet die Herrschaftsbasis der 
Bolschewisten selbst in Gefahr. Für Lloyd 
George kam es in dieser Situation, in der in 
Deutschland wie in Rußland )  nationalistisch-
antidemokratisch-militaristische Kräfte auf 
dem Vormarsch waren, darauf an, ein Bünd-
nis der potentiellen Militärdiktaturen schon im 
Ansatz zu zerschlagen. Da Koltschak und Deni-
kin von materiellen Hilfeleistungen der West-
machte abhängig waren, um ihre Augenblicks-
erfolge konsolidieren zu können, schickte 
Lloyd George sich an, im Gegenzug Garantien 
für eine demokratisch-föderalistische Neuord-
nung in Rußland einzufordern. Nach dieser 
Umgestaltung, deren Analogie 125)  zu Lloyd 
Georges Plänen für
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 eine Umwandlung der 
Habsburger Monarchie im Krieg unverkenn-
bar ist, würde Rußland jeder Affinität zum 
„Prussianism" entbehren, sich also in eine ge-
samteuropäische Friedensordnung einfügen 
lassen ) .

Die dritte „conciliation"-Phase (Juni 1919)

Als sich diese Pläne seit Ende Mai zerschlu-
gen, leitete Lloyd George erneut eine „peace 
with appeasement" -Offensive gegenüber 
Deutschland ein 127 ).  Gleichzeitig nahm er noch-
mals Anlauf, in England die Möglichkeit zu er-

öffnen, daß seine Regierung nach dem Ab-
schluß des Friedensvertrags mit Deutschland 
das in der Zwischenzeit innenpolitisch suspen-
dierte Reformprogramm mit Nachdruck in An-
griff nehmen könnte; er wollte dadurch den 
inneren Frieden langfristig sichern, so wie er 
hoffte, den äußeren Frieden durch seine Revi-
sionismusinitiative von Anfang Juni 1919 auf 
dauerhafte Grundlagen stellen zu können. Die 
Androhung, er werde Neuwahlen „ausschrei-
ben und die Koalition mit den Konservativen 
durch ein Bündnis mit sozialliberalen Refor-
mern ersetzen128 ), sollte die festgefahrenen 
innenpolitischen Fronten auflockern und die 
Atmosphäre zugunsten einer „national recon-
struction government“ schaffen. Es stellte sich 
freilich heraus, daß Lloyd George diese Op-
tion versperrt war; er konnte nur noch nach 
dem Motto handeln: „If you can’t beat them, 
join them“. Das überwechseln Lloyd Georges 
zu den stärkeren Bataillonen, d. h. zu der nach 
rechts abschwenkenden Mehrheit der Regie-
rungsparteien, belastete das Verhältnis zwi-
schen Regierung und Arbeiterbewegung und 
zerstörte damit die Basis aller Reconstruction-
Konzeptionen. Seit dem Sommer 1919 hatte 
die Lloyd George-Regierung weder innen-
noch außenpolitisch den Bewegungsspielraum, 
der für die von mir skizzierte Entwicklung in 
der Waffenstillstandsphase mit der Variation 
des Dreiecksverhältnisses „labour"—Deutsch-
land — bolschewistisches Rußland so überaus 
charakteristisch war.

128) Jones, Whitehall Diary, I, S. 88; Riddell, S. 102; 
M. I. Cole, ed., Beatrice Webb’s Diaries, 1912—1924, 
London 1952, S. 161.

Schlußfolgerungen

Welche Verbindungslinien ergeben sich vom 
aisgewählten Beispiel nun zu den im ersten 
Teil erörterten Fragen?

FR, PPC, V, s.497 ff. (7. 5. 1919); Lloyd George 
a ™ jetzt die äußere Aggressivität eines weiß-

d4ss nen Regimes höher ein als den Expansions-
I r des bolschewistischen Imperialismus'.
Groanne weitere Parallele liegt auf der Hand: auch 
aufn^n5 Auswärtige Amt u. a. spekulierten 
tunatne Dezentralisierung Rußlands unter Einschal-
endn"es. Nationalitätenprinzips in Verbindung mit 
Ranrist ir schaftlichen Beziehungen zwischen den 
dstaaten, und der Protektormacht (England 

I"ppeutschland).
1919). PPC' V, S' 546 (10. 5. 1919); S. 737 (20. 5.

t0 um Bedeutung und zu den Folgen der Debat-
Landandp„ • 6. 1919 s' vor allem H. -I- Nelson, 

Power, London/Toronto 1963, s 325 ff.

1. Das Entscheidungshandeln berücksichtigt 
als wesentlichen Faktor das politische Vermö-
gen bzw. Unvermögen der konkurrierenden 
Kräfte — d. h. im konkreten Fall: innenpoli-
tische Opposition, Deutschland, Rußland —, 
das nicht auf die ökonomischen und gesell-
schaftlichen Bedingungen des Handelns zu re-
duzieren ist. Die Analyse dieser politischen 
Konjunkturlage verknüpfte die aktuellen Ta-
gesfragen mit den sozialstrukturellen Bedin-
gungen der innenpolitischen Szenerie einer-
seits — „Triple Alliance" contra sozialliberale 
Reformkoalition — und einem grundsätzlichen



außenpolitischen Orientierungsproblem — 
d. h. England zwischen Deutschland und Ruß-
land — andererseits.

2. Die Analyse ergab ein Interaktionsschema 
zwischen den drei Handlungsebenen „Deutsch-
land", „Rußland" und „innere Reformpolitik". 
Von hieraus bietet sich auch ein Ansatzpunkt 
für eine vergleichende Betrachtung des eng-
lischen mit dem deutschen politischen System; 
denn mit dem aufgezeigten Motivations- und 
Wirkungszusammenhang zwischen „social 
appeasement", „conciliation“ und „Contain-
ment" läßt sich die von E. Kehr und seinen 
Nachfolgern (Wehler) für die deutsche Politik 
als beherrschend festgestellte Krisenstrategie 
mit den Elementen a) Solidarprotektionismus 
(verschiedener Spielart) gegen die Sozialde-
mokratie, b) „Englandhaß" und c) Rußland-
Furcht-Komplex vergleichen. Die Aufdeckung 
einer vergleichbaren Konstellationsfigur ist 
natürlich noch nicht das Vergleichsverfahren 
selbst, leistet aber doch eine Identifikation der 
vergleichbaren Aspekte.

3. Das Beispiel veranschaulicht ferner, daß 
Konflikte, die dem sozial-ökonomischen Sek-
tor zuzurechnen sind, in Termini der inter-
nationalen Politik umdefiniert werden (und 
umgekehrt). Diese Aufhebung der traditionel-
len Grenzen zwischen Innen- und Außenpoli-
tik ist uns für die Zeitgeschichte selbstver-
ständlich. Im konkreten Fall wurde festge-
stellt, daß dieser Vorgang unter der Voraus-
setzung bestimmter Situationsmerkmale sich 
phasenweise und -spezifisch wiederholte. Auch 
diese Beobachtung spricht gegen die Einseitig-
keit einer Deutung, die auf die determinie-
rende Wirkung ökonomischer Triebkräfte und 
gesellschaftlicher Konfliktlinien abhebt. Das 
Beispiel verdeutlicht die Wichtigkeit der an 
sich banalen Forderung, das Verhältnis zwi-
schen langfristigen innen- und außenpoli-
tischen Konstellationen und kurzfristigen Kon-
junkturphasen/Handlungszeiträumen stets neu 
zu überprüfen, um Kurzschlußurteile über die 
jeweilige Phase, d. h. die Gefahren einer Ten-
denzhistorie, zu vermeiden. Die Unentbehr-
lichkeit einer wechselseitigen Ergänzung von 
Analysen der handlungsrelevanten Konzeptio-
nen in Entscheidungssituationen und sozialge-
schichtlichen Untersuchungen von Prozessen 
bzw. Ereignisketten liegt auf der Hand.

4. Das konkrete Beispiel der englischen Frie-
densstrategie nach innen und außen in den ge-

schilderten Phasen vor dem Friedensschlu 
veranschaulicht, daß die Spannungen und U 
gleichgewichtigkeiten im politisch-soziale 
System, aber auch in {den internationalen fr 
Ziehungen in den jeweiligen Phasen unter 
schiedlich intensiv ausgeprägt waren und/oder 
entsprechend gedeutet wurden. Lloyd Georg» 
und seine Ratgeber .operationalisierten' be-
stimmte Daten bzw. Informationen über de 
Realfaktoren „labour", „Deutschland" um 
„Rußland" für ihr Entscheidungshandelnit 
November 1918 bzw. März 1919 ersichtlich a 
ders als in den Phasen Januar bzw. Mai 191) 
Es ist daher zu fragen, a) ob sie die Gefahr 
eines Ausbruchs der Krise in der 1. Phas 
höher einschätzten als in der 2., in der sie sid 
zutrauen, den inneren Krisenherd zu isolie-
ren, b) ob der .objektive' Befund einer hist 
rischen Analyse mit der subjektiven Beurtei-
lung des Handlungsspielraumes überei 
stimmt. Die Herausarbeitung des Interaktions 
typs weist also auf die letztlich sozialgeschidt 
lieh zu beantwortende Frage zurück, was 6 
mit der in den Quellen beschworenen Krise 
Situation auf sich habe.

5. Das Beispiel macht auch deutlich, daß inne 
politische .Krisen’ auf außenpolitische Et 
scheidungssituationen bestimmend einwirke: 
die ihrerseits rückwirkend den innenpd 
tischen Handlungsspielraum .krisenhaft r. 
spitzen oder entschärfen können. Die wedtse 
seitige Kontrolle der Ergebnisse und der Ve-
fahrensweisen der Sozialgeschichte und k 
politischen Geschichte sollte verhindern, d 
entweder die Lagebeurteilung der handelnde: 
Politiker oder gesellschaftspolitische Erb' 
rungsmodelle allein zur Analyse politisd 
Handelns herangezogen werden.

6. Auf dem Hintergrund der durch den Kr.-
forcierten Auseinandersetzungen um die I 
sellschaftspolitischen Zielsetzungen für r 
Nachkriegszeit machte die durch den rus 
sehen Bolschewismus aktualisierte Revo" 
tionsfurcht einen beherrschenden Grund 
des Zeitgeschehens 1917/1919 aus. Dieser > 
stand erklärt die Zuflucht der Politiker • 
manipulatorischen politischen Strategien 
der Mehrdimensionalität des Feindbildes, 
schewismus’ findet dieser Sachverhalt se 
Ausdruck. Der Bandbreite des Bolsdiewi® 
Begriffs entspricht die Vielzahl und ¥antg 
tät der politischen Krisenrezepte zur 
andersetzung mit diesem Phänomen. Eine



lyse, die sich auf die „sozialen Strukturen und 
Institutionen, Klassen und Gruppen" beschrän-
ken würde — so unverzichtbar diese für die 
Beurteilung des Komplexes innere Sicherheit/ 
Friedensschluß/Bolschewismus ist —, wäre un-
zureichend für die Bestimmung des Spiel-
raums, den gerade die Mehrdeutigkeit des Re-
volutions-ZBolschewismus-Phänomens in den 
drei Blickfeldern des englischen Aktionszen-
trums — „labour", Deutschland, Rußland — 
der britischen Politik eröffnete.

7. Die Variabilität — die aufzudecken ein Ziel 
der konkreten Analyse war — veranschaulicht 
den Grad der Konzessionsgeneigtheit und 

Kompromißfähigkeit des (englischen) Regie-
rungssystems gegenüber den Kräften im In-
nern, die nicht direkt zu den .herrschenden 
Klassen' zählen, sowie gegenüber jenen an-
deren „großen Mächten", zu denen wechsel-
seitige Abhängigkeitsverhältnisse unterschied-
lichen Ausmaßes — je nach Art und Sektor 
der Beziehungen sowie den jeweiligen innen-
politischen Gegebenheiten auf der Gegenseite 
— bestanden. Die Relation zu bestimmen zwi-
schen der Kompromißfähigkeit nach innen und 
außen und diese Feststellungen mit den Er-
gebnissen der Analysen anderer politisch-
sozialer Systeme zu vergleichen, wäre der 
nächste Schritt.



Friedrich Schäler: Bundesstaatliche Ordnung als politisches Prinzip
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/75, S. 3—20
Der Föderalismus hat in der Bundesrepublik Deutschland eine spezifische Ausprägung 
erfahren. Die Bundesstaatlichkeit ist neben den Prinzipien von Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit und Sozialstaatlichkeit einer der tragenden Verfassungsgrundsätze für die Bundes-
republik Deutschland. Die föderative Ordnung ist indes kein statisches, jedem Wandel 
entzogenes Prinzip; vielmehr stellt sie sich dar als institutioneller Motor für politische 
Vereinigungsprozesse. Ein Blick in die Geschichte nicht nur Deutschlands, sondern auch 
vieler anderer Staatengebilde auf der ganzen Welt zeigt das Wirken dieses Prinzips. Ob 
man die Bundesstaaten USA oder UdSSR, Jugoslawien oder die Schweiz, Indien qder 
Kanada nennt — überall dient der Föderalismus dazu, unterschiedliche Gruppen und Min-
derheiten kultureller, sprachlicher, ethnischer, religiöser oder politischer Art sowie Re-
gionen unterschiedlicher Wirtschaftsstruktur und Wirtschaftskraft in einen größeren Ver-
band zu integrieren. Auf diese Weise werden die politischen und wirtschaftlichen Vorteile 
des größeren Staatsgebiets verbunden mit iner relativen Selbständigkeit der zusammen-
geschlossenen Elemente der föderativen Ordnung.
In der Bundesrepublik Deutschland befindet sich der Föderalismus — wie es seinem 
Prinzip entspricht — in einem Wandlungsprozeß. Nicht mehr die landsmannschaftlichen 
Besonderheiten oder das historisch-politische Erbe der früheren Königreiche und Groß-
herzogtümer bilden heute seine Rechtfertigung, diese ist vielmehr in der Ergänzung des 
demokratischen Prinzips im Sinne der Verteilung politischer Macht zwischen Bund und 
Ländern, der Vermehrung politischer Beteiligungsebenen für den Bürger und des Schutzes 
für politische Minderheiten, Alternativen und Oppositionsrollen zu sehen. Die politische 
Gruppierung, die auf der Bundesebene in der Opposition steht, führt zugleich die Regie-
rungen in einigen Ländern und wird dadurch — zusammen mit ihren Anhängern und 
Wählern — in die gesamtstaatliche Willensbildung integriert. Bei gemeinsamer Verant-
wortung aller wesentlichen politischen Kräfte erhöht sich damit gleichzeitig die Chance 
zum Führungswechsel auf allen Ebenen des Bundesstaates. Außerdem führt dies zu einem 
steigenden Maß von gegenseitiger Information, Kooperation und gemeinsamer Planung 
wichtiger staatlicher Aufgaben.
Die Unterschiedlichkeit der Partnerstaaten der Europäischen Gemeinschaft nach Größe, 
Wirtschaftskraft und Bevölkerung gibt einen Hinweis darauf, daß auch hier allein eine 
föderative Struktur langfristig die Chance für eine politische Vereinigung wahren kann.

Gustav Schmidt: Wozu noch „politische Geschichte"? Zum Verhältnis von Innen-
und Außenpolitik am Beispiel der englischen Friedensstrategie 1918/1919
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/75, S. 21—45
Während auf der 30. Versammlung deutscher Historiker und Geschichtslehrer Anfang 
Oktober 1974 in Braunschweig noch ein „Waffenstillstand“ und ein „Neuer Mut zur Ge-
schichte' beobachtet werden konnten, bahnte sich eine Kontroverse zwischen Hans-Ulrich 
Wehler und Andreas Hillgruber über die Stellung von Sozialgeschichte und politischer 
Geschichte innerhalb der Geschichtswissenschaft an; der Disput erstreckt sich jedoch auch 
auf politische Standortfragen.
Der Beitrag schildert den gegenwärtigen Stand des Streitgespräches und versucht gleich-
zeitig, an einem ausgewählten Beispiel der englischen Geschichte Denkansätze, Erkenntnis-
interessen und Untersuchungsmethoden der .Politikhistorie' darzulegen. Davon ausgehend, 
daß politisches Handeln ein Aspekt sozialen Handelns ist, sieht er politische Geschichte im Eahmen einer von Max Webers .Theorie sozialen Handelns' her konzipierten Gesell-
sTaftsgeschichte (Wehler). Auf der anderen Seite soll verdeutlicht werden, daß Inter-
pretationen, die Geschichte als Resultat sozialökonomisch geprägter Interessenkonflikte 
egreifen, politisches Handeln im engeren Sinn verfehlen würden; dies gilt insbesondere 
ur den in zeitgeschichtlicher Perspektive wichtigen Bereich der Interdependenz zwischen 

innen- und Außenpolitik.
Anhand des ausgewählten Beispiels wird demonstriert, welchen Handlungsspielraum die 
I nenpolitischen Krisen und die Interessen der übrigen Mächte den (englischen) Akteuren 
78 en und ob bzw. wie diese versuchten, Bewegungsspielraum für „politisches Handeln“ 
beisdom fen und zu retten. Konkret geht es um den Nachweis, daß die englische Politik 
pomiier Verfolgung ihrer äußeren Sicherheitsinteressen zugleich auch immer die innen-Pantshe Situation im eigenen Land und die Verbindungen mit der Szenerie in Deutsch-
hun und in Rußland im Auge hatte. Die englische Politik,, die sich auf die Wechselbezie-
varien zwischen den drei Ereignisebenen „labour“, Deutschland und Rußland einstellte, 
pomuerte unter bestimmten Situationsmerkmalen zwischen Phasen der Appeasement-
mtk und Phasen der .Politik der Stärke'.
Tisdpußteil werden die Verbindungslinien vom ausgewählten Beispiel zu den im ersten 
d h oorterten Streitpunkten zwischen Sozialhistorie und politischer Geschichte gezogen, 
stelj generelle Gesichtspunkte formuliert, die das Tätigkeitsfeld und spezifische Frage-

gen der „politischen Geschichte" umschreiben.
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